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Im folgenden Teil geht es darum, die Bedingungen der Grossratswahlen anhand
der ausgewihlten Stichjahre aus einer ideen- und institutionsgeschichtlichen Per-
spektive zu beleuchten. Allen zu untersuchenden Zisuren ist dabei ein Kapitel
gewidmet.' Dabei sollen insbesondere die Spielrdume der institutionellen Reali-
tdt herausgearbeitet werden, die durch die personale Realitit mehr oder weniger
ausgefiillt wurden.? Diese Zusammenhinge werden in ihrer ganzen Tragweite
erst im Verbund mit dem Teil «Langsschnitte» deutlich, der die sozialgeschicht-
lichen Verinderungsprozesse darlegen wird. Erste Elemente solcher Prozesse
werden aber bereits im vorliegenden Teil présentiert.

In einem ersten Schritt gilt es, jeweils fiir ein Stichjahr die institutionelle
Realitidt zu untersuchen. Dazu bildet die jeweils giiltige Kantonsverfassung den
Rahmen, der ganz grundsitzlich den Grossen Rat im Verfassungsgefiige statuiert
und die Grundziige des Wahlrechts definiert. Letzteres wird in drei Elemente
aufgegliedert: aktives Wahlrecht, passives Wahlrecht und Wahlverfahren.3 Akti-
ves und passives Wahlrecht definieren, wer zu den Grossratswahlen zugelassen
wurde: Erstens wird untersucht, an welche Bedingungen das Aktivbiirgerrecht
gekniipft wurde, zweitens, welche gesetzlichen Voraussetzungen jemand erfiillen
musste, um als Kandidat teilnehmen zu kénnen. Das dritte Element, das Wahl-
verfahren, legt fest, welche Methode zur Bestellung des Grossen Rats angewen-
det wurde. Dabei geht es nicht nur um eine Erlduterung der je spezifischen aar-
gauischen Losungen, sondern darum, diese in einen grosseren Kontext staats-
rechtlicher Ideen und Entwicklungen einzubetten.

Die Analyse der personalen Realitit soll in einem zweiten Schritt die unmit-
telbaren Auswirkungen eines institutionell verinderten Elementes iiberpriifen.
Dabei werden die 1803, 1831, 1921 und 1973 neu gewihlten Ratsmitglieder fokus-
siert. Im Vordergrund steht die Frage, unter welchen Gesichtspunkten sich diese
Gruppe von der bisherigen Gesamtheit des Grossen Rats (also derjenigen der
Jahre 1830, 1920 und 1972) unterscheidet. Insbesondere interessiert dabei die Fra-
ge, wie lange sich die neu Gewihlten im Kantonsparlament zu halten vermoch-
ten. Die Auswirkungen einer institutionellen Verianderung auf die einzelnen
Elemente des Sozialprofils werden demgegeniiber erst im Teil «Lingsschnitte»
untersucht, um Uberschneidungen weitgehend zu vermeiden.

Grundlegende und allgemeine Aspekte zu einer Thematik werden jeweils in
jenem Kapitel abgehandelt, fiir das sie thematisch relevant sind. Den Kapiteln
«Territoriale Gestalt des Kantons Aargau», «Bevolkerung und Biirgerrecht» und
«Zu den politischen Parteien im Aargau» kommt aber Giiltigkeit iiber die im ent-
sprechenden Kapitel behandelte Epoche hinaus zu. Die Darstellung der fiir die
vorliegende Untersuchung notwendigen politischen Verhiltnisse und ihres Kon-
textes konzentriert sich auf die Zustinde im Kanton Aargau. Die einleitenden
Abschnitte gehen auf die Besonderheiten der jeweiligen Zisur ein, legen die dar-
aus notige Struktur dar und verweisen auf die grundlegende Literatur.
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7 Der Grosse Rat im Jahr 1803

Einleitung

Wenn der Status des ersten Grossen Rats des Kantons Aargau beleuchtet werden
soll, so kann sich dies angesichts der turbulenten Griindungszeit nicht auf eine
Analyse der diesbeziiglichen Passagen der Verfassung beschrinken. Diese war
nicht das Produkt eines autonomen konstitutionsbildenden Prozesses und nicht
einmal ein autonomes Dokument, sondern Bestandteil der Mediationsakte, mit
der iiberhaupt erst der Umfang des neuen Kantons Aargau definiert wurde. Eine
Volksabstimmung fand nicht statt; die Entscheidungen wurden in Paris getroffen
- teilweise beeinflusst von einer handverlesenen Gruppe von Schweizern, der
Consulta, die Napoleon Bonaparte zu sich zitiert hatte. Dies bedingt die folgende
Gliederung des Kapitels.

Nicht nur die Ausgestaltung des Wahlrechts und die verfassungsmaissige
Kompetenzordnung beeinflussen den Status eines Parlaments, noch grundsitz-
licher geschieht dies durch den Umfang eines staatlichen Gemeinwesens. Der
Kanton Aargau wurde 1803 territorial grundlegend neu konstituiert, was die poli-
tischen Verhiltnisse dieser Gegend der Schweiz massgeblich verinderte. Die
Konsequenzen dieser Umgestaltung werden einleitend dargelegt.! In einem wei-
teren Schritt soll der politische Rahmen aufgespannt werden, der den Hinter-
grund und die Basis fiir das Entstehen der aargauischen Verfassung des Jahres
1803 bildete. Das Wahlrecht wird anschliessend im Vergleich zu den anderen
Kantonen, teilweise auch mit Blick auf die Verfassungsentwicklung in den USA
und in Frankreich, erortert. KoLz und seinem atlantischen Kreislauf der Staats-
ideen folgend, wird dabei der Entwicklung in den deutschen Staaten ein unterge-
ordneter Einfluss auf die Schweiz beigemessen.? ErRnsT JorIN und NoLp HALDER
haben die Kantonsverfassung der Mediationsakte zu Recht als «Rahmengesetz»
bezeichnet, das erst durch weitere Erlasse konkrete Gestalt erhielt.3 Aufgrund
dieses Umstandes muss die Darstellung der Grundlagen der Grossratswahlen
von 1803 stellenweise auch vertiefend die Gesetzgebung aufgreifen. Dagegen
wird der Entstehungsprozess der Verfassung im Rahmen der Consulta nur ge-
streift.* Das komplizierte Zensuswahlsystem der Verfassung von 1803 stellte fiir
die Wihlbarkeit in den Grossen Rat verschiedene Kategorien auf, fiir die unter-
schiedliche Bedingungen galten. Passives Wahlrecht und Wahlverfahren erweisen
sich dadurch als derart ineinander verschlungen, dass diese Aspekte in einem ge-
meinsamen Abschnitt behandelt werden. Mit der Mediationsverfassung wurde
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im Aargau (wie in den iibrigen neu geschaffenen Kantonen sowie allen Stadtkan-
tonen auch) ein Losverfahren zur Vergabe von Grossratssitzen eingefiihrt. Dieses
aus heutiger Sicht bemerkenswerte Element des Wahlsystems vermochte bislang
nicht die Aufmerksamkeit der neueren Literatur auf sich zu ziehen, weshalb im
Rahmen der Diskussion des passiven Wahlrechts diesem Umstand besondere
Aufmerksamkeit geschenkt wird. Nach der Darlegung der theoretischen Normen
fiir den Zugang zum Grossen Rat folgt ein Uberblick iiber das verfassungsmis-
sige Gefiige der Gewalten und ein Einblick in den Parlamentsbetrieb. Hierbei
sollen die Differenzen zwischen der Norm, wie sie sich in der Verfassung darstellt,
und der Praxis herauskristallisiert werden. Der dritte Teil des Kapitels wendet
sich zundchst dem konkreten Prozess der Bestellung des ersten Grossen Rats zu,
wie er sich zwischen Februar und April 1803 abspielte. Da die Verfassung von
1803 fest umrissene Vorschriften zur geografischen Herkunft der Kandidaten vor-
sah, soll fiir diesen Punkt iiberpriift werden, wie die Spielrdume in diesern Be-
reich bei den ersten Grossratswahlen ausgeniitzt wurden. Im Zusammenhang
mit der Frage nach der Elitenkontinuitit wird das politische Vorleben der Gross-
rite sowie ihr weiterer Werdegang ermittelt. Im letzten Unterkapitel soll dem
Umstand nachgegangen werden, dass 1803 auch Personen in den Grossen Rat
gelangten, die entweder gar nicht im Gebiet des spiteren Kantons Aargau ansis-
sig gewesen waren oder teilweise noch kurze Zeit davor nicht iiber ein Biirger-
recht der Gegend verfiigt hatten.

Die Friihzeit des Kantons Aargau ist in der Literatur mehrfach behandelt
worden, es liegen zu allen Kantonsteilen Monografien neueren oder élteren Da-
tums vor. Nicht zuletzt die 200. Wiederkehr der Ereignisse der Jahre 1798-1803
hatte die positive Folge, dass verschiedene neue Arbeiten vorgelegt wurden.5

Territoriale Gestalt des Aargaus seit 1803

Der 1803 neu konstituierte Kanton Aargau umfasste die Gebiete der helvetischen
Kantone Aargau, Baden und Fricktal, die sich wiederum aus den historischen
Regionen des Berner Aargaus, des vorderdsterreichischen Fricktals sowie der Ge-
meinen Herrschaften der Freien Amter und der Grafschaft Baden zusammen-
setzten.® Am Siidwestrand kam das zuvor bernische Amt Aarburg dazu. Vom
Gebiet des helvetischen Kantons Baden ging das Amt Hitzkirch (im Ancien
Régime Teil der Freien Amter) an Luzern, das im Gegenzug das Amt Meren-
schwand abtrat. Fiinf Gemeinden des Limmattales wurden dem Kanton Ziirich
zugeschlagen.” Abgetrennt blieben auch die rechtsrheinischen Gebiete nérdlich
von Zurzach, Kaiserstuhl, Laufenburg und Rheinfelden.? Insgesamt wurden 1803
18 Gemeinden an andere Kantone abgetreten, 8 kamen neu zum Gebiet des
jungen Kantons Aargau hinzu. CHRISTOPHE SEILER und ANDREAS STEIGMEIER
haben zu Recht darauf hingewiesen, dass die 1803 fiir den Aargau gewihlte terri-
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toriale Losung letztlich einen zufilligen Charakter hatte.9 Sie gab dem jungen
Kanton eine heterogene Gestalt und damit eine betrichtliche Quantitit politischen
Ziindstoffs mit auf den Weg."

Das Parlament

Zur Genese der Mediationsakte aus der Helvetik

PoLrtiscHER RAHMEN Die Vermittlung des Ersten Konsuls der Franzosischen
Republik, Napoleon Bonaparte, brachte der Schweiz 1803 nach Jahren des poli-
tischen Hin und Her wieder eine gewisse Stabilitit, die bis 1813 anhalten sollte.
Die Mediationsverfassung erscheint als das lichte Resultat einer bizarren Situa-
tion. Allein die Volksaufstinde, die das Schicksal der Helvetischen Republik end-
giiltig besiegelten, hatte der vermittelnde Konsul durch den Abzug der fran-
zosischen Truppen im Sommer 1802 bewusst provoziert.! Diese Tatsache macht
folgende Wesensmerkmale der Helvetischen Republik deutlich: Es sind dies zum
Ersten die totale politische Abhingigkeit der Schweiz von der franzosischen Re-
publik,'? zum Zweiten die militirische Ohnmacht der Schweiz, die das Land zum
Schlachtfeld der Armeen der europdischen Grossmichte hatte werden lassen,’s
und zum Dritten die innere Zerrissenheit, die zur Folge hatte, dass die Helve-
tische Republik seit ihrem Bestehen immer wieder durch Widerstandsbewegun-
gen, Biirgerkriege und Staatsstreiche erschiittert wurde.'

Der Anstoss zur politischen Umwiélzung war zwar von aussen gekommen,
Unterstiitzung hatten die neuen Ideen aber auch im Innern gefunden. Die Hel-
vetische Republik war im Jahr 1798 nach franzosischem Vorbild und auf fran-
zosischen Druck hin entstanden und hatte sich nur dank franzosischer Bajonette
einigermassen halten konnen. Dennoch fanden sich Anhédnger des neuen zentra-
listischen Nationalstaats nicht nur im Biirgertum der Untertanenstidte,’ sondern
auch in den regimentsfihigen Familien der Stadtorte und auf der Landschaft.’®
Demgegeniiber waren vor allem katholische Kreise lindlicher Gebiete in wesent-
lichen Punkten anderer Auffassung geblieben. Die Vorstellungen der Landsge-
meindeorte von Demokratie, Freiheit und Religion standen jenen der Helve-
tischen Republik diametral gegeniiber."7

Vielfach ist die Helvetik als Januskopf bezeichnet worden:*® Zahlreiche posi-
tive Ansitze stehen dem Unvermogen gegeniiber, in der Organisation des Staats
den Ausgleich zwischen zentralistischen und foderalistischen Kriften zu finden.
So muss eine Bilanz der Zeit der Helvetik trotz ihrem reformerischen Impetus
zwiespiltig ausfallen. Zwar wurde das Tor zu einer neuen Ara aufgestossen, viele
Neuerungen setzten sich aber erst durch, als die Helvetik bereits ein Stiick nicht-
zitierfahiger Geschichte geworden war.

Den verschiedenen Gegenden des heutigen Kantons Aargau entstammten
Exponenten aller politischen Richtungen, und in diesem Teil der Schweiz veror-
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teten sich auch gleichsam Anfang und Ende der Helvetischen Republik:'¥ Am
12. April 1798 war sie im Rathaus in Aarau ausgerufen worden, und der Steckli-
krieg, der nach dem Abfall der Innerschweiz im August 1802 jene Breitenwir-
kung entwickelte, die ihr Schicksal besiegeln sollte, begann im Herbst 1802 in der
Region Baden.

Consurta Kaum hatte eine Volksabstimmung im Juni 1802 eine iiberwiltigende
Mehrheit fiir die Annahme der neuen, zweiten Helvetischen Verfassung erbracht
(wobei zu erwihnen ist, dass das Resultat nur deshalb so deutlich ausfiel, weil die
Stimmen jener, die der Urne ferngeblieben waren, als Ja-Stimmen gezihlt wur-
den),* provozierte der erwihnte Abzug der franzgsischen Besatzungsmacht im
Sommer 1802 einen Biirgerkrieg in der Schweiz, aus dem die foderalistische Seite
siegreich hervorgegangen wire, wenn nicht Bonaparte im Oktober wiederum
seine Truppen hitte einmarschieren lassen. Am 10. Dezember 1802 wurde die
Consulta, die vom Ersten Konsul befohlene Versammlung von Abgeordneten
des helvetischen Senats und der Kantone zur Losung der Verfassungsfrage, in Pa-
ris eréffnet.” Die Redaktion der Bundesverfassung** behielt sich Bonaparte per-
sonlich vor, der sich bei den Schlussberatungen auch in Bezug auf die einzelnen
Kantonsverfassungen als mit den schweizerischen Verhiltnissen bestens vertraut
zeigte.”3 Dass er letztlich seine eigenen Ideen durchsetzen wollte, zeigt sich auch
daran, dass die Mehrheit der Abgesandten aus der Schweiz als Befiirworter eines
Zentralstaats gelten diirfen, wihrend mit der Mediationsakte ein loser Staaten-
bund geschaffen wurde.?+

Die Consulta-Vertreter der de jure verschmolzenen helvetischen Kantone
Aargau und Baden? waren Gottlieb Hiinerwadel (Sohn),,,,, der ehemalige
Schatzkommissir Gottlieb Hunziker, Melchior Liischer ., Johann Rudolf Meyer
(«Vater» Meyer) aus Aarau, Heinrich Rothpletz.,,,
Paris weilende Philipp Albert Stapfer;,y,, der ehemalige Schatzkommissar Gott-
lieb Strauss aus Lenzburg, Peter Suter,,,, aus Zofingen, Heinrich Weber,,,3 und
Abraham Welti,,,.2® Aus dem Fricktal waren Johann Baptist Jehle,,,, und Joseph
Friderich,,,; abgeordnet worden.*”

der bereits als Gesandter in

Der territoriale Umfang, ja die Selbstindigkeit des Aargaus war keineswegs
unbestritten. Gottlieb Hiinerwadel,,,, verlangte in einer Eingabe an die Consulta
die Wiedervereinigung des Aargaus mit Bern, was nicht nur bei den bernischen
Vertretern und dem im Aargau landséssigen bernischen Patriziat Unterstiitzung
fand.?® Bonaparte hatte bereits eineinhalb Jahre zuvor im ersten Entwurf der Ver-
fassung von Malmaison die Aufl6sung des Kantons Aargau erwogen, dies dann
aber offenbar auf Intervention Stapfers.,,, verworfen.?9 Nun, zu Beginn der Con-
sulta, schien er noch unentschlossen, sprach sich aber schliesslich doch fiir einen
Kanton Aargau aus.3° Dabei ging es in erster Linie um die Position Berns in der
Schweiz.3' Die Schaffung des Kantons Aargau ist in letzter Konsequenz das er-
staunliche Werk einiger weniger Personen, allen voran Bonapartes und Stapfers,
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gefolgt von den iibrigen Aargauer Deputierten.3* Es iiberrascht demgegeniiber
nicht, dass der helvetische Kanton Baden seine Selbstindigkeit endgiiltig verlor.
Seine Anhinger hatten bereits im Vorfeld aufgegeben.33 Sie sahen sich in der
Auswahl der Vertreter iiberstimmt und verzichteten darauf, eine eigene Abord-
nung zu organisieren.34 Allerdings war Bern urspriinglich fiir die Selbstdndigkeit
des Kantons Baden eingetreten, weil es hoffte, so den Berner Aargau wieder un-
ter seine Herrschaft bringen zu kénnen.

Der dritte und kurzlebigste Kanton auf dem Gebiet des heutigen Aargaus,
der Kanton Fricktal, wurde von Bonaparte am 2. Februar 1803 dem Aargau zuge-
schlagen.35 Der Anschluss dieses vorderdsterreichischen Gebiets an die Schweiz
war bereits in einem geheimen Zusatzprotokoll zur Offensiv- und Defensivallianz
vom August 1798 zwischen Frankreich und der Schweiz vereinbart worden. Na-
poleon wollte aber dieser Region, die sich ein Jahr zuvor als Kanton konstituiert
hatte, keine Berechtigung zur selbstindigen Existenz zubilligen, hatte sich aber
immerhin von einer Bittschrift der Fricktaler Gemeinden beeinflussen lassen, das
Gebiet nicht zwischen Basel und dem Aargau aufzuteilen, so wie er es anderthalb
Jahre zuvor noch geplant hatte.3°

Die uniibersichtliche territoriale Situation des Jahres 1802 im Gebiet des spi-
teren Aargaus macht die instabilen politischen Verhiltnisse in der Schweiz augen-
fallig. Bereits die Verfassung von Malmaison 1801 hatte die beiden helvetischen
Kantone Aargau und Baden zu verschmelzen versucht, die zweite Helvetische
Verfassung von 1802 hatte dariiber hinaus vorgesehen, das obere Freiamt dem
Kanton Zug anzugliedern.3” Die Vereinigung der beiden Kantone war zwar férm-
lich vollzogen worden, die Verhiltnisse waren aber in den Wirren des Sommers
1802 undurchsichtig geblieben.3® Ahnliches gilt fiir das Fricktal, wo die Macht-
verhiltnisse wiederholt gewechselt hatten.39 Auch wenn die im Rahmen der
Consulta ausgearbeitete aargauische Verfassung nur bis 1814 Bestand hatte, wur-
den durch sie die grundsitzlichen Fragen beziiglich der Selbsténdigkeit und des
Umfangs des Kantons Aargau einer Losung zugefiihrt, die sich als langfristig trag-
fahig erwies.°

MEepiaTionsakTE Die Unterzeichnung der Mediationsakte fand am 19. Februar
1803 in Paris statt, was den Umstand unterstrich, dass diese Verfassung der
Schweiz noch viel mehr als die Helvetische von aussen aufgezwungen worden
war. Sie trat am 10. Mérz 1803 in Kraft, ohne dass das Volk zur jeweiligen Kan-
tons- oder Bundesverfassung befragt worden wire.# Damit war die Epoche der
Helvetik beendet,#* und das Ringen zwischen den Anhingern eines Zentralstaats
und jenen, die fiir einen Staatenbund eintraten, zugunsten Letzterer entschieden.
Diese Dominanz der féderalistischen Position auf schweizerischer Ebene sollte
sich mit dem Ende der Mediation 1813 noch verstirken und erst ab 1830 im Ver-
lauf der Regenerationsbewegung wieder aufweichen, was schliesslich den Weg
zum Bundesstaat von 1848 ebnete.
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Durch die Mediationsakte wurde die Souverinitit der Kantone wiederherge-
stellt. Folgerichtig enthielt sie neben einer knappen Bundesverfassung auch die
Verfassungen der 19 Kantone. Aargau, Graubiinden, St. Gallen, Tessin, Thurgau
und Waadt, die gemeinhin als Mediationskantone bezeichnet werden, waren die-
jenigen Teile dieses Staatenbundes, die territorial sehr wohl ihre Vorldufer in der
Helvetischen Republik hatten, durch die Mediationsakte aber neu konstituiert
worden waren, wobei nur Graubiinden auf eine Tradition von Staatlichkeit im
Ancien Régime zuriickblicken konnte. In den iibrigen neuen Kantonen wurde in
den Verfassungen das Prinzip der reprisentativen Demokratie verankert. Dies
galt auch fiir die Stadtorte, die sich neben den Landsgemeindekantonen als wei-
tere Gruppe eingrenzen lassen. Beiden war jedoch gemein, dass ihre Verfas-
sungen stark an die Verhiltnisse vor 1798 ankniipften.3 Simtliche Kantonsver-
fassungen kennzeichnete, dass sie letztlich schematisch aufgebaut waren.#* Auf
die Parallelen zu anderen Kantonsverfassungen wird im nidchsten Abschnitt im
Zusammenhang mit der Diskussion der aargauischen Verfassung von 1803 einge-
gangen. Dabei werden die erwdhnten drei Gruppen der neuen, der Stadt- und
der Landsgemeindekantone unterschieden werden.* Festzuhalten ist einstweilen
noch, dass sich trotz den restaurativen Ziigen der Mediation nicht mehr alle
Errungenschaften der Helvetischen Republik aus der Welt schaffen liessen. So
wurde der Untertanenstatus, der weiten Teilen der schweizerischen Bevolkerung
vor 1798 zugekommen war, nicht wieder eingefiihrt. Von einer vollstindigen
Rechtsgleichheit aller Schweizer (geschweige denn Schweizerinnen) war man
aber noch weit entfernt. Frauen waren vom Biirgerrecht ebenso ausgeschlossen
wie Juden oder Angestellte in handwerklichen oder landwirtschaftlichen Betrie-
ben.#® In den Stadtkantonen hatte sich die Biirgerschaft des Hauptorts gegeniiber
der Landschaft wieder ein politisches Ubergewicht verschaffen konnen.#” Zudem
bestanden innerhalb der Dorfgemeinschaften weiterhin Rechtsunterschiede.
Schon der Helvetischen Republik war es nicht gelungen, ein Einheitsbiirgerrecht
durchzusetzen. Vielmehr hatte die Schaffung von Munizipalititsgemeinden eine
Parallelstruktur hervorgebracht, die Ortsbiirgern und Einwohnern einen unter-
schiedlichen Status zuwies. An diesem Zustand verinderte auch die Mediation
nichts.4® Die Bundesverfassung von 1803 postulierte zwar die Niederlassungsfrei-
heit im ganzen Gebiet der Schweiz und einen Rechtsanspruch auf die Erwerbung
eines beliebigen Biirgerrechts. Es war jedoch den jeweiligen kantonalen Rege-
lungen unterworfen, wie ein solches zu erwerben war. 49

Die Verfassung des Kantons Aargau — das zweite Kapitel der Mediationsakte
vom 19. Februar 1803 — war mit nur gerade 24 Artikeln die kiirzeste in der aargau-
ischen Geschichte,5 und obwohl der Aargau zu den neuen Kantonen gehérte,
trug sie dennoch restaurative Ziige. Ausseres Zeichen dafiir ist der rasche Uber-
gang von der republikanischen Anrede «Biirger», die ohne Ansehen von Amt
und Wiirden jedem Kantonsbiirger zukam, zu einer Nomenklatur von hierarchisch
unterschiedenen Titeln und Anreden.
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Zu den Grundlagen der Grossratswahlen
AkTIvES WAHLRECHT Wie schon in der Helvetischen Republik waren auch in
der Mediation Frauen und Juden grundsitzlich von der politischen Partizipation
ausgeschlossen, was angesichts des restaurativen Impetus der Mediation nicht
iiberrascht. Wie stark die Gesellschaft 1803 noch in einer Dichotomie Unterta-
nen - Obrigkeit gesehen wurde, zeigt die Ansprache des Prisidenten der Regie-
rungskommission,” Johann Rudolf Dolder.s, anldsslich der Eréffnung der ersten
Sitzung des Grossen Rats deutlich: «Euch aber, Ihr Bewohner des Aargaus, wolle
der Allmichtige tief in das Herz einprigen, dass nur Liebe, Achtung, Zutrauen
und Gehorsam gegen die Obrigkeit einem Staat Stirke, Dauer, Wohlstand und
Ruhe geben.»5* Das Frauenstimmrecht galt noch in keinem einzigen Staat, auch
nicht im revolutionédren Frankreich, wo sich immerhin ConporceT dafiir einge-
setzt hatte.53 Die Ungleichbehandlung der Juden im Kanton Aargau war von
besonderer Tragweite, da sich Mitglieder dieser Religionsgruppe in der Eidge-
nossenschaft seit 1776 nur in den beiden Surbtaler Gemeinden Oberendingen
und Lengnau hatten niederlassen diirfen.5

Das Aktivbiirgerrecht der Mdnner war gemiss der Aargauer Mediationsver-
fassung an zwei Bedingungen gekoppelt: Mindestalter und -vermoégen.55 Wer
verheiratet war, konnte nach Zuriicklegung des 20. Altersjahrs wihlen, wer un-
verheiratet war, nach dem 30. Geburtstag.’® Diese Regelung galt in allen neuen
Kantonen, des Weiteren in Basel. In den Landsgemeindekantonen waren alle
20-]Jahrigen wahlberechtigt. Demgegeniiber verkniipften die Stadtorte das Aktiv-
biirgerrecht mit der zumindest administrativen Zugehorigkeit zur kantonalen
Miliz.57 Diese Regelung findet sich im Aargau expressis verbis nur im Zusam-
menhang mit der Zulassung der niedergelassenen Biirger anderer Kantone zum
Wahlrecht.?® Die zweite Voraussetzung fiir das Aktivbiirgerrecht war ein Ver-
mogensnachweis: Im Aargau galt ein Zensuswahlrecht, wobei das nétige Min-
destvermogen an Grundbesitz gebunden sein musste. Wihlen durfte, wer als
Eigentiimer oder Nutzniesser eine Liegenschaft mit einem Mindestwert von 200
Schweizer Franken besass oder aber einen Schuldtitel iiber mindestens 300
Schweizer Franken, der an eine Liegenschaft gekniipft war.59 Diese Regelung galt
auch in allen neuen Kantonen.® Die Landsgemeindeorte dagegen kannten
keinen Zensus, wihrend in den Stadtkantonen die Hiirde mit 500 Schweizer
Franken noch hoher angesetzt war, ja fiir die Stadt Bern galt sogar ein Min-
destwert von 1000 Schweizer Franken.® Dabei wurde in allen Stadtorten nicht
unterschieden, ob dieser Mindestwert durch Grundeigentum oder Schuldtitel ab-
gedeckt war, allerdings mussten auch Letztere auf Liegenschaften ruhen. Merk-
wiirdigerweise wurden in der bisherigen Forschungsliteratur die Zensusbestim-
mungen fiir das aktive Wahlrecht verschiedentlich iibersehen, obwohl sie im
Verbund mit den weiteren Hiirden einschneidende Konsequenzen fiir den Um-
fang des Elektorats hatten, wie noch weiter auszufiihren sein wird.%> Aus den
Zensusbestimmungen der Virginia Bill of Rights von 1776 wird die Vorstellung

Der Grosse Rat im Jahr 1803 79



deutlich, die damals mit dieser Massnahme verbunden wurde: «All men, having
sufficient evidence of permanent common interest with, and attachment, to the
community, have the right of suffrage.»% Besitz wurde (von den privilegierten
Schichten) als Indikator fiir das Interesse am politischen Geschick des Staats
wahrgenommen. Jenen nach dieser Definition als nicht politikfihig erachteten
Schichten wurde in logischer Konsequenz das Wahlrecht verwehrt.®4 Die Forde-
rung nach einem allgemeinen Wahlrecht fiir alle (mé@nnlichen) Biirger war zwar
bereits im 18. Jahrhundert auf der Basis des Naturrechts in staatsphilosophischen
Werken aufgestellt worden. Diese theoretischen Uberlegungen hatten bis zur
Mediationszeit aber nirgends Eingang in die politische Praxis gefunden. Dies
sollte in der Schweiz erst in der Regenerationszeit erfolgen.%

Aus der erwihnten Parallelstruktur von Munizipalitits- und Ortsgemeinden
resultierte, dass es in den Aargauer Gemeinden noch mehr verschiedene Grup-
pen von Biirgern mit unterschiedlichem Rechtsstatus gab.®® Auslinder konnten
das Wahlrecht nur erwerben, indem sie sich einbiirgern liessen.%” Grundsitzlich
waren neu Zugezogene erst nach Ablauf einer Karenzfrist von einem Jahr an
ihrem neuen Wohnort wahlberechtigt. Aus der Gruppe der niedergelassenen
Schweizer (Biirger anderer Kantone, die im Aargau einen dauerhaften Wohnsitz
begriindet hatten) waren nur Pfarrgeistliche, falls sie die Zensusvorschriften erfiil-
len konnten, ohne weitere Auflagen zu den Wahlen zugelassen. Familienviter
mussten zudem in der Schweiz geboren sein, mindestens vier Kinder iiber 16 Jah-
re haben, in der Miliz eingeschrieben sein und einen ausreichenden Erwerb be-
sitzen. Erfiillten sie diese Voraussetzungen nicht, hatten sie einen Beitrag an das
Armengut ihres Wohnorts zu entrichten.®® Exakt dieselbe Regelung galt in allen
neuen Kantonen, wihrend die iibrigen Kantonsverfassungen kein Wahlrecht fiir
niedergelassene Schweizer vorsahen. Der junge Kanton Aargau errichtete in den
Folgejahren allerdings in Form weiterer Gesetze hohe Barrieren gegen Nieder-
lassung und Einbiirgerung.® Zudem schriinkte die Regierungskommission das
Aktivbiirgerrecht auf dem Dekretsweg weiter ein. Dienstboten und Handwerks-
gesellen durften ebenso wenig wihlen wie Personen, die Armenunterstiitzung
bezogen, die «bevogtet» oder «vergantet» waren oder von einem Gericht als
«ehrlos» erklart worden waren. Die Vorstellung, dass ein Lohnabhingigkeitsver-
hiltnis Grund zum Ausschluss vom Aktivbiirgerrecht sein kénne, fand sich be-
reits im revolutiondren Frankreich, wo 1789 die Nationalversammlung unter den
Bedingungen zum Wabhlrecht anfiihrte: «N’étre pas, pour le moment, dans un
état servile, c’est-a-dire dans des rapports personnels trop incompatibles avec
Pindépendance nécessaire a I'exercice des droits politiques.»” Weiter durfte in
keinem anderen Kanton ein Stimm- und Wahlrecht ausgeiibt werden.”

Alle diese Bestimmungen fiihrten dazu, dass die Liste der Aktivbiirger fiir
das Jahr 1803 bescheiden ausfiel. Die Angaben weichen dabei deutlich voneinan-
der ab: JorIN nennt gerade einmal 9233 Personen mit aktivem Wahlrecht, was
lediglich sieben Prozent der aargauischen Bevélkerung entspriche,”” BRONNER
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gibt mit 20100 Personen rund doppelt so viele an, relativiert diese Zahl aber
selbst.” Fasst man die mannliche Bevolkerung der iiber 20- oder 3o-Jahrigen ins
Auge, so kann davon ausgegangen werden, dass aufgrund der Zensusbestimmun-
gen und der weiteren einschrinkenden Dekrete wohl zwei von drei Ménnern
vom Wabhlrecht ausgeschlossen waren.”# Der einschneidende Charakter dieser
Bestimmungen tritt nach JorIN zu Tage, wenn als Vergleichsgrosse die Zahl der
Stimmberechtigten im Aargau bei der Abstimmung iiber die zweite Helvetische
Verfassung im Sommer 1802 beigezogen wird: 14 561 Personen, rund einem Dirrit-
tel mehr Biirgern, war das aktive Stimm- und Wahlrecht zugestanden worden.?
Die Regierungskommission des neuen Kantons Aargau hatte damit die restrikti-
ve Haltung der aargauischen Consulta-Deputation in der Frage des Wahlrechts
umgesetzt.” Es kann weiter davon ausgegangen werden, dass sich die knappe
Zeit zur Umsetzung der Mediationsverfassung nachteilig auf die Aktivbiirger-
verzeichnisse auswirkte, indem moglicherweise ein Biirger im Zweifelsfall, das
heisst bei Unklarheit, ob er die Zensusbedingungen erfiille, eher nicht verzeich-
net wurde — vielleicht auch, weil die Zeit nicht ausreichte, seine Vermogensver-
hiltnisse abzukldren. Wie erwihnt, misstraut BRONNER der von ihm genannten
Zahl von 20100 Aktivbiirgern und weist darauf hin, dass 1803 die Bestimmungen
der Verfassung und des Wahlreglements in den Gemeinden sehr ungleich ausge-
legt worden seien.”7 Die Kreiswahlversammlungen im Jahr 1803 waren mit rund
200 bis 400 Personen folglich durchaus iiberschaubar.

PasstvEs WAHLRECHT UND WAHLVERFAHREN FUR DEN GRrossEN Rar  Fiir das
passive Wahlrecht galten weitere Hiirden, was im Folgenden in Bezug auf die Be-
stimmungen fiir die Wahl des Grossen Rats aufgezeigt werden soll. Grundsitzlich
galt, dass nur knapp ein Drittel der Mitglieder von den Kreisen direkt gewihlt
wurde, wihrend das Gros aus einer Liste von Kandidaten ausgelost wurde, die
wiederum von Kreisversammlungen gewihlt worden waren. Dieses System kam
in allen Stadt- und neuen Kantonen zur Anwendung.”® In den neuen Kantonen
erhielt das Los dabei noch stirkeres Gewicht als in den Stadtorten, da die Menge
aller Kandidaten nach der Wahl durch die anschliessende Auslosung um mehr
als 50 Prozent reduziert wurde und damit die Vergabe der Sitze dem Wihlerwil-
len weitgehend entzogen war.”

In der neueren verfassungsgeschichtlichen Literatur wird nirgends referiert,
in welche Zusammenhinge das Element des Loses innerhalb eines Wahlverfah-
rens einzuordnen ist, weshalb hier einigen erlduternden Ausfithrungen zu dieser
Wahlmethode etwas Platz eingerdumt werden soll. Im Ancien Régime hatten
einige Stadtorte das Verfahren der Losziehung gekannt, um politische Gremien
zu bestellen.?° Dagegen findet sich im franzosischen Staatsrecht der Revolutions-
zeit, das die Verfassungen der Schweiz in der Helvetik und Mediation wesentlich
beeinflusste, kein Einbezug von Auslosungen im Rahmen der Wahlverfahren fiir
das Parlament.® Fiir die Schweiz der Helvetik lassen sich dafiir durchaus Belege
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beibringen, so hatte zum Beispiel der Basler Oberzunftmeister Peter Ochs Los-
ziehungen im Rahmen seines Verfassungsentwurfs fiir die Helvetische Republik
zunichst vorgesehen, dann aber wieder verworfen.?? Eingang in die erste Helve-
tische Verfassung fand das Element schliesslich in folgenden beiden Kontexten:
Zum Ersten wurden die Wahlménnerversammlungen, die unter anderem die
Parlamentarier wihlten, durch das Los auf die Hilfte reduziert.®3 Zum Zweiten
kam im Wahlverfahren fiir die Mitglieder des Direktoriums an insgesamt drei
Stellen das Los zur Anwendung: Zunichst wurden die beiden Parlamentskam-
mern, Grosser Rat und Senat, durch das Los auf ein je halb so grosses Wahlkolle-
gium reduziert. Die so von der Wahl Ausgeschlossenen erhielten nun die Mog-
lichkeit, das spitere Wahlverfahren insofern zu beeinflussen, als ihnen als
néchster Schritt die Entscheidung oblag, ob sich von den sechs Kandidaten, die
von den Wahlkollegien vorzuschlagen waren, alle sechs der Wahl stellen durften
oder ob drei per Los ausgeschieden werden sollten. Im weiteren Ablauf des
Wabhlverfahrens wurde nun ausgelost, welche der beiden Kammern, das heisst
die daraus verbliebenen Wahlkollegien, die Kandidaten fiir eine Wahl ins Direk-
torium vorzuschlagen und welche aus diesem Vorschlag (der eben je nachdem
per Los um drei Kandidaten verringert wurde) zu wihlen hatte. Dann konnte das
Wahlprozedere seinen weiteren Lauf nehmen.5

Diese komplizierte Regelung fiihrte dazu, dass bei jeder Ersatzwahl ins Di-
rektorium Sinn und Zweck des Loses von Neuem grundsitzlich erértert wurde.?
Aus diesen Diskussionen lassen sich die unterschiedlichen zeitgendssischen Be-
urteilungen dieses Wahlverfahrens ableiten: Losziehungen wurden als Regulativ
zur Verhinderung von Wahlintrigen und auch fiir jene Fille als zweckmassig
erachtet, «wo eine Versammlung durch Fractionen zerrissen ist», wie sich der
helvetische Grossrat Zimmermann 1799 ausdriickte. Allerdings wurde dieser Ar-
gumentation auch in der Zeit bereits mit Skepsis begegnet, da ja in der Tat auch
das Los nur zufillig eine eingefadelte Wahl abwenden konnte und sich folglich
als ein hochst ungewisses, unsystematisches und so nur teilweise taugliches Kor-
rektiv erwies. Immerhin vermochte eine Verminderung der Anzahl Kandidaten
durch das Los den Wihlerwillen etwas zu dampfen, was ja durchaus das Ziel
komplizierter Losverfahren fiir Wahlgidnge war. In den erwidhnten Debatten in
den Parlamentskammern der Helvetischen Republik wurde das Ergebnis einer
Auslosung zeittypisch teils im aufkldrerischen Geist als unverniinftiges Walten
des blinden Zufalls, teils im Sinn des Ancien Régime als addquates Gottesurteil
gesehen.® Insgesamt standen die Parlamentarier der Helvetischen Republik der
Losziehung mehrheitlich skeptisch gegeniiber. Paul Usteri (1768-1831) bezeichne-
te «die allen Menschenverstand empdorende Ausschliessung der Halfte der Rithe
durch das Los von der Wahl der Directoren» in der Debatte iiber die Revision
der Helvetischen Verfassung im Januar 1799 gar als eines der «schreiendsten Ge-
brechen unserer Constitution»? Als unnétig oder als Relikt aus vergangenen
Zeiten empfanden viele helvetische Parlamentarier die Anwendung des Loses,
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und in der zeitgenossischen Diskussion in den helvetischen Parlamentskammern
wurde argumentiert, dass die Wahlversammlung gewiss iiber die nétige Vernunft
verfiige, richtig, das heisst verniinftig, zu wihlen. Dieser aufklirerische Impetus
lisst sich mit einem Votum des helvetischen Grossrats Anderwert im Rahmen
einer Ersatzwahl ins Direktorium gut veranschaulichen: «Bedauern wir denn
nicht alle die Menschheit im Mittelalter, weil sie, statt die Vernunft zu brauchen,
die Feuerproben einfiihrte, und nun sollten wir dies gewissermassen nachahmen
und uns, statt der Vernunft, dem Loos preisgeben?»%

Wenn also im Rahmen der Consulta das Element der Auslosung iiberraschend
im Zusammenhang mit der Vergabe von Parlamentssitzen auftaucht, so war da-
mit wohl kaum ein Riickgriff auf die Idee des Gottesurteils verbunden. Das Ver-
fahren der Auslosung muss auch im Verbund mit den weiteren Regelungen des
aktiven und passiven Wahlrechts gesehen werden, die in den neuen Kantonen
ein reprisentatives System festschrieben.?9 In der Helvetischen Verfassung hat-
ten die durch das Los reduzierten Wahlménnerversammlungen die Einflussmog-
lichkeiten des Volkes gedampft,% nun traten Zensus und Auslosung des Gros der
Parlamentarier aus einer direkt gewihlten Menge von Kandidaten an diese Stelle.
Die Massnahme der Auslosung fand mithin auf einer neuen Ebene ihre Anwen-
dung. Letztlich sind Wahlhiirden wie Zensus, weitere Ausschlussgriinde und die
Anwendung des Loses Ausdruck einer tiefen Skepsis der Verfassungsviter, die
aus dem Besitz- und Bildungsbiirgertum stammten, gegeniiber der politischen
Miindigkeit der breiten Bevolkerung. In diesen Kontext ist die von JOrIN ange-
fiihrte «Scheu vor Volkswahlen und Volksregiment» der meisten Consulta-Depu-
tierten einzuordnen.? Bonaparte dagegen hatte sich gegen Wahlminnerver-
sammlungen und fiir direkte Volkswahlen ausgesprochen. Dass dies nicht auf
demokratische Ideen, sondern auf politisches Kalkiil zuriickzufiihren ist, bezeugt
eine Ausserung, in der er die Volkswahl als durchaus leichter beeinflussbar be-
zeichnete.9? Damit hatte er sich im Falle des Aargaus klar iiber den eingereichten
Entwurf hinweggesetzt, in welchem in letzter Konsequenz eine Kooptation des
Kantonsparlaments postuliert worden war.93 Anzufiigen bleibt noch, dass das
Element der Auslosung bereits in der folgenden Aargauer Verfassung von 1814
nicht mehr zu finden ist.

Wie bereits eingangs dieses Kapitels kurz gestreift, wihlten die Wahlver-
sammlungen der aargauischen Kreise 1803 ein Mitglied des Grossen Rats direkt,
dann in einer «zweiten Ernennung» drei und in einer «dritten Ernennung» noch
einmal zwei Kandidaten. Daraus ergaben sich 48 direkt gewéhlte Grossrite und
maximal 240 Kandidaten, aus denen die iibrigen 102 Mitglieder des 150-kopfigen
Kantonsparlaments ausgelost wurden. Da Personen in verschiedenen Kreisen
gewidhlt werden konnten, reduzierte sich die Anzahl der Kandidaten in der Pra-
xis.% Fiir die direkt gewéhlten Mitglieder des Grossen Rats galt, dass sie in jenem
Bezirk ansiissig sein mussten, zu dem der entsprechende Kreis gehorte.% Dies
und ein Mindestalter von 30 Jahren waren in allen neuen Kantonen die einzigen
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Bestimmungen fiir die direkt Gewiihlten,®® wihrend die Kandidaten weiterge-
hende Anforderungen erfiillen mussten. In der «zweiten Ernennung» waren nur
Kantonsbiirger wéhlbar,97 die zwar nur 25 Jahre alt sein, dafiir aber eine Liegen-
schaft im Wert von 20000 Schweizer Franken besitzen mussten.?® Es fillt auf,
dass alle neuen Kantone vor allem fiir das passive Wahlrecht deutlich héhere
Zensushiirden aufstellten als die alten Stadtorte, von denen nur Bern von allen
Kandidaten ebenfalls 20000 Schweizer Franken Vermogen verlangte.99 JoRrIN
filhrt an, dass die von Bonaparte festgelegten Zensussitze unter denjenigen lagen,
die von einzelnen Deputationen verlangt worden waren.'” In der «dritten Ernen-
nung» waren die Verhiltnisse umgekehrt: Einem moderateren Zensus von 4000
Schweizer Franken stand ein Mindestalter von 50 Jahren gegeniiber.* Diese bei-
den Kategorien von Kandidaten finden sich in allen neuen Kantonen, wihrend
die Stadtorte nur eine Kategorie kannten.

Die Regelung des passiven Wahlrechts im Kanton Aargau, die im Grundsatz
derjenigen in allen neuen Kantonen folgte, mutet paradox an, da fiir die direkt
gewahlten Mitglieder des Grossen Rats keine weiteren Einschrankungen galten,
demgegeniiber fiir die Kandidaten gleich zwei Hiirden aufgestellt wurden: Zum
Ersten mussten sie iiber ein betrichtliches Vermégen verfiigen und ein Min-
destalter erreicht haben, zum Zweiten entschied das Los dariiber, welche Kandi-
daten tatsichlich in den Grossen Rat einzogen. Konfessionelle Regelungen
schliesslich fanden keinen Eingang in die aargauische Kantonsverfassung von
1803, obwohl Stapfer.,,, in seinem Entwurf im Rahmen der Consulta einen Min-
destanteil an Katholiken in allen Gremien hatte vorschreiben wollen.**

Der Grosse Rat umfasste gemiss der Verfassung von 1803 150 Mitglieder, die
gemiss dem beschriebenen Modus gewihlt wurden,* was auf rund 875 Einwoh-
ner respektive gerade einmal 65 Aktivbiirger einen Parlamentssitz ergab.t Die
Legislaturperiode dauerte fiinf Jahre.'”> Kam es zwischenzeitlich zu Vakanzen, so
wurden Direktmandate wiederum durch einen Wahlgang von der betreffenden
Kreisversammlung vergeben. Trat ein Grossrat zuriick, der seinen Sitz dem Los
verdankte, so wurde auf die 1803 aufgestellte Kandidatenliste zuriickgegriffen
und aus den Verbliebenen ein neues Ratsmitglied ausgelost. Neue Kandidaten
wurden vom Volk nur alle fiinf Jahre im Rahmen der Gesamterneuerung des
Grossen Rats gewihlt.*® Ein Abberufungsverfahren fiir einzelne Grossrite, wie
dies die Stadtkantone 1803 in ihre Verfassungen aufnahmen, wurde im Rahmen
der Beratungen der Consulta fiir die neuen Kantone auf Intervention Stapfers.,y,
und Henri Monods gestrichen.”7 Eine derartige Regelung sollte erst mehrere
Jahrzehnte spiter die aargauische Verfassung von 1852 enthalten, dann aber fiir
den Grossen Rat als Ganzes."®

Zur Ausgestaltung des ersten Grossen Rats

Ein Blick auf das Gefiige der verschiedenen Gewalten'*, so wie es durch die Aar-
gauer Verfassung von 1803 statuiert worden ist, zeigt deutlich die restaurative
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Tendenz der Mediationsverfassung, die keine Trennung von Legislative und Exe-
kutive und nur eine unscharfe Abtrennung der Judikative vorsah (Abbildung
7-A). Das Postulat der Gewaltentrennung, das im Kern auf John Locke zuriickgeht,
insbesondere aber Mitte des 18.Jahrhunderts von MoNTESQUIEU ausgearbeitet
worden war,"* wurde nicht erfiillt, obgleich es zum Grundbestand des aufklire-
rischen Humanismus gehorte und in den Verfassungen der Teilstaaten der USA,
des revolutiondren Frankreichs und der Helvetischen Republik festgeschrieben
worden war' Auch wenn zwischen der ersten und der zweiten franzosischen
Revolutionsverfassung ebenfalls eine Aufweichung der Gewaltentrennung fest-
zustellen ist, so stand diese - anders als im Aargau - im Zusammenhang mit
einem Wechsel in der Gewichtung der Gewalten: weg vom streng représenta-
tiven System mit gleichberechtigten Gewalten hin zur Unterordnung dieser Ge-
walten unter die Idee der Volkssouverénitit."? Die Aargauer Verfassung von 1803
zog keine Trennlinie zwischen Regierung und Parlament, gehérten doch die Mit-
glieder des Kleinen Rats auch nach ihrer Wahl weiterhin dem Grossen Rat an,
aus dem heraus sie erkoren worden waren."8 Das Appellationsgericht als oberste
judikative Instanz war wohl in organisatorischer Hinsicht eigenstindig, es bestan-
den aber keinerlei Vorschriften dariiber, dass ein Parlamentsmandat mit einem
Mandat als Appellationsrichter unvereinbar wire. Das fiihrte in der Praxis zu
einer extremen Verflechtung zwischen den einzelnen Gremien: Zehn von drei-
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zehn Appellationsrichtern wurden vom Grossen Rat 1803 aus den eigenen Reihen
gewihlt. Achtvon elf Bezirksamtminnern sassen ebenfallsim Kantonsparlament."4
Dass dies nicht Folge eines momentanen Mangels an fihigen Kopfen war, son-
dern Ausdruck einer systematischen Vernetzung einer politischen Elite, zeigt der
Blick in den Staatskalender von 1813 : Elf von zw6lf Appellationsrichtern (das Pra-
sidentenamt war zur Zeit seiner Drucklegung vakant), drei von vier Suppleanten
des Appellationsgerichts, zehn von elf Bezirksamtménnern (der einzige nicht
dem Rat angehorende Bezirksamtmann war vor seinem Amtsantritt Grossrat
gewesen), 21 von 44 Bezirksrichtern und auch Staatsschreiber Gottlieb Rudolf
Kasthofer, Ratsschreiber Anton Tschudi und Staatskassaverwalter Samuel Saxer
waren Mitglieder des Kantonsparlaments."5 Schliesslich widersprach auch die
Wahl der Gerichte durch die Regierung grundsitzlich dem Prinzip der Ge-
waltentrennung. Nebst diesen Verflechtungen durch eine Vermischung der Kom-
petenzen der drei Gewalten sowie durch Kumulation von Mandaten muss noch
auf eine ganzlich andere Form von Verbindungen hingewiesen werden, namlich
auf die Verwandtschaften innerhalb des Grossen Rats. Auch hierin folgte die
Consulta nicht dem stapferschen Entwurf, der dies hatte ausschliessen wollen."6
Insgesamt zeigt sich sowohl in der Ausgestaltung der Verfassung als auch im kon-
kreten Ergebnis der Wahlen das elitire Selbstverstindnis einer politisch enga-
gierten Oberschicht, sei sie nun den damals neuen staatsphilosophischen Ideen
zugénglich gewesen oder nicht.

Der oligarchische Charakter der Aargauer Verfassung von 1803 wird auch
daraus ersichtlich, dass weder Kleiner noch Grosser Rat einen stindigen Prisi-
denten erhielten. Der Parlamentsprasident, fiir jede Session neu bestimmt, wurde
wohl durch den Grossen Rat bestellt, er musste aber aus den Reihen des Kleinen
Rats gewihlt werden."7 Im Ratsreglement wurde wenigstens diese Funktion etwas
zugunsten des Grossen Rats ausgestaltet, indem es dem Prisidenten wihrend
seiner Amtszeit verboten war, an den Sitzungen des Kleinen Rats teilzunehmen."®
Gleichwohl lag die politische Macht bei der neunképfigen Regierung: Sie verwal-
tete den Kanton, wihlte die Friedensrichter, auf Vorschlag des Appellationsge-
richts die Bezirksgerichte und verfiigte iiber die bewaffnete Macht."9 Der Grosse
Rat konnte Gesetze nur annehmen oder ablehnen, die ihm der Kleine Rat vor-
schlug, eine Detailberatung stand dem Parlament nicht zu."?° Dieses Recht hinge-
gen hatte der stapfersche Verfassungsentwurf dem Grossen Rat ebenso gewihren
wollen wie die Verfiigungsgewalt iiber das Militir.* Die stirker parlamentarisch
orientierte Losung verfing aber im Rahmen der Consulta nicht.

RATSBETRIEB IN DEN ERSTEN JAHREN NACH 1803 Im Juni 1803 gab sich der
Grosse Rat ein Reglement, das den Arbeitsprozess des Kantonsparlaments im
Rahmen der durch die Verfassung definierten Leitlinien konkretisierte.”> Unter
dem Titel «Biiro» wurden zwei Sekretire aufgefiihrt, die aus der Mitte des Rats
gewihlt wurden und die Protokollierung zu iiberwachen hatten.’?3 Sie wurden fiir
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Wochen

1803

Tage k]|
1804 Wochen

Tage 32
1805 Wochen

Tage 25
1806 Wochen

Tage 13
1807 Wochen

Tage n"
1808 Wochen

Tage 1"
1809 Wochen

Tage 13

71-B. Sessionen des Grossen Rats 1803 -1809. In der oberen Zeile wird die Anzahl Sessionswochen, in der
unteren diejenige der konkreten Sessionstage angegeben. Der verfassungsméssige Regelfall einer vier-
wichigen Session im Mai wurde in der Praxis durchbrochen. Die anféangliche Belastung der Rats-
mitglieder mit 25 bis 32 Sitzungstagen reduzierte sich ab 1806 deutlich, als die grundlegenden gesetzge-
berischen Aufbauarbeiten abgeschlossen waren. Sitzungen des Grossen Rats fanden iiblicherweise nur
an Vormittagen statt. (Grundlage: StAAG, GRProt)

jede Session neu bestellt. Der Rat wihlte weiter zwei Stimmenzihler, diese aber
auf ein Jahr.*4 Staindige Kommissionen kannte das Ratsreglement von 1803 nicht,
wohl aber sollten alle wichtigen Geschifte von Ausschiissen vorbereitet werden,
die eigens dafiir gewihlt wurden und einen schriftlichen Bericht einzuhindigen
hatten.”?5 In der Praxis entwickelte sich indessen die Kommission zur Priifung der
Staatsrechnung zur stindigen Einrichtung, die sogar ausserhalb der Sessionen ti-
tig war. Sie wurde aber alljdhrlich erneuert.’?® Weiter sah das Reglement gewisse
Fristen fiir die Behandlung von Gesetzen und das Recht jedes Grossrats vor, dass
seine ausdriickliche Verwahrung gegen einen Beschluss im Protokoll festgehalten
wurde.'?

Bereits auf Verfassungsstufe war fiir den Grossen Rat das Sessionsprinzip fest-
geschrieben: Alljahrlich am ersten Montag im Mai sollte er sich zu einer maxi-
mal vierwochigen Session in Aarau einfinden.”® Im ersten Jahr seiner Titigkeit
versammelte sich das Kantonsparlament vom 25. April bis zum 28. April 1803 zur
Konstituierung und zur Vornahme von Wahlen, um dann erst im Juni wieder fiir
vier Wochen zu tagen. Im Oktober wurde der Grosse Rat bereits fiir eine weitere
einwochige ausserordentliche Session zusammengerufen. Tatsédchlich konnte in
der Aufbauphase des Kantons der regulire Turnus nicht eingehalten werden.
Statt der vorgesehenen 24 Sitzungstage waren es im ersten Jahr 31, im folgenden
Jahr 32 und 1805 25 Tage, an denen der Grosse Rat tagte. 1804 erstreckte sich die
ordentliche Session gar iiber sechs Wochen. Erst ab 1806 ging die Zahl der Ses-
sionstage deutlich zuriick, und es pendelte sich die Praxis ein, dass jeweils im Mai
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und im November je eine kurze Session von maximal acht Tagen stattfand (ver-
gleiche Abbildung 7B)."*9 Trotz allem hielt sich die zeitliche Belastung der Parla-
mentarier sogar in den ersten Jahren in einem vergleichsweise bescheidenen
Rahmen. Dies macht deutlich, dass das Schwergewicht der Aufbauarbeit im jun-
gen Kanton nicht beim Parlament, sondern bei der Regierung lag.

Gemiiss Ratsreglement sollten wihrend der Sessionen ordentlicherweise nur
vormittags Sitzungen abgehalten werden, an Sonn- und Feiertagen keine. In der
Praxis ist denn auch fiir die Zeit von 1803 bis 1809 nur eine einzige Nachmittags-
sitzung nachzuweisen.3° Trotz dieser vertriglichen Ausgestaltung des Ratsbetriebs
waren oft zahlreiche Grossrite abwesend. 30, 40 fehlende Ratsmitglieder waren
keine Seltenheit. Im Juni 1804, die Session hatte schon vier Wochen gedauert,
war das Parlament an einem Tag sogar nicht mehr beschlussfahig.’3' Der Grosse
Rat zeigte insgesamt wenig Interesse, dieses Problem zu l6sen. Zwar wurde dies-
beziiglich ein erster Vorstoss in der Mai-Session 1805 unternommen. Das Plenum
trat aber auf den von einer Kommission ausgearbeiteten Vorschlag, der siumige
Parlamentarier disziplinieren wollte, nicht ein. Dasselbe Schicksal erlitt ein zwei-
ter Versuch vier Jahre spiter: Eintreten wurde abgelehnt, es blieb beim Ausdruck
der «Hoffnung, dass jedes Mitglied es sich werde angelegen sein lassen, sich in
den Versammlungen des Grossen Rats fleissig einzufinden, um vermittelst des-
sen eine der ihm obliegenden vorziiglichsten Pflichten zu erfiillen».’3* Erst in der
folgenden Verfassungsperiode verpflichtete das neue Ratsreglement von 1818 die
Grossrite, an den Sitzungen teilzunehmen oder aber sich schriftlich zu entschul-
digen. Ein Ratsmitglied, das wihrend zweier Jahre ohne triftigen Grund den
Sessionen fernblieb, wurde «angesehen, als hitte es seine Entlassung begehrt,
und seine Stelle wird nach gesetzlicher Form wieder besetzt».'33

Eine Priifung der namentlich erfassten Absenzen ergibt, dass zwischen 1803
und 1804 mit nur 65 Grossriten weniger als die Hilfte nie in einer Absenzenliste
eingetragen wurde, dass andererseits aber auch nur ein Ratsmitglied zu finden
ist, das mehr als viermal in einer solchen Liste auftaucht: Philipp Albert Stap-
fer., .3 Seine Wahl in den Grossen Rat muss allerdings ganz grundsétzlich eher
als Ausdruck der Dankbarkeit fiir seine Verdienste um den Aargau denn als
Inpflichtnahme fiir den Parlamentsbetrieb gesehen werden. Die Streuung der
Abwesenheiten iiber das gesamte Parlament zeigt, dass es also keineswegs eine
bestimmte Gruppe von Grossriten war, die das Fernbleiben vom Rat etwa als
politisches Instrument zum Ausdruck einer oppositionellen Haltung einsetzte.'35
Wenn Ratsmitglieder nicht mehr als ein- bis zweimal fehlten, so scheint dies tole-
riert worden zu sein, auch wenn dies, wie erwihnt, dennoch dazu fiihrte, dass
mehrere Dutzend Grossrite gleichzeitig abwesend waren.

ENTSCHADIGUNG DER PARLAMENTARIER Der stapfersche Verfassungsentwurf
hatte fiir die Grossrite ein Taggeld von maximal sechs Schweizer Franken vorge-
sehen,'3% was nur in abgeschwichter Form Eingang in die Kantonsverfassung von
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1803 fand. Den Kreisversammlungen wurde die Befugnis eingerdumt, ihren di-
rekt gewdhlten Grossrat zu entschidigen. Die Titigkeit der iibrigen, ausgelosten
Parlamentarier hatte demgegeniiber unentgeltlich zu erfolgen.’s” In den Quellen
findet sich allerdings kein Hinweis darauf, dass tatsichlich ein Kreis seinen Gross-
rat finanziell unterstiitzt hitte.’s® Offensichtlich blieb diese Bestimmung der in
Paris ausgearbeiteten Verfassung in der Umsetzung im Aargau toter Buchstabe.
Alle Parlamentarier iibten demzufolge ihr Mandat ehrenamtlich aus, womit
einem Grundsatz des Milizprinzips und einer republikanischen Vorstellung zu-
gleich Rechnung getragen wurde.’39 Zu beachten ist allerdings, dass das Grossrats-
mandat das einzige 6ffentliche Amt war, das nicht entschiddigt wurde. Vor die-
sem Hintergrund erhilt die erwidhnte hohe personelle Verflechtung zwischen den
verschiedenen politischen Gremien eine neue Bedeutung. Zwar wurden nicht die
Grossratsmandate entschidigt, wohl aber wurden andere Mandate, die ja sehr oft
von Grossriten wahrgenommen wurden, durchaus alimentiert: der Sitz im Klei-
nen Rat oder im Appellationsgericht, die Tatigkeit als Bezirksamtmann oder we-
nigstens als Friedensrichter. Auf diese Weise wurde das politische Engagement
eines Teils der Grossrite indirekt mitfinanziert.#° In dieses Bild passt auch der
Umstand, dass die Mitglieder der Rechnungspriifungskommission fiir ihren Auf-
wand ausserhalb der Sessionen ebenfalls eine Entschidigung bezogen.'#' Dass
Reiseaufwand und Erwerbsausfall auch die Grossrite des Jahres 1803 beschif-
tigten, zeigt das Beispiel des Ittenthaler Gemeindeammanns Johann Michael
Welte,,,,, der sein Mandat bereits 1804 wieder aufgab und dabei angab, er verfiige
als Bauer nur iiber eine mittelmassige Vermogenslage, die durch die Reise- und
Aufenthaltskosten fiir die Ratssitzungen iiber Gebiihr strapaziert wiirde.'+*

Zusammenfassung und Wertung

Es ist verschiedentlich festgehalten worden, dass die Mediation kaum als Fort-
schreibung der Helvetik bezeichnet werden kann, sondern im Gegenteil deutlich
restaurative Ziige trug, die sich vor allem in den Verfassungen der neuen Kan-
tone niederschlugen. Verwisserung der Gewaltentrennung, Verlagerung des poli-
tischen Schwergewichts vom Parlament zur Regierung, hohe Hiirden beim Wahl-
recht, Unterwerfung des Gros der Parlamentsmandate unter das Los und restrik-
tive Gewihrung des Aktivbiirgerrechts sind als Stichworte zu nennen, die diesen
Befund bestitigen. So finden sich in den Verfassungen der neuen Kantone im
Vergleich zu den Landsgemeindekantonen deutliche konservative Elemente, die
jedoch im Vergleich zu den Losungen in den Stadtorten moderat erscheinen.
Fiir den Aargau - einst die «Wiege der helvetischen Republik»'# - bleibt
festzuhalten, dass in der Kantonsverfassung von 1803 das zeitgendssische aufkla-
rerische staatsrechtliche Gedankengut nur bruchstiickhaft umgesetzt wurde, ob-
wohl dieser Kanton als Neuschopfung nicht an eine Tradition von Staatlichkeit
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aus dem Ancien Régime gebunden war. Wie der von Stapfer redigierte Verfas-
sungsentwurf der aargauischen Consulta-Delegation zeigt, ist dies durchaus nicht
dem Korsett des Mediationsprozesses zuzuschreiben, sondern dem elitdren Ge-
dankengut der «Aarauerpartei», die die Mitbestimmung im neuen Kanton einer
politischen Fiithrungsschicht reservieren wollte, die ihre beherrschende Stellung
durch eine Verbreiterung des Elektorats gefihrdet sah.

Das ehrenamtliche Engagement zugunsten der Allgemeinheit in einem Mi-
lizparlament setzte eine entsprechende private 6konomische Basis der Rats-
mitglieder voraus.*# Auch wenn die zeitliche Inanspruchnahme durch ein Gross-
ratsmandat in der Griindungszeit des Kantons Aargau noch gering war: Wer
nicht ein Gewerbe ausiibte, das ihm ein Auskommen garantierte, auch dann,
wenn er mehrere Wochen im Jahr durch Sessionen beansprucht war, konnte sich
eine politische Titigkeit im Kantonsparlament nicht leisten — und er sollte es ge-
miss der Aargauer Verfassung von 1803 auch gar nicht konnen. Allein schon der
Zensus verhinderte dies, der das Aktivbiirgerrecht grundsitzlich nur denjenigen
zugestand, die iiber ein gewisses Vermogen verfiigten, und fiir den Zugang zum
Grossen Rat noch weitere Hiirden aufstellte.'#5 Zu Direktmandaten war jedoch
theoretisch eine breitere soziale Schicht zugelassen als zu den Kandidatenstellen,
aus denen das Gros der Mandate ausgelost wurde.'40

Durch die Ausgestaltung des Grossen Rats wurden nochmals gewisse Schran-
ken errichtet, die den Zugang zum Grossen Rat erschwerten. Die Ehrenamtlich-
keit des Mandats verstirkte die Notwendigkeit einer 6konomischen Basis der
Grossrite, und der Sessionsmodus verlangte von den Parlamentariern, dass sie
die Ausiibung ihres Berufs voriibergehend ruhen lassen konnten, sozialgeschicht-
lich gesprochen Abkémmlichkeit. Allerdings konnten die Sessionen in Aarau fiir
Advokaten und fiir Kaufleute je nach Branche und geografischem Titigkeitskreis
auch Vorteile mit sich bringen, indem sie etwa Kontakte innerhalb des Grossen
Rats pflegen oder die Anwesenheit in der Kantonshauptstadt an den freien Nach-
mittagen fiir ihre privaten Geschifte nutzen konnten.

Insgesamt war das repriasentative Wahlsystem der Aargauer Verfassung des
Jahres 1803 von republikanischem Gedankengut durchdrungen, allerdings, wie
erwihnt, in einem elitiren Sinn: Politische Gleichberechtigung aller Bewohner
war durchaus kein Ziel, sondern wurde mit dem Schreckbild der «Ochlokra-
tie»,47 der Pébelherrschaft, verbunden.® Daran inderte auch die in Artikel 3
der Bundesverfassung der Mediationsakte postulierte Rec}ltsgleichheit nichts. Sie
blieb letztlich toter Buchstabe.'#9 Gerade der stapfersche Verfassungsentwurf fiir
die Consulta zeigt mit seiner Marginalisierung der Volkswahl, wie weit man da-
mals von egalitiren Vorstellungen entfernt war.>® Es war Bonaparte, der der
Volkswahl zum Durchbruch verhalf, auch wenn sie durch Los und hohe Zensus-
bestimmungen abgefedert wurde. Im Rahmen der Consulta waren verschiedene
Demokratiekonzepte aufeinander geprallt und in nur kurzer Bearbeitungszeit
zu Losungen verarbeitet worden, die nicht auf einzelne Kantone zugeschnitten
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waren, sondern den verschiedenen Kantonsgruppen iibergestiilpt wurden. Aus
dem Zensuswahlrecht, insbesondere auch aus den dargelegten Griinden fiir den
extrem weit gehenden Ausschluss vom aktiven Wahlrecht wird ein republika-
nisch-elitires Idealbild des Biirgers ersichtlich: Nur der wirtschaftlich gesicherte,
milizfihige, verheiratete Hausvater sollte die politischen Geschicke mitbestim-
men konnen, getreu dem Satz: «Im Hause muss beginnen, was leuchten soll im
Vaterlande; aus dem Hause stammt die 6ffentliche Tugend, und wer kein treuer
Hausvater ist, dem fehlet des alten Schweizers Art und Weise.»"' Dieses Kon-
zept, das die Verfassungswirklichkeit der Zeit weitgehend prigte, sei nun néher
umrissen, soweit dies der Forschungsstand zuldsst: Die Vorstellungswelt und
Pragungsmacht des Republikanismus ist fiir die Schweiz erst unzureichend er-
forscht. Insbesondere fehlt noch eine Differenzierung nach regionalen Lebens-
welten, die eine Fokussierung auf die spezifischen aargauischen Verhiltnisse er-
lauben wiirde."

Grob lassen sich drei Aspekte unterscheiden, die sich im Konzept des Haus-
vaters verdichten und diesem eine gesellschaftliche und politische Fiihrungsrolle
sicherten: Der erste betrifft die Stellung des Hausvaters innerhalb der «Minner-
gesellschaft», der zweite das Verhiltnis der Geschlechter und der dritte generell
die Frage der sozialen Mobilitit. Grundsitzlich lisst sich festhalten, dass Republi-
kanismus weniger eine politische Meinung'3 als eine Lebenshaltung meint, die
im 18. Jahrhundert dem sogenannten «commerce» entgegengesetzt wurde, der
unter Verdacht stand, die politischen und sozialen Verhiltnisse zu korrumpie-
ren.’>* Eine grosse Gefahr wurde dabei in der zunehmenden Ungleichheit der
Biirger gesehen (wobei Biirger hier im Sinn des Ancien Régime nur die gleichbe-
rechtigten Mitglieder einer Fiihrungsschicht meint, die befiirchtete, durch einen
inneren Kreis marginalisiert zu werden, der sich innerhalb dieser Schicht bil-
dete), die das republikanische Ideal der Gemeinschaftlichkeit zu bedrohen schien.
Durch grosse Vermogen fanden auch Luxusgiiter vermehrte Verbreitung, was ge-
miss den Republikanern zu einer Verweichlichung der Biirger und so zum Ver-
lust auch militdrisch konnotierter Tugenden fiihrte.’5 Dem sollte die richtige Le-
bensweise des Republikanismus (Patriotismus, Freundschaft, militirische Tugend)
entgegengesetzt werden.'® Gleichheit zielte also nur auf eine Gleichheit inner-
halb der soziookonomischen Fiithrungsschicht.

Im zweiten Aspekt geht es darum, dass die gesellschaftliche Fiithrungsposition
dieser (Ménner-)Elite sich auch iiber die Vorstellung einer Rollenteilung in der
Ehe, also zwischen Mann und Frau, definierte:’7 Der 6ffentliche Raum wurde
den Minnern reserviert, die Frauen auf den hiuslichen Bereich festgelegt.'s®
Dadurch erfuhren auch die sozial-normativen Zuschreibungen von Minnlichkeit
und Weiblichkeit eine Festschreibung in politischer Hinsicht.’39 Massgeblich
waren dabei die fiir Midnner und Frauen unterschiedlichen Tugendkonzepte, die
vereinfachend gesagt von der Frau Bescheidenheit, Duldsamkeit, Fleiss, Nach-
giebigkeit und Selbstverleugnung verlangten und vom Mann Patriotismus (was
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die Bereitschaft beinhaltete, das Wohl der Gemeinschaft iiber dasjenige der Fa-
milie zu stellen), Freundschaft, Tiichtigkeit sowie Tapferkeit und weitere militi-
rische Tugenden. Die vorbildliche Frau beschrinkte sich auf den hiuslichen Be-
reich und dringte keinesfalls in die Offentlichkeit,® die fiir die Minner reserviert
war. Innerhalb des Hauses galt eine klare Hierarchie, was ein Zitat aus einem
Brief von Hermann Kiriisi an Johannes von Muralt - beide gehorten zum inners-
ten Kreis von Mitarbeitern um Johann Heinrich Pestalozzi — illustriert: «Das
Neueste, was ich Dir meinethalben schreiben kann, ist, dass ich seit fiinf Wochen
im ehelichen Stande lebe. [...] Das unverheiratete Leben ist doch nur ein halbes
Leben, die vermehrten Sorgen sind nichts gegen das Bewusstsein als Haupt einer
Familie Stellvertreter Gottes zu sein.»®" Die Rolle des Hausvaters als Vorsteher
der Familie, der sich, tiichtig im Beruf, auch fiir das Gemeinwohl einsetzte, wies
dabei nicht nur der Frau, sondern noch klarer den Bediensteten eine untergeord-
nete soziale Stellung zu."*?

In dieser als natiirlich oder gottgegeben aufgefassten Ordnung der Gesell-
schaft war — dies der dritte Aspekt — kaum Raum fiir soziale Mobilitit."®3 Damit
ist freilich nicht gesagt, dass soziale Mobilitit unméglich gewesen wire. Wie ver-
schiedentlich zu zeigen sein wird, findet sie sich bei den Angehérigen des aargau-
ischen Grossen Rats zu allen Zeiten. Es geht vielmehr darum, die gesellschaft-
lichen Leitvorstellungen festzuhalten, die die Ausgestaltung der politischen
Verhiltnisse beeinflussten, also im Sinn der vorliegenden Arbeit die institutio-
nelle Realitét. Das republikanische Konzept des Hausvaters sollte in der Schweiz
des 19.Jahrhunderts in verschiedensten Bereichen seine Ausprigung erfahren. '+

Die Parlamentarier

Zur Umsetzung der Verfassung in den ersten Grossratswahlen des Jahres 1803

Die Regierungskommission konkretisierte im Friihling 1803 die partiell allgemein
formulierten Verfassungsvorschriften, wobei sie ihren Interpretationsspielraum
durchaus wahrnahm.% So wurden die Friedensrichter, die gemiss der Verfas-
sung als Vorsitzende der Kreisversammlungen im eigenen Kreis fiir den Grossen
Rat nicht wihlbar sein sollten, schliesslich auf dem Dekretsweg doch noch zur
Wahl zugelassen."®® Damit ermdéglichte die Regierungskommission einer ihr ge-
nehmen Gruppe von Personen die Wahl in den Grossen Rat, Personen, die sie
kurz zuvor, am 26.Mirz 1803, verfassungsgemiiss zu Friedensrichtern ernannt
hatte. Dass die Grossrite im Aargau wohnhaft sein mussten, wurde sogar erst
nach den Wahlen vom 6. April 1803 beschlossen.’” Die dargelegten Vorschriften
der Verfassung beziiglich Vermogens- und Altersnachweisen wurden durch die
provisorische Regierung genaustens befolgt.'®® Sogar Gottlieb von Goumoéns,
Spross einer Berner Patrizierfamilie, wurde nur unter Vorbehalt zugelassen. Er
hatte als Vermogensnachweis den Vertrag eingereicht, der seine bevorstehende
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Eheschliessung regelte, was durch die Regierungskommission nur unter dem
Vorbehalt angenommen wurde, dass die Ehe auch tatséchlich geschlossen wird.'%9
Distriktrichter Jakob Kiser aus Thalheim wurde von der Kandidatenliste gestri-
chen - zwar stand er tatséchlich bereits im 50. Altersjahr, hatte dieses aber noch
nicht beendet, wie dies die Verfassung fiir ein Drittel der Ratsmitglieder ver-
langte.”” Es gehort zu den Merkwiirdigkeiten der Mediationsverfassung, dass
Kiser in einer anderen Alters- und Zensusklasse ohne weiteres zugelassen worden
wire. Seine Wahl galt aber nur fiir die Klasse, in der er vorgeschlagen worden
war und fiir die er sich ungliicklicherweise als um wenige Monate zu jung erwies.
Die urspriinglich schon fiir den 15. April 1803 vorgesehene konstituierende Sit-
zung des Grossen Rats musste aufgrund der aufwindigen Uberpriifungen um
zehn Tage verschoben werden. Da in zahlreichen Fillen die durch das Los er-
folgte Berufung in den Grossen Rat ausgeschlagen worden war, musste zusitzlich
am 20. April 1803 eine zweite Auslosung durchgefiihrt werden. In der ersten Run-
de hatten nur 136 Sitze besetzt werden kénnen.

Ganz grundsitzlich wurde das Verfahren des Losentscheids dadurch etwas
abgeschwicht, dass die Kandidatenliste nicht in dem Sinn bereinigt wurde, dass
jeder nur einmal darauf figurieren konnte: Wer sechsmal als Kandidat gewihlt
worden war, erhielt sechs Plitze auf der Liste, die als Grundlage fiir die Auslo-
sung diente.

In der Verfassung war weiter vorgesehen, dass auf Lebenszeit ein Grossrats-
mandat erhielt, wer in 15 Kreisen im Rahmen der «zweiten Ernennung» zum
Kandidaten gewihlt wurde oder in 3o Kreisen im Rahmen der «dritten Ernen-
nung».” Diese Regelung blieb in der Grossratswahl von 1803 und auch spiter
leere Formel /7> Wohl wurden einzelne Biirger mehrfach gewéhlt, niemand aber
mehr als sechsmal. Diese Mehrfachwahlen zeitigten Folgen in ganz anderer Hin-
sicht. Sie waren die Ursache dafiir, dass sich die Menge der theoretisch mog-
lichen 240 Kandidaten auf 151 reduzierte.'”3

Festzuhalten bleibt schliesslich, dass der Prozess der Bestellung dieses ersten
Grossen Rats trotz allen Turbulenzen ziigig durchgefiihrt wurde: Am 19. Februar
1803 war in Paris die Verfassungsgebung beendet worden, und rund zwei Monate
spater konnte das erste aargauische Kantonsparlament seine Arbeit aufnehmen.
Wenn man sich vor Augen hilt, dass die staatsrechtliche Gestaltung des Gebiets
des spiteren Aargaus trotz allen Verfassungsgrundlagen iiber weite Strecken der
Jahre 1801 bis 1803 in der Schwebe geblieben war, so muss festgehalten werden,
dass sich die politischen Verhiltnisse generell stabilisiert hatten.'”

Zum Wahlverhalten der Kreisversammlungen in Bezug auf

die geografische Herkunft der Kandidaten

Wie im Kapitel iiber das passive Wahlrecht angefiihrt, durften die Kreise fiir die
Losziehung keine Kandidaten wihlen, die im selben Kreis wohnhaft waren.'”s
Der Grosse Rat sollte keine Vertretung der Regionen, sondern ein Gremium des
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neuen Kantons sein, in dem es vor allem galt, die Grenzen zwischen den histo-
rischen Regionen zu iiberwinden. Die Verpflichtung auf das kantonale Gemein-
wohl fand ihren symbolischen Ausdruck im Amtseid der Grossrite.” Die Wih-
ler folgten dieser Idee nicht. In 39 von 48 Kreisen wurden ausschliesslich
Kandidaten gewihlt, die aus einem Kreis stammten, der zum eigenen oder zu
einem Nachbarbezirk gehorte, dies tunlichst unter Beriicksichtigung der histo-
rischen (konfessionellen) Grenzen. In 13 Kreisen stammten sogar vier oder alle
finf Kandidaten aus dem eigenen Bezirk. Es iiberrascht nicht, dass im Fricktal,
das die losesten Bindungen zu den iibrigen Gebieten hatte, nur Fricktaler erkoren
wurden. Insgesamt kamen in nur gerade fiinf Kreisen alle Kandidaten von aus-
serhalb des eigenen Bezirks. Diese Wahlkreise lagen jedoch alle im Berner Aar-
gau. Mit Ausnahme von Zofingen hatten somit alle ihre Kandidaten innerhalb
dieser historischen Region erkoren. In den beiden einzigen Fillen, in denen ein
Kandidat aus einer entfernteren Gegend gewiahlt wurde, kam als verbindendes
Element die Konfession zum Tragen: Je ein Kreis im Freiamt und ein Kreis der
ehemaligen Grafschaft Baden wihlte einen Kandidaten aus dem ebenfalls katho-
lischen Fricktal.

Nur gerade sechs Minner schafften es, bekannt genug zu sein, um in einer
Region gewahlt zu werden, zu der sie keinen nidheren Bezug hatten, und fiinf da-
von tragen Namen, die aus den Amterverzeichnissen der Helvetischen Republik
bestens bekannt sind: Johann Rudolf Dolders, Karl Friedrich Zimmermann,,,
Albrecht Renggerg,,,, Johann Rudolf Meyer, genannt «Vater» Meyer aus Aar-
au.”7 Der einzige Nicht-Helvetiker war Gottlieb Hiinerwadel (Vater),,,., aber
auch er, im Kreis Mellingen gewihlt, war letztlich kein Unbekannter. Im Grunde
ist angesichts der vom Elektorat peinlichst beriicksichtigten historischen Grenzen
die einzig iiberraschende Wahl jene des katholischen Schwyzers Karl Dominik
von Reding,s, der sich in Baden niedergelassen hatte, durch den reformierten
Kreis Zofingen im ehemaligen Berner Aargau. Hier spielte neben der Bekannt-
heit des Namens wohl tatsdchlich auch die politische Einstellung des Kandidaten
eine ausschlaggebende Rolle: Von Reding war fiir seine konservative Haltung
bekannt. Ein Unterschied im Wahlverhalten zwischen stddtischen und lindlichen
Wahlkreisen lasst sich nicht feststellen.

Die Grossrite von 1803 waren also in ihrer engeren Heimat und in ihrer his-
torischen Region verankert.’”® Es darf davon ausgegangen werden, dass dies noch
viel deutlicher der Fall gewesen wire, wenn nicht das Wahlrecht die erwahnten
Schranken gesetzt hitte. Daraus darf allerdings nicht ohne weiteres geschlossen
werden, dass alle Grossrite nur eine enge, lokal orientierte Politik verfolgt hitten.
Vielmehr diirfte diese Dimension des Wahlresultats auch in den damaligen Kom-
munikationsmoéglichkeiten begriindet sein, aufgrund deren es wenigen gelang,
ausserhalb ihres angestammten Gebietes bekannt zu werden.

94



M 70J.und mehr B 60-69J. W 50-59J.  40-49J. ® 30-39J. W 25-29J.

1-C. Verteilung der Mitglieder des ersten Grossen Rats 1803 auf die verschiedenen Altersgruppen (in
Prozent). Die geringe Fallzahl riihrt daher, dass aus Biirgerregistern nur etwas mehr als die Hilfte der
Ratsmitglieder zweifelsfrei identifiziert werden konnte. Deshalb diirften gerade die 1803 dltesten Gross-
rate untervertreten sein.

Zur Altersstruktur und zu den Laufbahnen

Eine Untersuchung der Altersstruktur des ersten Grossen Rats ergibt, dass mehr
als ein Drittel 1803 weniger als 40 Jahre alt war (Abbildung 7-C) und mehr als die
Hilfte zu den Altersgruppen unter 50 gehorte. Anzumerken ist fiir dieses erste
Stichjahr, dass hier die Zahlen méglicherweise verzerrt sind, da gerade fiir die
iltesten Grossrite der Griindungszeit des Kantons Aargau die Lebensdaten nur
sehr schwer zu identifizieren sind.””? Das Durchschnittsalter betrug 45 Jahre. Ein
Vergleich mit den Ergebnissen von ANDREAs FANkHAUSERS Untersuchungen zu
verschiedenen Fiihrungsgruppen der Helvetischen Republik zeigt, dass diese
Altersstruktur fiir die Zeit nicht als aussergewdhnlich bezeichnet werden kann.
Die Mitglieder der obersten Exekutivbehorde der Helvetischen Republik waren
im Durchschnitt zwischen 43,5 und 53,7 Jahre alt.®® Die starken Schwankungen
widerspiegeln dabei die politischen Turbulenzen der Jahre zwischen 1798 und
1802. Betrachtet man die Gruppe der helvetischen Regierungsstatthalter, so fin-
det sich auch dort fast ein Drittel, der zwischen 20 und 39 Jahre alt war.’®' Fank-
HAUSER hat herausgearbeitet, dass auf der kantonalen Ebene, auf der die Regie-
rungsstatthalter titig waren, die Gruppe der 30- bis 39-Jdhrigen dominierte,
wihrend in der obersten Exekutive der Schweiz damals am meisten 50- bis 59-
Jahrige zu finden waren. Allerdings treten bei der erstgenannten Gruppe auch
Altersunterschiede von bis zu 50 Jahren auf. So kann man vorsichtig formulieren,
dass sowohl die Helvetische Republik wie auch der junge Kanton Aargau zu
einem betrichtlichen Teil von einer jiingeren Generation getragen wurde. Hin-
sichtlich der Ermittlungen von Elitekontinuititen dringt sich die Frage auf, ob es
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sogar dieselben Personen waren, die sich zunichst in der neuen Republik und
dann im Aargau engagierten. Tatsdchlich lasst sich fiir 24 von den 34 Grossriten
der beiden jiingeren Altersgruppen die Bekleidung einer Funktion in der Helve-
tischen Republik nachweisen, 13 hatten als Parlamentarier, Minister oder Con-
sulta-Abgeordnete ein Mandat auf nationaler Ebene innegehabt®* Nur eine
Minderheit der in den ersten aargauischen Grossen Rat gewihlten 30- bis 39-Jdh-
rigen scheint also 1803 erstmals die politische Biihne betreten zu haben.

Obwohl der Grosse Rat von 1803 als ein relativ junges Parlament bezeichnet
werden muss, verfiigte der grossere Teil der Grossrite iiber politische Erfahrung
in Amtern, die sie in der Helvetik oder im Ancien Régime bekleidet hatten. Hier
nun gerit die Frage nach der politischen Laufbahn in den Fokus des Interesses.
Vorab gilt es noch festzuhalten, dass die Bekleidung eines Mandats keineswegs
mit einer positiven Einstellung gegeniiber dem entsprechenden Gemeinwesen
gleichgesetzt werden kann. In der Literatur wird verschiedentlich darauf hinge-
wiesen, dass sich gerade im ersten aargauischen Grossen Rat eine starke konser-
vative Gruppierung fand, die in weiten Teilen mit der politischen Entwicklung
seit 1798 wohl kaum einverstanden war und zum Teil den neu geschaffenen Kan-
ton ablehnte. Unter anderem ist daran zu erinnern, dass einige Exponenten aus
dem Berner Aargau vehement die Wiedervereinigung mit dem Kanton Bern pro-
pagierten. Aber abgesehen davon, dass politische Einstellungen von Mandatstri-
gern aus der Griindungszeit nur rekonstruierend, mittels Analysen von iiberlie-
ferten Schriften, Briefen, Tagebiichern und anderem mehr nachzuvollziehen
wiren, geht es im Folgenden nicht darum, politischen Gesinnungen nachzuspii-
ren. Der Schwerpunkt des Erkenntnisinteresses liegt vielmehr bei der Frage nach
der Elitekontinuitit oder anders gefragt: Inwieweit gelangte 1803 eine politisch
unerfahrene Generation - eine neue Elite - in den Grossen Rat?

Insgesamt ist fiir 79 Grossrite des Jahres 1803 die Bekleidung einer Funktion
in der Helvetik fassbar.’®s Das Gros davon, konkret 50, hatte auf nationaler oder
kantonaler Ebene politische Erfahrungen gesammelt. Folglich kann mindestens
ein Drittel der neuen Grossrite zur etablierten politischen Elite der verschie-
denen Regionen des spiteren Kantons Aargau gezihlt werden, wenn man denn
davon sprechen will, dass die Bekleidung eines Amts in der kurzlebigen Helve-
tischen Republik die Zugehorigkeit zu einer politischen Elite begriindete. Priift
man, wie viele Personen im Ancien Régime politisch nicht in Erscheinung getre-
ten waren, dann aber 1798 und spiter Amter auf nationaler Ebene wahrnahmen,
um schliesslich 1803 auch im aargauischen Grossen Rat Einsitz zu nehmen, so
finden sich deren acht, wenn die Consulta-Mitglieder dazugerechnet werden de-
ren 13. Auch wenn die Grosse dieser Gruppe bescheiden ausfillt, so ist doch dar-
auf hinzuweisen, dass sie im neuen Kanton betrichtlichen Einfluss gewinnen
konnte: Es finden sich als Mitglieder der provisorischen Regierung Dolder,,s,
Friderich;,,;, Renggers,,, und Suter,,,, (damit gehort eine Mehrheit der Regie-
rungskommission zu dieser Gruppe von «Helvetikern»), im ersten neunképfigen
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Kleinen Rat finden sich wiederum Dolder, Friderich und Suter, wiahrend mit
Johann Herzog;,,,, Heinrich Johann Nepomuk Weber,,,. und Karl Friedrich
Zimmermann,, drei spitere Regierungsmitglieder ebenfalls diesen Karriere-
hintergrund aufweisen.

Eine Tatigkeit im Ancien Régime lisst sich demgegeniiber fiir 59 Grossrite
fassen. Natiirlich darf es bei der Ermittlung dieser Zahl nicht darum gehen, die
unterschiedlichen Verwaltungsorganisationen der drei verschiedenen historischen
Regionen des Aargaus in ein Prokrustesbett zwingen zu wollen.'® Die Evaluation
erfolgte dahingehend, dass die einzelnen Titigkeiten nach ihrer geografischen
Reichweite geordnet wurden: Welche Amter und Funktionen sind lokaler Natur,
welche brachten den Tréiger in Kontakt mit weiteren Personenkreisen einer
Region, sodass umgekehrt mit der gebotenen Vorsicht auch eine gegeniiber der
lokalen Ebene grissere Nihe zum entsprechenden Gemeinwesen angenommen
werden darf? Welche Funktionen und Amter sind einer iiberregionalen Ebene
zuzuordnen, was sie zu Pfeilern eines Herrschaftssystems machte 7%

Das Schicksal des ehemaligen Schwyzer Landammanns und helvetischen
Senators Karl Dominik von Reding,s,, der in Schwyz 1798 als «Franzosenfreund»
verdachtigt worden war, sich spiter in Baden niederliess und 1803 ebenfalls in
den aargauischen Grossen Rat gewihlt wurde, zeigt auf, wie schillernd die Wer-
deginge im Einzelnen sein konnten. Im Grossen Rat des Jahres 1803 finden sich
24 Personen, die im Ancien Régime eine Funktion mit einer regionalen Ausstrah-
lung innehatten. Vier weitere kénnen einer iiberregionalen Ebene zugeordnet
werden, was allerdings im Rahmen der Laufbahnmdéglichkeiten gesehen werden
muss, die die Verwaltungsorganisationen der einzelnen Gegenden im 18.]Jahr-
hundert der lokalen Bevélkerung iiberhaupt zuliessen.

23 Grossrite hatten in beiden Epochen, also vor und nach 1798 Verwaltungs-
oder politische Funktionen innegehabt. So ergibt sich insgesamt, dass 115 Rats-
mitglieder vor 1803 auf irgendeiner Ebene bereits Amter ausgeiibt hatten. Héchs-
tens ein Drittel betrat folglich die politische Bithne der Mediation ohne Erfahrung.
Es wire zu undifferenziert, in einer Tatigkeit als Gerichtssédss im Ancien Régime
oder als Munizipalititsprésident in der Helvetischen Republik bereits die Zuge-
horigkeit zur politischen Elite sehen zu wollen. Deshalb wurden auch engere
Gruppen umrissen. Die Zahl von 115 Grossriten zeigt aber, welche personellen
Kontinuitiiten iiber die Jahre 1798 bis 1803 hinweg festzustellen sind."®¢

Da die Verfassung von 1803 beziiglich der Altersstruktur gewisse Normen
vorgab, sollen diese nun noch mit der personellen Realitit verglichen werden.
Dabei muss allerdings stets bedacht werden, dass die Regelungen des Mindestal-
ters mit differenzierten Zensusvorschriften gekoppelt waren. Wie die Interpreta-
tionsspielriume genutzt wurden, ist in Abbildung 7-D dargestellt: Es wurden
kaum Personen unter 30 Jahren gewihlt, obgleich die Verfassung einem Drittel
der Rite diese Moglichkeit theoretisch zubilligte — allerdings verbunden mit
einem sehr hohen Zensus von 20000 Franken, sodass es nicht weiter iiberrascht,
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B linke Saule: maximal moglicher Anteil der Grossrate mit einem Mindestalter von 50 Jahren
linke Sdule: maximal méglicher Anteil der Grossréte mit einem Mindestalter von 30 Jahren
B linke Sdule: maximal maglicher Anteil der Grossréte mit einem Mindestalter von 25 Jahren
# rechte Sdule: Anteil der Altersgruppe der {iber 50-Jéhrigen
rechte Séule: Anteil der Altersgruppe der 30- bis 49-Jahrigen
B rechte Sdule: Anteil der Altersgruppe der 25- bis 29-Jahrigen

Altersgruppe Prozent absolute Zahlen

> 25 Jahre 34% 25-29 Jahre 5% 4

> 30 Jahre 32% 30-49 Jahre 55 % 48

>50 Jahre 34% >50 Jahre 40% 35
n=87

7-D. Vorschriften fiir das Mindestalter der Grossrite und Verteilung der Ratsmitglieder auf die sich dar-
aus ergebenden Altersgruppen im Jahr 1803 (in Prozent). Die Verfassung des Jahres 1803 legte nicht die
Grisse einer bestimmten Altersgruppe fest (was die linke Séule vorgaukeln kinnte), sondern nur ein
bestimmtes Mindestalter; d. h., wenn fiir ein Drittel des Rats ein Mindestalter von 25 Jahren galt, bedeu-
tete dies keineswegs, dass innerhalb dieser Gruppe nicht auch &ltere Kandidaten wahlbar waren. Den
Spielraum ausschépfen hiesse in dieser Hinsicht, dass vermehrt Kandidaten mdglichst nahe am Min-
destalter gewahlit wiirden. Nur fiir etwas mehr als die Halfte der Ratsmitglieder liegen exakte Lebens-
daten vor. Es muss damit gerechnet werden, dass die Werte dahingehend verzerrt sind, dass die élteste
Gruppe in der Darstellung untervertreten ist, da die Ermittlung ihrer Jahrgéange aufgrund der Quellenlage
ungleich schwieriger war.
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1-E. Jahre, in denen die 1803 gewihiten Grossrite zuriicktraten (in absoluten Zahlen). Das Diagramm
zeigt auf, wie viele Grossrite in welchem Jahr zuriicktraten. In den mit vier Ziffern angegebenen Jahren
fanden Teil- oder Gesamterneuerungswahlen statt, wobei dies fiir die Zeit nach 1815 nicht heisst, dass
esauch zu Volkswahlen gekommen wire.” Letztere fanden nur 1818 und 1830 statt. Sieben Grossréte blie-
ben sogar iiber 1831 hinaus im Amt, der letzte Vertreter der Griindungsgeneration, Johannes Herzogs;s;,
trat erst 1840 zuriick.

A) Vgl. zum komplizierten Wahlsystem, wie es in der Verfassung von 1814 festgelegt wurde, Kap. «Das Parlament» im
Abschnitt «Der Grosse Rat in den Jahren 1830/31.»

dass diese Hiirden nur von wenigen iiberwunden werden konnten. Die weiteren
beiden Altersgruppen waren entsprechend iibervertreten, diejenige der 3o- bis
49-Jahrigen weit deutlicher als diejenige der Ratsmitglieder, die das 50. Lebens-
jahr bereits beendet hatten. Die erwihnte Kombination von geringem Alter und
grossem Vermogen erfiillten nur gerade vier Personen, und sie tragen keine un-
bekannten Namen: Daniel Hemmann ,,,s stammte aus einer gut situierten Lenz-
burger Biirgerfamilie, Friedrich Ludwig von May,,, aus einer Berner Patrizier-
familie, die mit einer geschickten Heiratspolitik dafiir gesorgt hatte, dass das
Familienvermégen beisammen blieb.®®” Im Fall von Johann Baptist Jehle,,,, kann
man sich fragen, ob der Amtmann des Damenstifts Olsberg tatsachlich iiber ein
Vermégen von 20000 Franken verfiigte oder ob er sich als Kantonsrichter des
helvetischen Kantons Fricktal dies selbst zu seinen Gunsten bestitigt hatte. Der
vierte, Abraham Welti;,,,, stammte aus einer weit verzweigten Biirgerfamilie des
Messe- und Warenumschlagplatzes Zurzach.

Nun soll noch kurz das Blickfeld erweitert und das weitere Schicksal der
Grossriite iiber das Jahr 1803 hinaus betrachtet werden. Abbildung 7-E zeigt, wie
lange die ersten Ratsmitglieder ihr Mandat auch tatsichlich ausiibten: Binnen
dreier Jahre war bereits mehr als ein Zehntel zuriickgetreten, insgesamt 87 verblie-
ben nur bis zum Ende der ersten ordentlichen fiinfjihrigen Legislaturperiode. So
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war bis 1808 bereits iiber die Hilfte der 1803 gewihlten Grossrite wieder vom
politischen Parkett abgetreten. Bei Riicktritten wurde fiir direkt gewihlte Rats-
mitglieder im entsprechenden Kreis eine Ersatzwahl vorgenommen, fiir das Gros
aber nicht: Die bestehende Kandidatenliste diente in den iibrigen Fillen als Basis
fir weitere Auslosungsrunden. Das Wahlsystem forderte auf diesem Weg den
politischen Umschwung von der 1803 gewihlten und ausgelosten konservativen
Mehrheit zu der in der Auslosung unterlegenen Minderheit der Anhinger der
neuen Verhiltnisse. Etwa ein Viertel der ersten Generation iibte ihr Mandat auch
noch in der Restaurationszeit aus, sieben sogar iiber das Jahr 1831 hinaus.®® Da-
mit ldsst sich eine gewisse Kontinuitit in der personellen Zusammensetzung des
Kantonsparlaments auch zwischen Mediation und Restauration nachweisen. Der
Vergleich dieses Befundes mit anderen Stichjahren wird im Kapitel «Das Gross-
ratsmandat im Wandel der Zeit» vorgenommen.

Hinsichtlich der politischen Laufbahnen wurde bereits auf die engen perso-
nellen Verflechtungen der verschiedenen neuen Gremien des Kantons Aargau
hingewiesen.® Weitere Faktoren und die Frage, ob sich eine Art Normkarriere
fiir die Grossritinnen und Grossrite der verschiedenen Stichjahre abzeichnet,
werden ebenfalls im Kapitel «Das Grossratsmandat im Wandel der Zeit» unter-
sucht.!9°

Zur Integration von Nicht-Aargauern

Anhand von zwei damals und noch heute bekannten Personlichkeiten, Johann
Rudolf Dolder,,s und Karl Dominik von Redings,, soll auf den Umstand hinge-
wiesen werden, dass offenbar im jungen Kanton Aargau auch Landesfremde
ohne weiteres eine politische Laufbahn absolvieren konnten. Dolder stammte ur-
spriinglich aus dem ziircherischen Meilen,”" von Reding war wie erwihnt Schwy-
zer Landammann gewesen9? Es lassen sich im ersten Grossen Rat insgesamt
13 Mitglieder ausmachen, die entweder erst im Verlauf ihres Lebens in das Ge-
biet des spiteren Kantons Aargau gekommen waren oder — wenn ihre Familie
dort schon ansissig war — die Frage, ob sie aus dieser Gegend stammten, mit Be-
stimmtheit verneint hitten. Die Curricula dieser Personen lassen sich in verschie-
dene Typen einteilen.

Die grosste Gruppe bilden die Nachfahren bernischer, im Aargau landsis-
siger Patrizierfamilien. Fiinf hatten 1803 den Einzug in den Grossen Rat geschafft,
in den Wahlunterlagen tauchen aber noch zwei weitere auf: Albrecht Ludwig
Effinger von Wildegg wurde im Kreis Veltheim gewihlt, das Los wurde ihm aber
1803 zum Verhingnis, sodass er erst zwei Jahre spiter nachriickte,93 und Ludwig
von Goumoéns. Letzterer ging aus der Kreisversammlung in Seengen als direkt
gewihltes Mitglied hervor, scheiterte aber an der bereits erwahnten Priifung der
Wabhlfihigkeit, da die Regierungskommission den Biirgerbrief der Gemeinde
Tennwil nicht anerkennen wollte, den er als Beweis fiir sein Aargauer Biirger-
recht eingereicht hatte. Er verzichtete infolgedessen auf sein Mandat.'¥¢ Sein Bru-
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der Gottlieb,,,, gehorte demgegeniiber zu der erwéihnten Gruppe, die diese Hiir-
den genommen hatte und der auch Ludwig Rudolf von Jenner;,., sowie drei
Briider aus der Familie von May angehorten: Friedrich Ludwig;,,, und Ludwig
Rudolf Bernhard,,, die gemeinsam die Herrschaft zu Schéftland innehatten, so-
wie Karl Friedrich Rudolf,,ss, Herr zu Rued. Dass enge Verwandte gleichzeitig
Mitglieder des Grossen Rats sein konnten, war durch die Verfassung von 1803
nicht ausgeschlossen worden.’95 Wie wenig beispielsweise Karl Friedrich Rudolf
von May sich mit dem neuen Kanton Aargau identifizierte, wird aus der von ihm
verfassten Familienchronik deutlich.'9® Diese Gruppe verweist auf jahrhunderte-
alte Bindungen, die mit der Neuschaffung des Kantons Aargau zerschnitten wur-
den97 Erstaunlich und fiir das Demokratieverstindnis der Mediationszeit be-
zeichnend ist dabei nicht der Umstand, dass sich Mitglieder von Patrizierfamilien,
die im ehemals bernischen Unteraargau iiber Landsitze verfiigten, zwischen den
neuen Kantonen zu entscheiden hatten, sondern vielmehr, dass die Kreisver-
sammlungen ihre ehemaligen Herrschaftsherren als Vertreter in den Grossen Rat
entsandten. Unter denselben Vorzeichen zogen ebenfalls drei Briider der urne-
rischen Familie von Schmid ins aargauische Kantonsparlament ein. In ihrem Be-
sitz hatte sich im Ancien Régime die Herrschaft Bottstein befunden.'9

Fiir die iibrigen Nicht-Aargauer gilt, dass sie aus den verschiedensten Griin-
den den Ort ihrer Tétigkeit in einer Gemeinde gewihlt hatten, die schliesslich
aargauisch wurde. So wurde Johann Baptist Jehle;,,,, der in der Nahe von Walds-
hut geboren worden und dann in Olsberg als Amtmann des Damenstifts titig
gewesen war, wie alle Bewohner des Fricktals zum Aargauer, wihrend er sich vor
1802 links und rechts des Rheins in ein und derselben vorderosterreichischen Re-
gion bewegt hatte.'99 Johann Jakob Gehret,,,c dagegen musste sich das Biirger-
recht einer aargauischen Gemeinde erwerben. Er stammte aus dem Berner Ober-
land, war bis 1798 Verwalter der Herrschaft Rued und seither auf Schloss Liebegg
wohnhaft gewesen. Zwei Einsprachen gegen diesen Biirgerrechtsschacher wur-
den von der Regierungskommission beiseite geschoben.?*® Wohl zum Zeitpunkt
der Grossratswahl, aber nicht von Geburt an war David Frey,,,, Biirger der Stadt
Aarau. Er entstammte einer Lindauer Kaufmannsfamilie und hatte sich wie sein
Bruder Friedrich, der dann 1815 gleichfalls Mitglied des Grossen Rats wurde, be-
reits im Ancien Régime in Aarau niedergelassen.

All die genannten Beispiele zeigen nicht nur die Schwierigkeiten an, die es im
jungen Kanton zu bewiltigen galt, bis geklart war, wer denn nun Aargauer ist und
wer nicht und wer das aktive Biirgerrecht ausiiben durfte,** sondern auch, dass
der Aargau in der Griindungszeit erstaunlich durchléssig war und sogar neu Zuge-
wanderten eine politische Laufbahn offen stand. Freilich beschrinkte sich diese
Offenheit, wie deutlich wurde, auf Angehérige der oberen sozialen Schichten.
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8 Der Grosse Rat in den Jahren 1830/31

Einleitung

In der vorliegenden Arbeit bildet die Verfassungsianderung von 1831 eine der vier
historischen Zisuren, die niher untersucht werden. Um die Anderung der Bedin-
gungen fiir den Grossen Rat aufzeigen zu konnen, sind deshalb Hinweise auf die
zweite Verfassung des Kantons Aargau notig, die Restaurationsverfassung von
1814. Diese Angaben bilden die Grundlage fiir die Analyse der Verhiltnisse, wie
sie 1831 neu statuiert wurden. Nur so treten die grossen Verdanderungen deutlich
hervor, welche diese dritte Verfassung vornahm. Aufgrund des komplizierten
Wahlsystems der Verfassung von 1814 und der abgestuften Zensusbestimmungen
der Verfassung von 1831, die miteinander korrespondieren, werden die beiden
Aspekte passives Wahlrecht und Wahlverfahren wiederum zusammen behan-
delt. Zuallererst jedoch sind grundsitzliche Erlduterungen zur politischen Segre-
gation der Bevélkerung nétig. Anschliessend wird das Umfeld beleuchtet, in dem
sich die Verfassungsrevisionen von 1814 und 1831 bewegten. Dann folgt wiederum
die Analyse der Grundlagen der Grossratswahlen sowie der Ausgestaltung des
Grossen Rats, bevor im dritten Teil des Kapitels auf die Laufbahnen der 1831 neu
gewihlten Grossrite eingegangen wird. Die Umwilzung der Jahre 1830/31 wurde
in der Literatur verschiedentlich dargestellt, wobei dies lange Zeit aus einer poli-
tisch gefarbten Perspektive geschah.’

Bevolkerung und Biirgerrecht

Der Helvetischen Republik war es, wie erwihnt, nur teilweise gelungen, die viel-
faltigen Abstufungen politischer Rechte zu iiberwinden, wie sie im Ancien Ré-
gime iiblich gewesen waren.? Die kommunalen Korporationen blieben erhalten,
die neuen Munizipalititsgemeinden wurden als Parallelstruktur, die sich bis
heute gehalten hat, dazu statuiert.3 Fiir den Aargau wirkten sich auch nach 1803
die unterschiedlichen Rechtstraditionen seiner Gebiete aus, indem beispielsweise
das vorderdsterreichische Fricktal grundsitzlich kein Gemeindebiirgerrecht ge-
kannt hatte.+ Bei der Schaffung dieser Kérperschaften im Fricktal wurde nur als
Ortsbiirger anerkannt, wer anwesend war. Wer abwesend war und spiter zuriick-
kehrte, dem wurde die vollumfingliche Aufnahme verweigert, auch wenn er ur-
spriinglich aus dem entsprechenden Ort stammte. Dieser Gruppe der «Ewigen
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Einsassen» wurden die politischen Rechte auf Kantonsebene indessen vollumfing-
lich gewéhrt. Ganz grundsitzlich war fiir die restriktive Haltung der Gemeinden
aller aargauischen Gegenden der Umstand ursichlich, dass mit dem Gemeinde-
biirgerrecht auch das Recht auf Nutzung des gemeinsamen Besitzes sowie gege-
benenfalls Unterstiitzung aus der Armenkasse verbunden waren,5 sodass durch-
aus mit offenen Armen empfangen wurde, wer wirtschaftlich gut situiert war,
moglichst ausgegrenzt oder weggewiesen aber, wer den Gemeindebiirgern zur
Last zu fallen drohte.

Die vorliegende Arbeit beschiftigt sich nun nicht mit dem unterschiedlichen
Rechtsstatus verschiedener Bevolkerungsgruppen auf Gemeindeebene, sondern
nur mit der Frage, welche Gruppen dabei in den Gemeinden statuiert wurden,
die spéter im Zusammenhang mit der Frage des Aktivbiirgerrechts auf Kantons-
ebene relevant wurden. Die Abschnitte zum aktiven Wahlrecht legen jeweils im
Einzelnen dar, welche Gruppen dieses Recht wahrnehmen konnten und welche
nicht. Neben den vollberechtigten Ortsbiirgern als Mitglieder der erwihnten
Korporationen oder Ortsbiirgergemeinden finden sich die Biirger einer aargau-
ischen Gemeinde, die in einer anderen Gemeinde wohnhaft waren. Sie werden
als «niedergelassene Aargauer» bezeichnet. Als «Fremde» wurden in der aar-
gauischen Friihzeit neben den Auslindern auch die Biirger anderer Kantone be-
zeichnet,® denen die aargauische Verfassung des Jahres 1831 im Grundsatz bereits
die politische Teilhabe erméglichte, was jedoch erst mit der Einfiihrung des Bun-
desstaats von 1848 praktisch wirksam wurde. Daraus ergab sich fiir die Folgezeit
die Gruppe der «niedergelassenen Schweizer», die bis in die Gegenwart nach
der Dauerhaftigkeit ihrer Wohnsitznahme von den «schweizerischen Aufenthal-
tern» unterschieden wird.

Fiir die Verhiltnisse im Aargau sind die Juden als relevante Bevilkerungs-
gruppe anzufiihren. Thnen wurde die politische Gleichberechtigung erst in der
zweiten Hilfte des 19.Jahrhunderts gewihrt.” Die folgenden Bevolkerunsgrup-
pen der aargauischen Friihzeit sind im vorliegenden Zusammenhang unerheb-
lich, weil sie nach 1803 im Zuge der Zensusbestimmungen sowieso nicht zur Aus-
ibung des Aktivbiirgerrechts zugelassen wurden und nach 1831 zahlenmissig
nicht mehr ins Gewicht fielen: Es handelt sich zum einen um die «Landsassen»
des Berner Aargaus, die iiber 1803 hinaus eine eigene Korperschaft bildeten, und
die «Heimatlosen».® Teils wurzelte ihr Status in den Rechtsverhiltnissen des
Ancien Régime, teils hatten sie ihr urspriingliches Biirgerrecht verloren.9 Im
Kanton Aargau war dieses Problem deshalb besonders virulent, weil die Land-
viogte der Gemeinen Herrschaften, aber auch des damals ziircherischen Keller-
amts im 18. Jahrhundert héufig gegen Taxen Duldungsscheine fiir « Heimatlose»
ausgestellt hatten.”
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Das Parlament

Zu den Verfassungen von 1814 und 1831

Das Ende der napoleonischen Ara fiihrte im Rahmen der Restauration zu noch
konservativeren Kantonsverfassungen und zu einem noch loseren Band zwischen
den souverdnen Kantonen. Noch einmal beeinflussten die politischen Machtpole
in Europa diesen inner-schweizerischen Prozess. Es wire iiberzeichnet, den Bun-
desvertrag von 1814 als Osterreichisches oder russisches Diktat zu bezeichnen.
Aber angesichts der inneren Zerrissenheit der Schweiz war es den siegreichen
alliierten Grossmichten ein Leichtes, Rahmenbedingungen zu definieren, iiber
ihre Gesandten 1814 Einfluss auf die konkrete Ausgestaltung der Bundesakte zu
nehmen und am Wiener Kongress 1815 strittige Punkte verbindlich zu regeln.
Dazu gehorte auch die Frage der Selbstindigkeit des Aargaus. Wiederum war
also im Ausland iiber das endgiiltige Schicksal des Kantons Aargau bestimmt
worden."” Die hartnickigen bernischen Versuche, zwischen 1813 und 1815 die
Existenzfrage des selbstindigen Kantons Aargau neu aufzurollen, scheiterten da-
bei endgiiltig und miissen deshalb nicht weiter erortert werden.” Sie werfen
indessen ein Licht darauf, dass der Aargau um 1815 noch keineswegs ein gefestig-
tes Staatswesen war. Die Aufbau- und Konsolidierungsarbeiten wihrten noch bis
in die 1820er-Jahre hinein."3

In den meisten Kantonen wurden neue Verfassungen eingefiihrt, ohne dass
das Volk dazu befragt worden wire,'* so auch im Kanton Aargau. Hier wurde die
Verfassung per Grossratsbeschluss vom 4.Juli 1814 verabschiedet, aufgrund der
unsicheren Lage aber erst am 23. Januar 1815 in Kraft gesetzt.'> Das Wenige, was
in diesem Dokument nicht als restaurativ bezeichnet werden kann, fand sich
schon 1803 in der Mediationsakte oder ergab sich, wie beispielsweise die Kultus-
freiheit fiir beide christlichen Konfessionen, aus der demografischen Zusammen-
setzung des Kantons. Wenn Heinrich Zschokke,, s 1833 in einer Riickschau auf
die vergangenen Ereignisse die aargauische Verfassung von 1814 als die «freisin-
nigste unter ihren Schwestern» bezeichnete,' so zeigt dies hochstens, dass die
politischen Verhiltnisse in anderen Kantonen noch sehr viel mehr an diejenigen
im Ancien Régime angenéhert worden waren. Immerhin war erstmals die Nieder-
lassungs- und Gewerbefreiheit auf Verfassungsstufe verankert, auch wenn nur
Kantonsbiirger in den Genuss dieser Bestimmung kamen."”

Wihrend vom Gebiet des Aargaus aus in der Zeit zwischen 1815 und 1831
durch die Griindung von eidgendssischen Vereinen einige Impulse fiir die libe-
rale Idee des Bundesstaats ausgingen, zeigte die politisch dominierende Regie-
rung immer deutlicher eine konservative Haltung, die der Stromung der Zeit ent-
sprach, dadurch aber immer weniger in der Lage war, aufkommende politische
Wogen zu glitten.”® Die Situation eskalierte schliesslich im Jahr 1830 und gipfelte
in einem Verfassungsumsturz.' Dafiir sind in der Literatur zahlreiche Ursachen
angefiihrt worden. Auch wenn der Julirevolution, die am 27 Juli 1830 in Paris los-
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brach und weite Teile Europas erschiitterte, letztlich wohl nicht viel mehr als eine
katalytische Wirkung zukam,* so lenkt dieses Ereignis doch den Blick darauf,
dass die Entwicklung im Aargau einmal mehr parallel zu derjenigen auf der
schweizerischen und der internationalen Ebene verlief. Es waren schliesslich
nicht weniger als 11 von 22 Kantonen, die sich innerhalb der beiden Jahre 1830
und 1831 eine neue Verfassung gaben.

Im Aargau wurde die Diskussion um eine Verfassungsrevision im September
1830 durch eine Petition an den Grossen Rat, die «Lenzburger Bittschrift», ins
Rollen gebracht. Ob fiir den grossen Zustrom der Volksversammlung von Woh-
lenschwil vom 7. November des gleichen Jahres die Frage der Verfassungsrevision
ausschlaggebend war oder eher allgemeiner Unmut iiber die verschiedensten poli-
tischen und wirtschaftlichen Missstinde, bleibe dahingestellt. Fatal wirkte sich in
dieser Atmosphiire jedoch aus, dass Ende 1830 ordentliche Wahlen fiir den Gros-
sen Rat stattfinden sollten. Das Festhalten der Regierung an der Durchfiihrung
dieser Wahlen am 17. November 1830, noch bevor der Grosse Rat die Frage geklart
hatte, ob denn nun auf die Forderung der «Lenzburger Bittschrift» einzutreten sei
und ob die Verfassung revidiert werden solle oder nicht, war von weiten Teilen
der Bevélkerung als Versuch wahrgenommen worden, die bestehenden poli-
tischen Zustinde zu zementieren: Die Mandatsdauer der Parlamentarier betrug
zwolf Jahre — die letzten Volkswahlen hatten also 1818 stattgefunden® —, ohne einen
Beschluss des «alten» Parlaments wire es dem neuen Grossen Rat méglich gewe-
sen, eine Revision der Verfassung fiir weitere zwolf Jahre auf Eis zu legen. In der
Folge waren nur in 26 von 48 Kreisen die Wahlen ordnungsgemiss abgelaufen.
Die Regierung hatte zunichst darauf beharrt, dass die Wahlen vorgenommen
werden, dann aber eingelenkt und den Grossen Rat friiher als vorgesehen einbe-
rufen, um ihm einen Dekretsentwurf fiir die Verfassungsrevision vorzulegen.

In seiner Sitzung vom 2.Dezember 1830 sprach sich der Grosse Rat im
Grundsatz fiir eine Revision aus und stimmte der Wahl eines Verfassungsrats zu,
behielt sich aber das Recht auf «freie Beratung und Abénderung» des Entwurfs
vor. Dieser Entscheid mag nicht die alleinige Ursache dafiir gewesen sein, dass
Tausende am bewaffneten Zug aus dem Freiamt nach Aarau teilnahmen, er
scheint aber der Funke in das Pulverfass eines weit verbreiteten Unmuts iiber die
Regierung gewesen zu sein, der dem «Freidmtersturm»?* vom 5. Dezember 1830
Zustrom verlieh. Von der liberalen Opposition, die ja zuerst die Revision der Ver-
fassung gefordert hatte, wurde er eigentlich missbilligt.?3 Obwohl die Teilnahme
vieler am Zug nach Aarau durch jeweils konkret erfahrene Einschrankungen im
Berufsleben oder von der Unzufriedenheit gegeniiber Entscheidungen der Re-
gierung in Einzelfragen motiviert war,? verlangten die Anfiihrer dieser Auf-
standsbewegung, die am 6. Dezember 1830 unter Fiihrung des Grossrats Heinrich
Fischer, Schwanenwirt von Merenschwand, mit mehreren Tausend Bewaffneten
Aarau besetzt hatte, von der Regierung nur, dass die Verfassungsrevision be-
schleunigt und der Grosse Rat von diesem Prozess ausgeschlossen werde.?
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Die tumultsen Ereignisse iiberschatteten die Arbeit des Verfassungsrats, in
den jeder Kreis bereits am 16. Dezember 1830 drei Abgeordnete gewihlt hatte.?®
Heinrich Fischerg,,. wurde in der ersten Sitzung vom 3.Januar 1831 zum Prési-
denten gewihlt, zeigte sich in der Folge aber als dieser Rolle kaum gewachsen.
Heinrich Zschokke., s amtete zunichst als loyaler Vizeprisident, trat dann aber
aus dem Verfassungsrat aus, weil er als «Ausldnder» angefochten worden war.*”
Letztlich gelang es der liberalen Richtung, den Impetus der bewaffneten Volks-
bewegung, die sie urspriinglich abgelehnt hatte, in der Revisionsarbeit fiir ihre
eigenen politischen Ziele zu niitzen, die schliesslich nur teilweise im Zusammen-
hang mit den konkreten Bediirfnissen der aufstindischen Landbevélkerung stan-
den.”® Die dreimonatigen Beratungen, die im Gegensatz zu den Sitzungen des
Grossen Rats offentlich waren, wurden am 15. April 1831 abgeschlossen und die
neue Kantonsverfassung am 6.Mai 1831 dem Volk vorgelegt.?® Es war dies fiir
den Aargau ein doppeltes Novum: Erstmals war eine Verfassung aus den Bera-
tungen eines eigens dafiir berufenen Verfassungsrats hervorgegangen, und erst-
mals wurde sie einer Volksabstimmung unterworfen. Beide Elemente stammen
aus der US-amerikanischen Praxis und wurden spéter vom revolutionéren Frank-
reich aufgegriffen.3° Darin widerspiegelt sich der Umstand, dass erst die Rege-
neration einen ansatzweise unverkrampften Umgang mit den staatsrechtlichen
Ideen der Franzosischen Revolution fand. Wie weiter oben erwihnt, kannte auch
die Schweiz das Element der Verfassungsabstimmung und wie bereits 1802 das
Direktorium der Helvetischen Republik nahm auch die aargauische Regierung
zum «Vetoprinzip» Zuflucht,? wonach die Stimmen all derer, die unentschuldigt
der Abstimmung fernblieben, als zustimmend gezdhlt wurden. Das Resultat hit-
te dies gar nicht erforderlich gemacht: Nur 4684 Nein-Stimmen wurden abgege-
ben, demgegeniiber 11102 explizite Ja-Stimmen, zu denen 11857 Abwesende ge-
zéhlt wurden.3? Auch die notigen zwei Drittel der zustimmenden Kreise wurden
deutlich iibertroffen, indem 41 Kreise die Verfassung annahmen und nur 4 diese
verwarfen. Angesichts des klaren Resultats verzichtete die Regierung auf eine
Wiederholung der Abstimmung in den drei Kreisen, in denen kein giiltiges Re-
sultat zustande gekommen war,33 und setzte die neue Verfassung am 10. Mai 1831
in Kraft. Zehn Tage spiter wurde ein neuer Grosser Rat gewihlt. Mit den Turbu-
lenzen der Jahre 1830/31 hatte die vergleichsweise ruhige Zeit der Restauration
ihr Ende gefunden. Obwohl mit der neuen Verfassung den zentralen Anliegen
der Zeit Rechnung getragen wurde, setzte keine Phase der Stabilitit ein.

Zum aktiven Wahlrecht

Die Abschaffung des Zensus als Voraussetzung fiir das Aktivbiirgerrecht ist das
zentrale Element, das den liberaleren Geist der Verfassung von 1831 dokumen-
tiert.3* Das Mindestalter zur Ausiibung des Biirgerrechts wurde auf 24 Jahre
gesenkt, wobei schon die Verfassung von 1814 dabei nicht mehr zwischen Ledi-
gen und Verheirateten unterschieden hatte. Freilich wurde die deutlich tiefere

106



Schwelle, wie sie in den Landsgemeindekantonen seit 1815 galt, dennoch nicht er-
reicht.35 Frauen und Juden war und blieb das Aktivbiirgerrecht weiterhin ver-
wehrt.3® Wihlen durften folglich nur méannliche «Staatsbiirger» christlicher Kon-
fession, die in einer Gemeinde des Kantons Aargau ein Biirgerrecht besassen. Es
war auf Verfassungsstufe vorgesehen, dass zu den Wahlen die Biirger derjenigen
Kantone zugelassen wurden, in denen umgekehrt Aargauer Biirgern dieselben
Rechte gewihrt wurden.37 Ein Gesetz vom November 1832 stellte dazu allerdings
Vorbedingungen auf. Wahlberechtigt sollten Nicht-Aargauer grundsitzlich nur
nach einer Karenzfrist eines Jahres werden. Weiter mussten sie sich der Militér-
dienstpflicht im Aargau unterzogen haben, durften in keinem Kanton politische
oder militirische Amter bekleiden und auch keine Titel, Orden, Besoldungen
oder Pensionen angenommen haben, «ohne vom Grossen Rat hiezu die Nachsicht
erhalten zu haben».3® Die Regelung war erstaunlicherweise im Grundsatz auch
fir Biirger anderer Lander vorgesehen. Sie blieb aber gegenstandslos, da der
Aargau in der Frage der Gewihrung des Wahlrechts weder mit einem anderen
Kanton noch mit einem der in Frage kommenden Staaten je ein Abkommen ein-
ging.39 Neu regelte die Verfassung, dass Aargauer Biirger ihr Wahlrecht an ihrem
Heimatort oder an einem davon abweichenden Wohnort wahrnehmen konnten,
wobei im letzteren Fall wiederum eine Karenzfrist von einem Jahr galt.+

Auch in der Verfassung von 1831 wurden Griinde aufgefiihrt, weshalb jeman-
dem das Wahlrecht verweigert werden konnte. Dienstboten und Handwerksge-
sellen wurden neu aber zugelassen.# Festgehalten wurde am Ausschluss derjeni-
gen Biirger, die bevormundet waren oder Armenunterstiitzung genossen, zu
einer «Kriminalstrafe» verurteilt worden oder Konkurs gegangen waren.#* Neu
durfte auch nicht wihlen, wer «einem rechtskriftig iiber ihn verhidngten Wirths-
hduserverbot unterliegt».43 Diese Regelung sollte sich in der Folge bis zur Verfas-
sung von 1980 [!] halten.

Die deutlich liberalere Ausgestaltung des Aktivbiirgerrechts verbreiterte das
Elektorat betrichtlich. Es umfasste nun 31283 Minner. Dies diirfte knapp 20 Pro-
zent der Aargauer Bevolkerung ausgemacht haben: bedeutend mehr als im Jahr
1803, aber insbesondere aufgrund des Ausschlusses der Frauen und des im Ver-
gleich zu heute wesentlich grosseren Anteils an ménnlichen Aargauern unter
24 Jahren immer noch ein vergleichsweise bescheidener Bevilkerungsanteil.
Die Ausschlussgriinde diirften etwas weniger als einen Drittel der Ménner iiber
24 Jahren betroffen haben.#

Zum passiven Wahlrecht und zum Wahlverfahren

Um deutlich zu machen, welch grosser Schritt mit der Verfassung von 1831 in Be-
zug auf passives Wahlrecht und Wahlverfahren unternommen wurde, ist ein
Blick auf die Verfassung von 1814 nétig. Die Verfassung von 1814 beliess die Zahl
der Grossratsmandate bei 150. Das von Albrecht Renggers,,, entwickelte, iiberaus
komplizierte System gestand den Kreisversammlungen die direkte Wahl fiir ein
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Mitglied des Grossen Rats zu, wie dies seit 1803 der Fall gewesen war.#5 Der di-
rekt Gewihlte musste im Bezirk wohnhaft sein, zu dem der entsprechende Kreis
gehorte, mindestens 30 Jahre alt sein und iiber ein Vermégen von 5000 Schwei-
zer Franken verfiigen. Dariiber hinaus kiirten die Kreise drei Kandidaten, die
mindestens 25 Jahre alt sein mussten und nicht im entsprechenden Kreis wohn-
haft sein durften. Zwei davon mussten im Kanton Aargau iiber Grundeigentum
im Wert von mindestens 15000 Schweizer Franken verfiigen. Bei 48 Kreisen
ergab sich eine Gesamtzahl von maximal 144 Kandidaten, aus deren Reihen nun
der Grosse Rat selbst 52 neue Mitglieder wihlte. Die verbleibenden 50 vakanten
Sitze wurden schliesslich durch ein Wahlkollegium vergeben, das aus den 13 Mit-
gliedern des Kleinen Rats, den 13 Appellationsrichtern und 13 durch das Los be-
stimmten Wahlminnern aus dem Grossen Rat bestand. Dieses Gremium war an
keinerlei Kandidatenlisten gebunden, sondern sollte «bei seinen Wahlen auf die
verschiedene Bevilkerung der Bezirke billige Riicksicht nehmen». Festgesetzt
war, dass die nach letzterem Verfahren Gewihlten mindestens 30 Jahre alt sein
und dass zwei Drittel von ihnen einen Zensus von 15000 Schweizer Franken
erfilllen mussten.#® HALDER berichtet, dass die auslindischen Gesandten 1814
derart von Renggers Wahlsystem angetan gewesen seien, dass sie es allen neuen
Kantonen zur Nachahmung empfohlen hitten.#” Bei Vakanzen innerhalb der
zwolfjahrigen Amtsperiode nahm dasjenige Gremium, das den Zuriickgetretenen
urspriinglich gewihlt hatte, eine Ersatzwahl vor.4

Zur Wahrung des konfessionellen Gleichgewichts wurde 1814 die Paritit49 fiir
den Grossen Rat, den Kleinen Rat und das Appellationsgericht eingefiihrt.5° In
Bezug auf die Spitzen von Exekutive und Judikative ist diese Neuerung dahin-
gehend zu relativieren, als sie nur die Festschreibung einer bestehenden Praxis
bedeutete. Der Gedanke, bei Wahlen fiir alle wichtigen Gremien die Beriicksich-
tigung der Konfessionen vorzuschreiben, fand sich bereits in verschiedenen Ver-
fassungsentwiirfen zur Zeit der Kantonsgriindung, wurde dort aber nicht weiter
verfolgt.>* Obwohl der Gedanke, die konfessionellen Verhiltnisse auf politischer
Ebene per Quote zu regeln, durchaus in der zeitgendssischen aargauischen staats-
rechtlichen Diskussion nachweislich fassbar ist, streichen STAinz und HALDER
heraus, dass die Paritét auf Druck der auslidndischen Gesandten in die Verfassung
aufgenommen worden ist.>* Da die aargauische Bevolkerung damals etwas mehr
Reformierte als Katholiken umfasste, bevorteilte die Paritit die katholische Kon-
fession unwesentlich.53

Insgesamt wurden also 1814 gegeniiber der Verfassung von 1803 die Alters-
grenzen fiir das aktive Biirgerrecht gesenkt, der Zensus in verinderter Hohe bei-
behalten und die Losziehung durch zwei Kooptationsverfahren verschiedener
Ausprigung ersetzt. Der Einfluss der Bevolkerung respektive des Elektorats auf
die Zusammensetzung des Parlaments wurde durch die oben dargestellten Mass-
nahmen und die neu zwolfjahrige Amtsdauer der Grossrite deutlich reduziert.54
Konkret traten die Kreisversammlungen zwischen 1814 und 1830 nur ein einziges
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Mal, und zwar im Jahr 1818 zusammen, um die direkten Mitglieder und Kandi-
daten fiir den Grossen Rat zu wihlen.55

Auch wenn die Verfassung von 1831 gleichfalls komplizierte Vorschriften fiir
Mindestalter und -vermégen der Grossrite aufstellte, so waren doch die entschei-
denden Neuerungen, dass fast alle Grossrite direkt von den Kreisversamm-
lungen gewihlt wurden und die Sitzzahl von 150 auf 200 erhoht wurde.5® Mit der
Heraufsetzung der Mandatszahl war im Verfassungsrat die Absicht verbunden
worden, «das wesentliche Stiick der gefiirchteten Aristokratie» aus der Welt zu
schaffen, wie sich der Aarauer Stadtammann Johann Georg Hunzikers,,, in einer
Sitzung des Verfassungsrats ausgedriickt hatte.5” An einer solchen war auch
gedussert worden, dass unter 200 «mehrere einzelne Tiichtige sich finden».5® Die
Erhohung war also als Demokratisierungselement gedacht worden. Man hatte
sich gleichwohl nicht einem egalitiren Bild einer homogenen Gruppe von Parla-
mentariern verschrieben. Vor allem aber hatten die Erwigungen obsiegt, dem
Bevolkerungswachstum Rechnung zu tragen: Ein Verhiltnis zwischen Bevolke-
rung und Parlament von 1:1000 war als Obergrenze vorgeschlagen worden.59
Das Elektorat umfasste indessen trotz Vergrosserung, wie oben erwihnt, erst
31283 Minner: Es war also etwa pro 155 Aktivbiirger ein Grossratssitz zu ver-
geben.% Die Legislaturperiode wurde von zwélf auf sechs Jahre verkiirzt, wobei
alle drei Jahre die Hilfte des Kantonsparlaments neu bestellt werden sollte.®
Traten zwischenzeitlich Vakanzen auf, so sollten wie bereits iiblich Ersatzwahlen
stattfinden, die von jenem Gremium vorzunehmen waren, das den Zuriickgetre-
tenen gewéhlt hatte.®? Ab 1831 war dies nun in den meisten Fillen eine Kreisver-
sammlung.

Jedem Kreis standen vier Sitze zu. Die 48 Wahlkreise verfiigten also iiber 192
der 200 Mandate. Die verbleibenden acht Sitze wurden vom Grossen Rat selbst
vergeben, der dabei die Paritit wahren und die «volkreichsten Kreise»% beriick-
sichtigen sollte — ein letztes Relikt der Rengger’schen Kooptationsmechanismen.
Die Bestimmungen zur Altergrenze fiir das passive Wahlrecht erfuhren gegen-
iiber 1814 keine Anderung. So mussten zwei der Kandidaten ein Mindestalter
von 30 Jahren aufweisen, fiir einen Kandidaten und den direkt Gewihlten galt
die Alterslimite, mit der das Aktivbiirgerrecht erreicht wurde. Diese wurde 1831
gegeniiber 1814 um ein Jahr auf 24 Jahre gesenkt. Der Zensus wurde reduziert.
Neu galt, dass einer der vier zu wihlenden Grossrite eines Kreises, sei er nun
Kandidat oder direkt Gewihlter, ein Mindestvermégen von 2000 Schweizer
Franken, ein zweiter eines von 4000 Franken und ein dritter ein solches von 6000
Franken nachweisen musste. Dabei wurde die Verbindung von Zensushéhe und
Altersgrenze aufgegeben.® Im Verfassungsrat waren Voten fiir eine giinzliche
Abschaffung der Zensushiirden laut geworden, aber nicht durchgedrungen.®

Die Verfassung von 1831 unterstrich, dass nur Kantonsbiirger in 6ffentliche
Amter wihlbar seien, wobei fiir diejenigen, die nach Annahme der Verfassung
neu eingebiirgert wurden, eine Karenzfrist von sechs Jahren galt.®
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Die Paritit fiir Kantonsparlament, Regierung und Obergericht war im Ver-
fassungsrat 1831 Gegenstand kontroverser Debatten gewesen. Seitens der Befiir-
worter war argumentiert worden, dass die Bevilkerung noch nicht reif sei fiir die
Aufhebung der Paritdt und die «ungebildete Masse» der Katholiken befiirchte,
iibervorteilt zu werden.®” Trotz allen liberalen Versuchen, die als unzeitgemass
empfundene Paritit abzuschaffen, wurde sie letztlich beibehalten.®® Der Aus-
schluss der Geistlichen beider Konfessionen von der Wihlbarkeit in 6ffentliche
Amter, der 1819 auf dem Dekretsweg eingefiihrt worden war, wurde nun in die
Verfassung aufgenommen.®

Auch wenn 1831 am Zensus festgehalten worden war, so wurde doch durch
dessen Senkung, insbesondere aber durch die erweiterten Wahlbefugnisse der
Kreisversammlungen der Zugang zum Grossen Rat wesentlich erleichtert, und es
scheint — so viel vorweg —, dass im Zuge der Wahlen des Jahres 1831 tatsédchlich
weniger Fabrikanten und Kaufleute und mehr selbstéindige Bauern ins Kantons-
parlament gelangten.?

Zur Ausgestaltung des Grossen Rats

LEITLINIEN DER VERFASSUNGEN VON 1814 UND 1831 Das dargelegte kompli-
zierte Wahlsystem und die zwolfjahrigen Amtszeiten verschafften nach 1814 dem
Parlament und noch viel mehr der Regierung eine starke Stellung. « Herzogtum
Aargau» war eine geldufige Wendung, die auf den méichtigen Amtsbiirgermeister
Johannes Herzog;,,, anspielte, der sich auch in den 1820er-Jahren noch gerne
«Herzog von Effingen» nannte, als er sich mit diesem Namenszusatz ldngst nicht
mehr als Angehériger des Helvetischen Grossen Rats vom Abgeordneten Her-
zog aus dem luzernischen Beromiinster unterscheiden musste. Vielmehr spiegeln
sich darin die Aristokratisierungstendenzen im Aargau der Restaurationszeit. Die
Gewaltentrennung wurde 1814 noch weiter verwischt, was aber als typische Ent-
wicklung jener Zeit gewertet werden kann, war sie doch in keinem einzigen Kan-
ton mehr zu finden.” Neu fiihrte der auf ein Jahr vom Parlament gewahlte Amts-
biirgermeister den Vorsitz nicht nur im Kleinen, sondern auch im Grossen Rat.??
In der Praxis wurden wihrend der 1820er-Jahre die beiden Regierungsrite Her-
20g;,;, und Johann Karl Fetzer,,,, als einzige Mitglieder des Kleinen Rats ab-
wechselnd, um der Paritit zu geniigen, in dieses Amt gewihlt. Insgesamt wurde
das politische Gewicht also noch deutlicher vom Parlament weg hin zur Regie-
rung verschoben.

Der neue Geist der Verfassung von 1831 wird bereits in deren erstem Ab-
schnitt deutlich, in dem zahlreiche Anliegen, die im Rahmen der Auseinander-
setzungen des Jahres 1830 formuliert worden waren, erstmals Aufnahme fanden:
représentatives System und Volkssouverinitit, Gewaltentrennung, Offentlich-
keit der Sitzungen von Parlament und Obergericht, Ausschluss von Verwandt-
schaften innerhalb von Behérden, in Bezug auf die Beamtenstellen das Verbot
der Vergabe auf Lebenszeit und die Vorschrift, dass diese 6ffentlich ausgeschrie-
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ben werden mussten. All dies wurde als Grundsatz in der Verfassung verankert.
Weiter enthielten die allgemeinen Bestimmungen des ersten Abschnitts die wich-
tigsten Grundrechte wie die Gleichheit vor dem Gesetz, die Freiheit des Gewis-
sens und der Meinung, damit verbunden ein Verbot der Zensur, weiter die Ga-
rantie des Eigentums, das Petitionsrecht sowie die Niederlassungs- und Gewerbe-
freiheit.”

Die Gewaltentrennung wurde in der Verfassung von 1831 ausdriicklich fest-
geschrieben.” Wohl blieben die Mitglieder des Kleinen Rats wie bisher auch An-
gehorige des Grossen Rats, Exekutive und Judikative jedoch wurden auf allen
Ebenen entflochten. Wihrend auf Kantonsstufe von jeher die Praxis geiibt wor-
den war, niemanden gleichzeitig zum Mitglied des Kleinen Rats und des Appel-
lationsgerichts zu wihlen, fiihrte die Entflechtung auf Bezirksebene zu deutlichen
Verinderungen. Bis anhin hatte der Oberamtmann als leitender Beamter gleich-
zeitig das entsprechende Bezirksgericht prisidiert. Neu wurde dieses Amt nun
auf zwei Stellen aufgeteilt: auf einen Bezirksamtmann und einen Bezirksge-
richtsprisidenten.? Auf kantonaler Ebene wurde im Zuge der Gewaltentrennung
auch der Einfluss des Kleinen Rats auf die Bestellung der Justizbeh6rden verrin-
gert. In diesem Zusammenhang wurden etliche Wahlbefugnisse vom Kleinen auf
den Grossen Rat iibertragen.” Das Parlament wihlte im Bereich der Judikative
neu den Prisidenten des Obergerichts, die Bezirksgerichtsprisidenten und auf
Vorschlag der Kreiswahlversammlungen hin die Bezirksrichter, im Bereich der
Exekutive nicht nur wie bisher die Mitglieder der Regierung, sondern auch den
Regierungsprasidenten und seinen Stellvertreter.”

Insbesondere die Kompetenzen des Grossen Rats, Gesetzesentwiirfe der Re-
gierung im Rahmen einer Detailberatung abzuindern und ganz grundsitzlich
auch Gesetze vorzuschlagen, zeigen, wie die Position des Parlaments 1831 ge-
starkt wurde.” Aus den schematischen Darstellungen der Verfassungen von 1814
(Abbildung 8-A) und 1831 (Abbildung 8-B) werden die erweiterten Wahlbefug-
nisse des Kantonsparlaments deutlich. Folgerichtig wurde auch das Grossratspri-
sidium aus dem Kleinen Rat herausgelost.” Einige neu eingefiihrte Amtsbezeich-
nungen der Kantonsverfassung des Jahres 1831 haben sich bis heute gehalten:
Landammann und Landstatthalter fiir den Regierungsratsprisidenten und sei-
nen Stellvertreter, Obergericht fiir das hochste Gericht des Kantons und Bezirks-
amtmann fiir den Leiter der Exekutive auf der Bezirksstufe. Schliesslich ist noch
auf jenes Element der Verfassung hinzuweisen, das die weitere aargauische Ge-
schichte beeinflussen sollte: die Revisionsbestimmungen, die erstmals aufgenom-
men wurden und die eine «sorgfiltige Durchsicht» der Verfassung innerhalb der
folgenden zehn Jahre zwingend vorschrieben.®° Diese Vorgabe fiihrte 1840/41
erneut zu erbitterten Auseinandersetzungen zwischen den Parteien, die uneins
iiber die Richtung dieser Revision waren. Hierin deutet sich an, dass letztlich
auch eine merklich erweiterte Partizipation der Bevélkerung nicht alle politischen
Probleme 15sen konnte. Als Beispiel sei die Kirchen- und Klésterpolitik der Re-
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gierung erwidhnt, die im Freiamt bereits 1835 wieder zu biirgerkriegsihnlichen
Situationen fiihrte, was iibrigens auch die Beibehaltung der Paritit nicht zu ver-
hindern vermocht hatte.

Verfassungsgeschichtlich fussen die Revisionsbestimmungen auf der Vorstel-
lung, dass eine freiheitliche Verfassung den Verinderungen in der Lebenswelt
und der Denkweise einer Gesellschaft gerecht werden muss. Wahrscheinlich wa-
ren die Mitglieder des aargauischen Verfassungsrats durch die Schriften, die der
Staatsrechtler Lupwic SNELL zum Jahreswechsel 1830/31 publiziert hatte,® mit
dieser Idee vertraut gemacht worden. Der Aargau ging hierbei besonders weit,
indem er eine Revision zwingend vorschrieb, wihrend andere Kantone ganz im
Gegensatz dazu eine Mindestfrist festlegten, wihrend der keine Verfassungsrevi-
sion moglich war.8?

RarsBeTRIEB Die Binnenstruktur des Kantonsparlaments wurde durch das Reg-
lement fiir den Grossen Rat definiert, das jeweils den Verhiltnissen der Verfassung
angepasst werden musste.® Das Biiro des Grossen Rats sollte 1831 im gleichen
Umfang fortgefiihrt werden, der ihm 1818 zugewiesen worden war: zwei Sekretire
und zwei Stimmenzihler, die jahrlich gewihlt wurden.? 1831 wurde dariiber hin-
aus auch fiir diese Funktionen fixiert, dass die Paritit zu beobachten sei und kein
Mitglied des Kleinen Rats ins Biiro gewihlt werden kénne.®> Im Wesentlichen

Tagsatzungs- |
abgeordnete

Vgl Legende
8-A. Schema der aargauischen Verfassung des Jahres 1814.
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wurden 1831 auch die Ausstandsregelungen fiir Ratsmitglieder von 1818 iibernom-
men, ebenso das Recht der Grossrite, ihre Gegenmeinung in Form einer Verwah-
rung im Protokoll festhalten zu lassen.36

Das Instrument der parlamentarischen Kommissionen wurde 1831 ausgebaut.
Bereits in der Griindungszeit des Kantons hatte der aufwéndige Vorgang der Prii-
fung der Staatsrechnung zur Berufung einer Kommission gefiihrt, die auch iiber
die Sessionen hinaus titig war. Das Reglement von 1818 hatte diesbeziiglich nur
eine allgemeine Regelung getroffen, nach der fiir das erwihnte Geschift, weiter
fiir die Priifung des Rechenschaftsberichts des Kleinen Rats, zur Beratung der In-
struktion fiir die Tagsatzungsgesandten und schliesslich fiir jeden Gesetzesent-
wurf eine Kommission einzusetzen war.” Diese Lésung wurde 1831 im Ratsreg-
lement im Grundsatz beibehalten und insofern erweitert,®® als erstmals eine
stindige Kommission geschaffen wurde, die iiber ein Jahr hinaus titig war: Neun
Grossrite wurden gewihlt, die sich mit der Priifung von Staatsrechnung, Voran-
schlag und Rechenschaftsbericht der Regierung zu beschiftigen hatten. Die
Amtsdauer dieser Kommission wiihrte drei Jahre, wobei pro Jahr drei Mitglieder
ersetzt wurden.?9 Weiter schrieb das Reglement alljéhrlich eine Kommission zur
Priifung des Berichts des Obergerichts «iiber den Gang und den Zustand der
Rechtspflege» vor,% fiir die Oberrichter und weitere Mitglieder der Justizbe-
hérden nicht wihlbar waren.9" Dasselbe Ausschlussprinzip galt in Bezug auf die

I. Legende im Anag 5.355
8-B. Schema der aargauischen Verfassung des Jahres 1831.
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Staatsrechnungskommission fiir Staatsbeamte und fiir Verwandte der Mitglieder
des Kleinen Rats.9 Diese Regelung fiir einzelne Sachgeschiifte wurde spiter ge-
neralisiert und fiihrte letztlich zum grundsitzlichen Ausschluss der Beamten von
der Wihlbarkeit in den Grossen Rat: Wer zum Kanton in einem 6ffentlich-recht-
lichen Arbeitsverhiltnis stand, sollte nicht als Grossrat seine eigene Tatigkeit
kontrollieren diirfen.? Auch mussten die Mitglieder des Kleinen Rats und allfil-
lige Verwandte das Parlamentsplenum verlassen, wenn iiber Staatsrechnung und
Rechenschaftsbericht abgestimmt wurde.%4

Kommissionsberichte waren ebenso schriftlich abzufassen wie Vorstdsse ein-
zelner oder mehrerer Grossrite in Bezug auf zu schaffende Gesetze oder De-
krete.95 Daraus wird ersichtlich, dass ab 1831 ein bestimmtes Mass an Gewandt-
heit im schriftlichen Ausdruck fiir eine erfolgreiche Tatigkeit im Parlament noch
unerlasslicher wurde als bisher — nicht aber Fremdsprachenkenntnisse, wurde
doch der Passus von 1818 iibernommen, dass Vertrige mit anderen Staaten dem
Rat immer in deutscher Sprache vorzulegen seien.%® Insgesamt zeichnet sich ab,
dass das Geschiftsreglement des Jahres 1831 den Weg in Richtung der Entwick-
lung eines «Arbeitsparlaments» wies, wihrend der Grosse Rat zuvor eher dem
Typus eines «Redeparlaments» zugeordnet werden kann.97

Das Ratsreglement von 1831 enthilt des Weiteren auch einige sozialgeschicht-
lich bedeutsame Regelungen; so wurde beispielsweise auf die Kleidervorschriften
verzichtet, die 1818 in das Reglement aufgenommen worden waren.?® Die Form
der Verhandlungen blieb im Wesentlichen gleich und enthielt schon 1818 jene
Elemente, welche iibrigens auch den von Vereinsversammlungen bis weit ins
20. Jahrhundert hinein gepflegten Habitus prigen sollten: Das Ratsmitglied hatte
sich zu erheben, um zu sprechen, und sein Votum mit der férmlichen Anrede
«Hochgeachteter Herr Priasident! Hochgeachtete Herren!» zu beginnen. Aus
dem Ratsreglement wird auch das Bemiihen ersichtlich, die Debatten méglichst
schlank und niichtern durchzufiihren: Die Voten sollten «klar und kurz» sein,
«ohne fremdartige Beimischungen» und «stets mit einem Schlusse enden».99 Das
Plenum sollte sich ruhig verhalten und sich «aller Zeichen des Beifalls oder der
Missbilligung enthalten».*®

Der Sessionsbetrieb wurde 1831 beibehalten, die ordentlichen Sessionen
schon auf Verfasssungsebene neu auf Mai und November angesetzt, beginnend
jeweils am ersten Montag des Monats. Eine ordentliche Dauer war nicht mehr
vorgeschrieben. Die Verfassung von 1814 hatte fiir eine ordentliche Session noch
vier Wochen vorgesehen. Der Rhythmus der Sitzungen innerhalb einer Session
blieb der schon seit 1803 beachtete.

In Bezug auf die Absenzen wurden 1831 die gegeniiber 1803 deutlich ver-
schirften Regelungen des Ratsreglements von 1818 iibernommen. Den Grossriten
wurde die Teilnahme an den Sitzungen ausdriicklich zur Pflicht gemacht. Das Er-
gebnis des Namensaufrufs zu Beginn einer Session wurde protokolliert. Wer ver-
hindert war, musste sich schriftlich unter Angabe der Griinde beim Ratsprisidium
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entschuldigen. Dies galt auch wihrend einer Session. Der Grossratsprésident
hatte dabei nur die Kompetenz, eine Abwesenheit von zwei Tagen zu bewilligen.
Lingere Absenzen musste das Plenum genehmigen.'”? War die Beschlussfahigkeit
des Rats gefidhrdet, durfte keine Entschuldigung angenommen werden.'3 Weiter
war im Reglement von 1831 erneut vorgesehen, ein Mitglied dann vom Rat aus-
zuschliessen, wenn es lingere Zeit ohne «erhebliche» Griinde den Sitzungen fern-
geblieben war. Die Frist wurde dabei gegeniiber 1818 auf ein Jahr gesenkt.*4

Da die Verfassung von 1831 dem Grossen Rat mehr Wahlkompetenzen zu-
sprach als bisher, wurden verschiedene Verfahren entwickelt. Neben die iibliche
geheime Wahl mit Stimmzetteln traten die « Kugelung», wenn ein Mandatstréager
im exekutiven oder judikativen Bereich aus einer iiberschaubaren oder festge-
schriebenen Menge von Kandidaten zu wihlen war, und die Wahl in « Wahlkam-
mern» zur Bestellung von Kommissionsmitgliedern. Bei der «Kugelung» kam
eine « Wahlkiste» zum Einsatz, die mehrere Ficher enthielt, die mit den Namen
der Kandidaten beschriftet wurden. Jedes Ratsmitglied gab seine Stimme durch
das Einlegen einer Kugel in eines der Ficher ab. Als gewihlt galt, in wessen Fach
sich das absolute Mehr an Kugeln befand.”5 Auf diesem Weg wurden Landam-
mann, Landstatthalter, Obergerichtsprasident, die Bezirksrichter und Bezirks-
gerichtsprisidenten sowie die Mitglieder des Kriegsgerichts selektiert. Dieses
Wabhlverfahren stiitzte sich auf die Prozedur der Auslosung von Grossratsmitglie-
dern, die ab 1803 ebenfalls unter Zuhilfenahme von Kugeln vorgenommen wor-
den war Es stellt den Versuch dar, Wahlen effizient durchzufiihren und kraft
der zur Verfiigung stehenden Mittel zu automatisieren.

Die fiinf « Wahlkammern» zur Vergabe von Kommissionssitzen wurden per
Los aus den Mitgliedern des Grossen Rats zusammengestellt.”7” War beispiels-
weise die Bildung einer fiinfkopfigen Kommission beschlossen worden, wurde
das Parlament in fiinf gleich grosse Gruppen, Kammern genannt, aufgeteilt, von
denen jede ein Mitglied der Kommission zu bestimmen hatte.°® Bereits 1831 wur-
de also das Plenum zur Bestellung der Kommissionen fraktioniert. Die durch das
Zufallsprinzip zusammengesetzten Wahlkammern kénnen als erste, rudimentére
Vorlaufer der Fraktionen erachtet werden, die sehr viel spater aufgrund der zwi-
schenzeitlich entstandenen Parteien gebildet wurden.

Zusammenfassung und Wertung

In den Jahren 1830/31 amalgamierten im Aargau die Ausldufer einer allgemeinen
europdischen Revolutionsbewegung mit einer aus vielfdltigem Unmut gendhrten
bewaffneten Volksbewegung zum Umsturz der bestehenden, auf das Jahr 1814
zuriickgehenden politischen Verhiltnisse, die in den 1820er-Jahren zunehmend
aristokratische Ziige angenommen hatten. Die unterschiedlichsten Motive hatten
sich dabei auf ein Ziel fokussieren lassen: die Verfassungsrevision.
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Mit der neuen Verfassung wurde 1831 ein liberales Demokratiekonzept ver-
wirklicht, das bedeutend egalitirer ausgerichtet war als die vorangegangenen.
Ganz grundsitzlich war die neue Verfassung auf demokratischem Weg entstan-
den, indem ein durch einen gewidhlten Verfassungsrat ausgearbeiteter Entwurf in
einer Volksabstimmung angenommen wurde. Erstmals hatte die stimmberechtigte
Bevolkerung iiber eine Kantonsverfassung befinden konnen.

Nicht nur fiir den vorliegenden Zusammenhang, sondern ganz generell fiir
die aargauische Geschichte stellt die Verfassung von 1831 einen Entwicklungs-
sprung dar, waren doch erstmals ein umfangreicher Grundrechtskatalog statuiert
und die politischen Gewalten klarer getrennt worden. Wohl verblieben die Mit-
glieder des Kleinen Rats auch weiterhin im Grossen Rat, aber in der konkreten
Umsetzung der Verfassung wurde die Problematik der Interessenkonflikte im
Reglement fiir den Parlamentsbetrieb vermittels Ausstandregelungen entscharft.
Gerade auch die Erweiterung der Kompetenzen, die dem Grossen Rat zustan-
den, verweist deutlich auf das neue Demokratiekonzept der Verfassung des Jah-
res 1831. Das neue, aus der Regierung herausgeldste Prasidentenamt ist sichtbarer
Ausdruck der gewonnenen Autonomie. Beziiglich der Binnenstruktur wurden
dabei im Ratsreglement durch die Schaffung stindiger Kommissionen die
Weichen fiir die Schaffung eines « Arbeitsparlaments» gestellt. Dieser Typus priagt
den Geschiftsgang des Grossen Rats noch heute.*®

Der Zugang zum Grossen Rat wurde bedeutend erleichtert. Zum Ersten
wurde der Zensus fiir das aktive Wahlrecht abgeschafft, was das Elektorat gegen-
iiber 1803 verdreifachte, zum Zweiten das Mindestalter fiir das passive Wahlrecht
auf 24 Jahre gesenkt und zum Dritten die Mandatszahl auf 200 erhoht. Freilich
galt fiir die Wihlbarkeit in den Grossen Rat immer noch eine Zensusvorschrift,
aber mit den neuen Bestimmungen fiir das aktive Wahlrecht und das Wahlver-
fahren waren zentrale liberale Hauptforderungen erfiillt worden, sodass in poli-
tologischem Sinn von einer bedeutenden «Demokratisierung» des Wahlrechts
gesprochen werden kann "

Ihrer Zeit um 20 Jahre voraus war die aargauische Regelung, die den nieder-
gelassenen Biirgern anderer Kantone das aktive Wahlrecht gewihrte."! Diese Re-
gelung blieb aber toter Buchstabe, da kein anderer Kanton im Gegenzug nieder-
gelassenen Aargauern gleiches Recht zugestehen wollte. All diese Elemente sind
Ausdruck fiir die Dimensionen des Entwicklungsschubes, den die Verfassung von
1831 fiir den Aargau darstellt. Die Rahmenbedingungen zur konkreten Ausiibung
eines Grossratsmandats waren indessen weitgehend gleich geblieben, sodass ge-
sicherte konomische Verhiltnisse und Abkommlichkeit nach wie vor unentbehr-
liche Voraussetzung fiir eine politische Laufbahn darstellten.

Als Leitvorstellung prigte das liberale Konzept des Honoratiorenpolitikers,
der seinen wirtschaftlich unabhingigen Stand fiir ein Engagement zu Gunsten der
Gemeinschaft nutzt, die Ausgestaltung der Verfassung. Die Bevolkerung sollte
wohl mehr als bisher die politischen Geschicke mitbestimmen koénnen, Amter
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sollte aber nach wie vor nur iibernehmen, wer sich iiber ein bestimmtes Mass an
wirtschaftlicher Unabhingigkeit ausweisen konnte. In diesen Zusammenhéingen
ist insbesondere die Abschaffung des Zensus fiir das aktive unter Beibehaltung
des Zensus fiir das passive Wahlrecht zu sehen.

Die Parlamentarier

Bei den ersten Wahlen, die auf der Grundlage der neuen Verfassung 1831 durch-
gefiihrt worden waren, wurden 132 Mandate neu vergeben, 68 Grossrite wurden
wiedergewidhlt. Im neuen 200-képfigen Kantonsparlament fanden sich somit
zwei Drittel der Sitze durch Personen besetzt, die neu die kantonale Ebene
betraten. Auch dies unterstreicht deutlich den Wandel, den das Jahr 1831 fiir die
aargauische Geschichte darstellt. Nicht nur wurde die Verfassung tief greifend
umgestaltet, es fand auch im Kantonsparlament ein eigentlicher Generationen-
wechsel statt. Die Auswirkungen der Erh6hung der Mandatszahl, der gesenkten
Alters- und Zensushiirden fiir die Wahlbarkeit in den Grossen Rat sowie jene der
Verbreiterung des Elektorats auf die einzelnen Elemente des Sozialprofils werden
im Teil «Léngsschnitte: Sozialgeschichtliche Entwicklung» systematisch darge-
stellt. Vorweg seien im folgenden Kapitel Altersstruktur und Werdegang der neu
Gewihlten untersucht.

Zur Altersstruktur

Aus Abbildung 8-C wird deutlich, dass 1831 eine im Verhiltnis zu den bisherigen
Grossriten wesentlich jiingere Generation neu ins Kantonsparlament einzog.
Fast die Hilfte der neu Gewihlten war weniger als 40 Jahre alt, ein weiteres Drit-
tel im Alter zwischen 40 und 49 Jahren. Waren es 1803 noch vier gewesen, so war
vor 1830 nur mehr gerade ein Ratsmitglied weniger als 30 Jahre alt. Es handelte
sich dabei um den Zofinger Friedrich Suters,,;, den Sohn des Magistraten Peter
Suter,,,, der im Kleinen und Grossen Rat sass. Er verkorpert somit den Typus,
den BRONNER in seiner einleitend dargelegten Beschreibung der aargauischen
Restaurationszeit gegeniiber der neuen Generation verteidigte. Wie es jedoch um
dessen Qualifikationen fiir das Amt des Grossrats, die BRONNER den S6hnen der
Magistraten durchaus zugestand, tatséchlich bestellt war, bleibt offen."*

Im Nachgang zur Verfassungsrevision von 1831 wurde dann tatsichlich ein
24-Jdhriger in den Grossen Rat gewihlt, Kaspar Lorenz Bruggisser;,,,. Der Jurist
und Sohn eines Strohgeflechtshindlers aus Wohlen stammte ebenfalls aus einer
wohlhabenden Familie, was seine politischen Startchancen durchaus erhoht
haben diirfte. Sicherlich hat aber auch seine Beteiligung am Freiimtersturm das
ihrige dazu beigetragen. Von den fiinf weiteren Grossriten, die 1831 noch keine
30 Jahre alt waren, liegen nur fiir zwei gesicherte Angaben zu ihrem Werdegang
vor: Johann Peter Bruggisser,,,,, ein Cousin des erwihnten Kaspar Lorenz, war

Der Grosse Rat in den Jahren 1830/31 117



0%
- 80%
%
-
0%
20% 2
0%

W 20-24J. = 25-29J. M 30-39J. 40-49 J.
W 50-59J. M 60-69J. M 70J.und mehr

alle Grossrate neu gewdhlte Grossrite
>=70 10 2
60-69 23 1
50-59 39 8
40-49 26 20
30-39 12 23

2 R SR e

n=111

8-C. Verteilung der Ratsmitglieder auf die verschiedenen Altersgruppen fiir den Grossen Rat im Jahr
1830 und fiir die 1831 neu gewahlten Grossréte (in Prozent). Das Diagramm visualisiert die Prozentwerte,
wihrend die Tabelle die absoluten Zahlen wiedergibt. Nur von 61 der 132 neu gewiahlten Grossréte sind
die Lebensdaten bekannt. 24-Jahrige waren erst mit der Verfassung des Jahres 1831 in den Grossen Rat
wihlbar. Die Quellengrundlage fiir 1830 unterscheidet sich nicht grundsétzlich von derjenigen fiir 1831,
sodass keine Anzeichen fiir eine Verzerrung der Werte vorliegen.

ebenfalls in den Freidmtersturm involviert, der spitere Regierungsrat Karl Blatt-
ner,,,. war der Sohn eines Grossrats, was moglicherweise auch auf Johann Geiss-
mann,,g, Zutrifft. Es ldsst sich die These formulieren, dass die Startchancen dieser
Personen im politischen Bereich durch die 6konomische Situation und/oder die
politische Tatigkeit der Viter verbessert wurden, indem die junge Generation
das 6konomische und/oder soziale Kapital des Elternhauses entweder direkt fiir
ihre politische Laufbahn und/oder iiber erworbene Bildung indirekt hatte nutzbar
machen kénnen."3 Dies wird im Zusammenhang mit den politischen Laufbahnen
eingehend zu priifen sein."+

Es wurde oben fiir die Verfassung von 1803 untersucht, wieweit die Spiel-
rdume ausgenutzt wurden, die die Altersvorschriften fiir die Wahl der Ratsmit-
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glieder offen liessen. Dies sei nun fiir die Jahre 1830 und 1831 gleichfalls unter-
nommen, wobei die gesamte Zusammensetzung des neuen Grossen Rats, also
alle Ratsmitglieder des Jahres 1831 beriicksichtigt werden. Wie schon im Jahr
1803 so zeigt sich auch fiir die Jahre 1830 und 1831 (Abbildung 8-D), dass die
jiingste Altersgruppe auch nicht annéhernd in dem Mass vertreten war, wie es
die Verfassung grundsatzlich ermaglicht hitte. Hier 6ffnete sich eine betrachtliche
Liicke zwischen personeller und institutioneller Realitit, die sich in keinem Stich-
jahr mehr schliessen sollte."5

Zur Laufbahn der neu Gewdhlten vor 1831
Nun sei der Blick wieder auf die 1831 neu gewidhlten Grossrite gelenkt und die
Frage aufgeworfen, ob sich typische Unterschiede oder Parallelen zwischen ihren
Laufbahnen und denjenigen aller Grossrite des Jahres 1830 feststellen lassen "6
Ermittelt man zunichst den politischen Werdegang, so iibte etwas mehr als die
Hilfte dieser neuen Ratsmitglieder kein weiteres Amt aus. Diesen Werten ist
allerdings zu misstrauen, ist doch diese Generation generell schlecht dokumen-
tiert, weil, wie noch eingehender zu zeigen sein wird, ein betrdchtlicher Teil rasch
wieder von der politischen Biihne abtrat."7 Nur 10 der neuen Grossrite waren vor
1831 sicher Gemeinderat oder sogar Gemeindeammann gewesen, fiir weitere 38
ist dies moglich, die Daten kénnen aber nicht als gesichert gelten. Ein Mandat
auf kommunaler Ebene ist also fiir hochstens ein Drittel belegt. Dies trifft in etwa
auch fiir die Grossrite des Jahres 1830 zu, sodass sich in diesem Bereich keine
Unterschiede zwischen dem Profil der Neugewéhlten und dem der Bisherigen
ergeben. Fiir das Kantonsparlament hatte dies dennoch Konsequenzen: Da ein
betrichtlicher Teil derjenigen Grossriite des Jahres 1830, die vor oder wihrend
ihres Grossratsmandats Gemeindeammann gewesen waren, 1831 in ihrem kanto-
nalen Amt bestitigt wurde und eine starke Gruppe neu in den Grossen Rat ein-
trat, die ebenfalls Erfahrungen auf kommunaler Stufe gesammelt hatte, verdop-
pelte sich der Anteil der gewesenen und amtierenden Gemeindeammaénner im
Grossen Rat."® Die kommunale Stufe wurde also durch den Umschwung von
1830/31 deutlich gestirkt. Bezirksrichter oder Oberamtménner finden sich unter
den 1831 neu Gewihlten deutlich seltener als im Grossen Rat des Jahres 1830. Die-
se Elemente verweisen darauf, dass 1831 nicht nur in Bezug auf die Altersstruktur,
sondern auch in Bezug auf die verianderten politischen Verflechtungen im beste-
henden aargauischen Herrschaftssystem der Restauration eine neue politische
Generation antrat."9

Ganz zu Beginn dieser Arbeit wurde BRoONNERs Darstellung der Zeit vor
1830 referiert, der das Bild einer aufstrebenden, jungen, gut gebildeten Generation
skizziert, der Amter verwehrt blieben, weil diese durch Magistratensohne besetzt
wurden.”?* Im Grossen Rat des Jahres 1831 findet sich nur ein geringer Anteil von
neu gewihlten Mitgliedern, auf die BRONNERs Beschreibung zutreffen wiirde.
Jedoch finden sich iiberhaupt nur zu rund der Hiilfte dieser Vertreter einer neuen
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linke Sdulen: Anteil der Grossrate mit einem Mindestalter von 30 Jahren
B linke Sdulen: Anteil der Grossréte mit einem Mindestalter von 25 Jahren (1830) resp. 24 Jahren (1831)
B rechte Sdulen: Anteil der Altersgruppe der iiber 30-Jahrigen
B rechte Sdulen: Anteil der Altersgruppe der 24/25- bis 29-Jahrigen
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8-D. Vorschriften fiir Mindestalter und Verteilung auf die sich daraus ergebenden Altersgruppen fiir alle
Ratsmitglieder der Stichjahre 1830 und 1831 (in Prozent). Auch die Verfassungen der Jahre 1814 (fiir 1830
noch giiltig) und 1831 legten nicht die Grasse einer bestimmten Altersgruppe fest (was die linken Saulen
vorgaukeln kénnten), sondern nur ein bestimmtes Mindestalter; d. h., wenn fiir ein Drittel des Rats ein
Mindestalter von 25 Jahren galt, bedeutete dies keineswegs, dass innerhalb dieser Gruppe nicht auch
altere Kandidaten wahlbar waren. Den Spielraum ausschépfen hiesse in dieser Hinsicht, dass vermehrt
Kandidaten maglichst nahe am Mindestalter gewéhit wiirden.
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Generation Angaben zur beruflichen Titigkeit. Markant ist, dass der Anteil der
Fabrikanten und Kaufleute mit nur 4 Vertretern unter den neu Gewihlten deut-
lich geringer ist als 1830, als 20 Personen im Grossen Rat sassen, die sich diesem
Berufsfeld zuordnen lassen. Inwieweit dies eine Folge der unterschiedlichen
Altersstruktur ist, muss offen bleiben. Es traten 11 relativ junge Hochschulabsol-
venten neu in den Grossen Rat ein, was das Durchschnittsalter der Gruppe der
Akademiker um ganze zehn Jahre senkte. An der absoluten Grosse dieser Parla-
mentariergruppe dnderte sich jedoch, wie erwihnt, nichts, sowohl 1830 wie auch
1831 sassen 21 Akademiker im Rat. Dadurch aber, dass die Anzahl der Parlaments-
sitze um 50 erhoht worden war, relativierte sich auch der Akademikeranteil und
sank von elf auf zehn Prozent. Diese Gruppe von Grossriten, der jiingste von
ihnen war der 24-jihrige Kaspar Lorenz Bruggisser.,,,, mag BRONNER im Visier
gehabt haben. Aus seiner Sicht und noch viel mehr aus derjenigen von Biirger-
meister Herzog;,,, stand nicht im Vordergrund, ob die neue Generation deutlich
besser ausgebildet war als die bisherige:**' Sie wurde im Sinn von PareTo als
eine Gegenelite empfunden,?* die sich bereits in der Restaurationszeit anschick-
te, die herrschende Elite abzulésen. Die Umwilzungen von 1830 verhalfen ihr
zum Durchbruch. Insgesamt zeigt sich also, dass 1831 eine neue, deutlich jiingere
Generation die politische Biihne betrat, die aber weitgehend, sofern sich dies
ermitteln liess, dieselben Laufbahnmuster aufwies wie die von ihr verdriangten
Grossriite.

Zum weiteren Werdegang der neu Gewdhlten
In der neuen Generation finden sich einige Grossrite, deren politische Karriere
nach der Ausiibung des Grossratsmandats noch weitere Stationen aufweist: Sechs
wurden spiter in die Regierung gewihlt, acht ins Obergericht. Es finden sich in
dieser Gruppe auch Ratsmitglieder, die nach 1848 in die Bundesversammlung
aufriickten, namlich sieben spitere Nationalrite und ein Stinderat. Da einige
mehrere Amter bekleideten, handelt es sich nur um zehn Grossrite.?3

Auf der anderen Seite stellt man fest, dass sich ein betridchtlicher Teil der
neuen politischen Generation des Jahres 1831 nicht zu halten vermochte. Ein
Fiinftel schied nach spitestens einem Jahr wieder aus, ein weiteres Viertel iibte
das neu erworbene Mandat maximal fiinf Jahre lang aus (Abbildung 8-E). So war
nach nur einer Legislaturperiode rund die Hilfte der neuen Politikergeneration
wieder verschwunden. Die fiir diese Untersuchung gewihlte Vorgehensweise,
namlich die Auswirkungen der Umgestaltung von Regeln fiir den Zugang zum
Grossen Rat zunichst in der unmittelbar folgenden Wahl zu priifen, dann aber
die Entwicklung der Zusammensetzung des Parlaments auch wihrend der ganzen
Legislaturperiode zu verfolgen, erweist sich als tauglich, die Nachhaltigkeit eines
personellen Wechsels aufzuzeigen. Die so gewonnenen Resultate verweisen bei-
spielsweise auf die interessante Tatsache, dass etwa ein Drittel der durch Riick-
tritt von neu Gewihlten frei gewordenen Sitze durch Personen eingenommen
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8-E. Jahre, in denen die 1831 neu gewdhlten Grossrite zuriicktraten (in absoluten Zahlen). In den mit
vier Ziffern angegebenen Jahren fanden Teil- oder Gesamterneuerungswahlen statt.

wurden, die vor 1831 bereits einmal Grossrat gewesen waren. Es handelt sich
allerdings um keine prominenten Vertreter der aargauischen Politik der Restau-
rationszeit. Diese waren 1831 im Amt bestitigt worden.'*¢
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9 Der Grosse Rat in den Jahren 1920/21

Einleitung

Den Kantonen war auch im Bundesstaat von 1848 eine betrachtliche Autonomie
verblieben. Die gleichwohl notigen Anpassungen der Verfassung an die neuen
Gegebenheiten wurden im Aargau in den Jahren 1849-1852 vorgenommen.
Wenn sich das vorliegende Kapitel der Einfithrung des Proporzwahlrechts wid-
met, das bei den Gesamterneuerungswahlen des Grossen Rats im Jahr 1921 zum
ersten Mal zur Anwendung kam, so wird eine lange Periode der aargauischen
Geschichte im Dunkeln gelassen. Eine kurze Situierung des verfassungsrecht-
lichen Gesamtrahmens der 1920er-Jahre erscheint deshalb unumginglich, auch
wenn das Proporzprinzip nicht im Rahmen einer Gesamt-, sondern mittels einer
Teilrevision eingefiihrt wurde. Ankniipfungspunkt hierzu ist die Kantonsverfas-
sung aus dem Jahr 1885, die bis 1980 galt und so den Rahmen fiir die Stichjahre
1920 und 1921 sowie auch fiir die Jahre 1972 und 1973 darstellt. Auf der Basis die-
ser Ausfithrungen wird schliesslich das Kernstiick des vorliegenden Kapitels, die
Einfithrung des Proporzwahlrechts im Aargau, dargelegt. In den Stichjahren 1920
und 1921 tritt ein Phdnomen zutage, das in der Friihzeit des Kantons Aargau in
dieser Auspriagung nicht existierte, sich aber im Lauf der zweiten Hilfte des
19. Jahrhunderts entwickelt hat: die Biindelung politischer Krifte in den Parteien.
Dies erfordert einige einleitende Ausfithrungen zur Parteienstruktur im Aargau,
die auch als Grundlage fiir die Kapitel zu den Stichjahren 1971, 1972 und 2002 ge-
dacht sind. Abschliessend werden einige Elemente der neuen politischen Gene-
ration des Jahres 1921 im Licht der Diskussion um die Einfiihrung des Proporz-
verfahrens analysiert.

Die bisherigen Forschungen zu den Themen dieses Kapitels sind iiber die
Darstellung von Grundziigen nicht hinausgelangt. Der Weg zur Einfithrung des
Proporzwahlrechts im Aargau wurde von WiLL1 GauTscH1 im Rahmen der Kan-
tonsgeschichte behandelt, Spezialstudien dazu fehlen aber.? Noch schlechter be-
stellt ist es um die Geschichte der politischen Parteien im Aargau, sie ist Deside-
rat geblieben. GauTscH1 hat bereits 1978 auf diesen Umstand hingewiesen, an
dem sich seither allerdings nichts verdndert hat, was als beklagenswert zu bezeich-
nen ist.3
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Zu den politischen Parteien im Aargau

Die vorliegende Arbeit vermag die historiografische Liicke, die beziiglich der
Darstellung der Geschichte der politischen Parteien im Aargau klafft, nicht zu
schliessen. Die Parteient als politische Organisationen sind fiir die vorliegende
Arbeit auch nicht in ihrem politischen Widerstreit, sondern nur in ihrer grund-
legenden Verkniipfung mit Elementen des Sozialprofils von Bedeutung: Wie ver-
hilt es sich mit der konfessionellen Komponente? Wie mit den Berufsgruppen
und Bildungshintergriinden? Lassen sich weitere grundlegende strukturelle Un-
terschiede festmachen? Diese Fragen werden im Teil «Langsschnitte» aufgegrif-
fen. Dazu sind kurze Skizzen zum Parteiengefiige des Aargaus nétig, wie es sich
in den Grundziigen und konkret in den Stichjahren 1920/1921, 1972/73 sowie im
Jahr 2002 prisentierte. Ausgangspunkt dafiir ist die Verteilung der Mandate auf
die verschiedenen Parteien, wie sie sich aufgrund der Grossratswahlen zwischen
1917 und 2001 ergab.

Anzufiigen ist noch, dass fiir die Binnenstruktur des Kantonsparlaments nicht
Parteien, sondern Fraktionen massgeblich sind. Diese Differenzierung ist fiir die
vorliegende Arbeit insofern unerheblich, als sie sich primar fiir die Zugangsbedin-
gungen zum Grossen Rat interessiert, fiir den nicht die Fraktionen als ratsinternes
Gremium, sondern die Parteien als politische Organisationen massgeblich sind:
Sie bilden Listen fiir die Grossratswahlen, ihre Kandidaten werden gewihlt.

Mandatsverteilung im Grossen Rat 1917-2001

Die Entwicklung der Wihleranteile verschiedener Parteien und so der Funktion
der Parteien sind Gegenstand einer eigentlichen politologischen Forschungsrich-
tung. Die zentrale Frage nach dem Warum muss in den Hintergrund treten, weil
mit dem in der vorliegenden Arbeit gewihlten Ansatz die Griinde fiir eine Ver-
schiebung der Parteienverhiltnisse ausserhalb der definierten Schliisseljahre
nicht zu eruieren sind.> Im vorliegenden Zusammenhang interessiert vor allem
die langfristige Entwicklung der Parteienverhiltnisse im Aargau. Ein Blick auf
die in Abbildung g-A dargelegte Sitzverteilung zeigt, dass die Umwilzung im
aargauischen Grossen Rat, verursacht durch die Einfithrung des Proporzwahl-
rechts in den Wahlen des Jahres 1921, kein kurzfristiges Phinomen war, sondern
die Parteienlandschaft fiir das restliche 20.Jahrhundert prigen sollte: Die vier
grossen Parteien — Freisinnig-Demokratische Partei (FDP), Christlichdemokra-
tische Volkspartei (CVP), Sozialdemokratische Partei (SP) und Schweizerische
Volkspartei (SVP) - hielten zusammen eine unangefochtene Mehrheit im Grossen
Rat. IThr Wihleranteil betrug bis 1989 iiber 80 Prozent, oft sogar iiber go Prozent.
Demgegeniiber bedeutete die Einfiilhrung des Frauenstimmrechts in den Gross-
ratswahlen des Jahres 1973 fiir die Anteile der grossen Parteien weder kurz- noch
langfristig eine Zisur, die mit der Verschiebung der politischen Gewichte durch
das Proporzwahlrecht vergleichbar wire.®
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Grundziige der vier grossen Parteien

Generell kann festgehalten werden, dass die aargauische Parteienlandschaft weit-
gehend die schweizerische abbildet. Spezifisch aargauische Bewegungen vermoch-
ten sich nicht auf Dauer zu halten.” Die politische Landschaft des Aargaus war im
19. Jahrhundert von den Gruppierungen der Liberalen, der Demokraten und der
Konservativen geprigt worden, wobei sich diese nicht zu Parteien ausdifferen-
ziert hatten.® Die ersten beiden bildeten den Kern der dem Liberalismus ver-
pflichteten Freisinnigen Volkspartei des Kantons Aargau, die 1894 gegriindet
wurde und sich 1895 der Freisinnig-Demokratischen Partei der Schweiz an-
schloss, deren Namen sie iibernahm.9 Fiir das Verstéindnis der Zeit ist es wichtig,
dass es an den Réandern der freisinnigen Stromung auch Exponenten gab, die der
politischen Rechten wie der Linken zugerechnet werden kénnen und sich ent-
sprechend spéter in den Reihen der Bauern-, Gewerbe- und Biirgerpartei (BGB)
oder der Sozialdemokratie fanden.*

PETER STADLER hat darauf hingewiesen, dass der Bikonfessionalismus als
strukturelles Element der schweizerischen Identitit bezeichnet werden kann."
Dies gilt besonders fiir den Aargau. Die politische Bedringnis der katholisch-
konservativen Stromung im 19.Jahrhundert band diese enger an das Papsttum,
das gegen Aufklarung und Moderne kidmpfte, insbesondere auch gegen den Li-
beralismus und spiter gegen den Sozialismus. Diese Stromung, in der Geschichts-
wissenschaft wertfrei als Ultramontanismus bezeichnet, umfasste jedoch in der
Schweiz keineswegs alle Katholiken. Wesentliches Element des Bundesstaats in
der Schweiz war ein «innerkatholischer Dualismus» zwischen ultramontanen
und freisinnigen Katholiken.”? Erstere sammelten sich in der katholisch-konserva-
tiven Bewegung, zweitere im Freisinn. Beide katholischen Richtungen fanden
sich im Aargau prominent vertreten, ebenso in St. Gallen, im Thurgau, sogar im
Tessin, in Solothurn und in Luzern. Fiir die vorliegende Arbeit interessieren aber
nicht deren Kimpfe im 19. Jahrhundert, sondern die Langzeitwirkung dieser bei-
den katholischen Richtungen auf die Sozialprofile der Exponenten der poli-
tischen Parteien im Grossen Rat des 20.Jahrhunderts. Die ultramontane Rich-
tung organisierte sich 1892 in der Katholisch-Konservativen Volkspartei des
Aargaus (KVP).'3 Seit 1885 verfiigte sie iiber einen Sitz in der fiinfképfigen Regie-
rung. Es gelang ihr, langfristig auch die sich organisierenden christlich-sozialen
Arbeiterorganisationen zu integrieren.!# 1961 trat sie neu als Konservativ-Christ-
lichsoziale Volkspartei (KCVP) bei den Grossratswahlen an.’5 Neun Jahre spiter
ibernahm sie den schweizweit neu gewihlten Namen Christlichdemokratische
Volkspartei.'6

Die aargauische Sozialdemokratie entwuchs dem linken Fliigel der Griitli-
Bewegung,” deren rechter Fliigel von Handwerkern und Gewerbetreibenden
geprégt wurde und die im Aargau Ende des 19.Jahrhunderts iiber zwei Dutzend
Sektionen umfasste. 19o2 trat der kantonale Griitliverband der schweizerischen
Sozialdemokratischen Partei bei und begriindete damit die aargauische sozial-
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9-A. Verteilung der Sitze im Grossen Rat 1917-2001. Fett gedruckt sind alle Einzelergebnisse, die einer
Partei mindestens fiinf Sitze einbrachten. Grau sind Felder markiert, wenn eine Partei gegeniiber der
letzten Wahl fiinf oder mehr Sitze verlor, blau sind die Felder markiert, wenn sie mindestens ebenso viele
gewann. Schwarz markiert sind die Folgen der 1921 und 1937 erfolgten Reduktion der Grossratssitze.A Mit
einem doppelten Rand sind fiir die gesamte Periode der grisste Sitzgewinn und der grésste Sitzverlust
hervorgehoben. (Quelle: Fiir 1917: GAUTSCHI, Aargau, 85; fiir 1921-1953: Aargau in Zahlen, 98f.; 1957-2001:
Angaben Sekretariat des Grossen Rates).

A) Teilrevision der Verfassung, angenommen in der Abstimmung vom 5. September 1920 resp. 6. Dezember 1936.
Aargau in Zahlen, 93 resp. 95.

demokratische Partei, fiir die sich in ihrer Griindungszeit auch die Bezeichnung
Aargauische Arbeiterpartei findet.®

Jiingste der vier grossen Kantonalparteien ist die heutige Schweizerische
Volkspartei, die im Aargau im Dezember 1920 als aargauische Bauern- und Biir-
gerpartei gegriindet wurde. Bei den ersten Grossratswahlen, an denen sie teil-
nahm, erreichte sie 1921 auf Anhieb 46 Mandate und verwies damit die ehedem
dominierende Freisinnig-Demokratische Partei, aus deren Reihen sich etliche der
neuen Bewegung angeschlossen hatten, auf den vierten Rang.?° 1971 énderte sie
ihren Namen in «Schweizerische Volkspartei». Zwischen 1937 und 1993 war die
Bauern- und Biirgerpartei beziehungsweise die SVP in Bezug auf ihre Vertretung
im Kantonsparlament wieder zur kleinsten Partei des Regierungsblocks abgesun-
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ken, um dann in den 19goer-Jahren einen Siegeszug anzutreten, der sie iiber die
Frist von nur zwei Grossratswahlen zur unangefochten stirksten Partei machte.
Als ein weiteres Charakteristikum der aargauischen politischen Landschaft
muss erwéihnt werden, dass die vier grossen Parteien nicht in allen Gegenden des
Kantons gleich stark vertreten waren, sondern lange Zeit iiber eigentliche Stamm-
lande verfiigten. In den katholisch geprigten Gegenden (Freiamt, Bezirke Baden,
Zurzach, Laufenburg) verfiigte die katholische Volkspartei iiber einen starken
Riickhalt, in den reformierten lindlichen Gegenden des Berner Aargaus domi-
nierte die Bauern-, Gewerbe- und Biirgerpartei, in den stirker gewerblich und in-
dustriell geprigten Gegenden die Sozialdemokratie und der Freisinn zugleich,
wobei sich in den einzelnen Bezirken mannigfaltige Interferenzen ergaben.
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Kleinere Parteien in den Stichjahren seit 1921

Die vier skizzierten grossen Parteien dominierten den aargauischen Grossen Rat
1920 und 1921, wobei die Einfiihrung des Proporzwahlrechts eine tief greifende
Umwilzung der Verhiltnisse innerhalb dieser Parteiengruppe mit sich brachte.
Kleinere Parteien errangen zusammen 13 Mandate.” Einzig die Evangelische
Volkspartei (EVP) konnte sich iiber das ganze 20.Jahrhundert im Kantonsparla-
ment halten, allerdings war auch ihr Wihleranteil Schwankungen unterworfen.
Obwohl christlich ausgerichtet, kann sie nicht als konservative Partei bezeichnet
werden.*

Im Stichjahr 1972 hielten kleine Parteien 13 Prozent der Grossratsmandate,
1973 errangen sie sogar 15 Prozent, wobei sich mehr Gruppierungen an den Wahl-
en beteiligten als noch vier Jahre zuvor. Diese seien nun kurz umrissen. Die
grosste der kieinen Parteien war 1969-1973 der von Gottlieb Duttweiler gegriin-
dete Landesring der Unabhiingigen (LdU),?3 der diese Rolle 1973 an ein Biindnis
zweier rechter Bewegungen abtreten musste. Die zu Beginn der 1970er-]Jahre hef-
tig diskutierte Frage der «Uberfremdung» der Schweiz durch Auslinderinnen
und Ausldnder verschaffte der Aargauischen Republikanischen Bewegung und
der Nationalen Aktion gegen die Uberfremdung (NA) auf Anhieb zehn Sitze. In
der Nachfolge dieser beiden Parteien stehen die Schweizer Demokraten (SD), die
im Jahr 2002 noch iiber vier Sitze verfiigten.

Die weiteren Parteien, die fiir die Stichjahre 1972 und 1973 zu nennen sind,
errangen nur einige wenige Mandate. Sie hatten sich im Verlauf der 1g6oer-Jahre
als kleinere Protestgruppierungen formiert, die sich aber hochstens iiber einige
Legislaturperioden im Grossen Rat halten konnten. Fiir die Legislaturperiode
1969-1973 sind zunichst die «Freien Stimmberechtigten und parteilosen Wihler»
zu nennen, die 1969 iiber sechs Vertreter im Grossen Rat verfiigten. Drei Man-
date hatte das «Team 67» errungen, dem dadurch der Einzug in den Grossen
Rat gelang. PETER GiLG bezeichnet es als «freisinnige Vorhut», die von Werner
Geissbergerg,; dazu gegriindet worden sei, um bei den Nationalratswahlen 1967
junge Wihler zu mobilisieren.? Die Jugendorganisation niherte sich in der
Folge aber immer mehr der Sozialdemokratie an, zu der zwei seiner Grossrite
schliesslich wechselten. Der einzige Vertreter der «Freien Wahler fiir Bildung
und Fortschritt» war Jakob Hohlggs:, der 1961 mit einer Motion die Frage des
Frauenstimmrechts im Aargau wieder in die politische Diskussion eingebracht
hatte.*>

Fiir das Stichjahr 2002 sind schliesslich zwei Parteien zu nennen, die gegen-
iiber den 1970er-Jahren neu im aargauischen Kantonsparlament vertreten sind.
Beide fiihlen sich einem konkreten Themenbereich verpflichtet, was bereits aus
den Parteibezeichnungen hervorgeht. Aus der Umweltschutzbewegung der
1980er-Jahre sind die Griinen hervorgegangen, die ihre Prasenz 2002 von sechs
auf sieben Ratsmitglieder erhchen konnten. Gleichsam als Gegenbewegung dazu
ist die Autopartei (AP) zu sehen, die auf ihrem Hohepunkt in den 19goer-Jahren
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neunzehn Mandate gewonnen hatte, im Jahr 2002 unter ihrem neuen Namen
«Freiheitspartei» (FPS) aber nur noch einen einzigen Grossrat ins Parlament ent-
senden durfte.

Zum Kampf um das Proporzwahlrecht im Aargau

Entwicklungslinien

Das liberale Gedankengut hatte die Einfiihrung des allgemeinen und gleichen
Wabhlrechts gefordert. Nachdem dies politische Realitit geworden war — im Kan-
ton Aargau bereits mit der Verfassung von 18312 —, begannen sich politische
Theoretiker Mitte des 19. Jahrhunderts intensiver mit der Frage zu beschiftigen,
wie die Auswahlméglichkeiten fiir die Wihler optimiert werden konnten. Aus-
gangspunkt war dabei nicht die Chancengleichheit von Parteien, sondern viel-
mehr die friihliberale Vorstellung, dass das Elektorat im Rahmen von Wahlen
seine Priferenzen fiir Personlichkeiten — Honoratioren — méglichst unverfilscht
zum Ausdruck bringen kénnen sollte.”” Uberlegungen, mit welchem Verfahren
der Wille von Wihlenden am besten im Resultat abgebildet werde, finden sich
allerdings unabhingig davon bereits im Mittelalter und dann Ende des 18. Jahr-
hunderts in Frankreich.?® Obwohl dazu grundsitzlich verschiedene Verfahren
denkbar waren und teilweise in der Schweiz zur Bestellung von Exekutiv- und
Judikativgremien auch zur Anwendung kamen,*9 konzentrierten sich die Uberle-
gungen hinsichtlich der Legislativen auf die Idee des Proporzwahlrechts, dessen
Kern sich am besten mit der von MirABEAU geprigten Metapher der Landkarte
darlegen lasst: «Les Etats [die 1789 einberufenen Generalstinde des Jahres 1789
als vorparlamentarisches Gremium]| sont pour la nation ce qu’est une carte réduite
pour son étendue physique: soit en partie, soit en grand la copie doit toujours
avoir les mémes proportions que I'original.»3° Bei der Verteilung von Mandaten
sollten infolgedessen nicht nur Sieger beriicksichtigt werden, sondern alle an der
Wahl Beteiligten nach Massgabe der erhaltenen Stimmen.3' Fiir die praktische
Umsetzung ergaben sich daraus mehrere Problemfelder.

Ganz grundsitzlich musste dem Umstand Rechnung getragen werden, dass
territorial begrenzte Wahlkreise allenfalls den Willen der in ihnen wahlberech-
tigten Biirger wiederzugeben vermochten, dass die Summe der Resultate aus den
Kreisen aber den Willen des gesamten Elektorats oft nur unzureichend abbil-
dete.3? Die Art und Weise der Umschreibung der Wahlkreise war infolgedessen
seit dem 19. Jahrhundert einer der zentralen Diskussionspunkte, wie im néchsten
Abschnitt auch fiir den Aargau zu zeigen sein wird. Das Problemfeld Wahlkreise
eroffnete sich also nicht erst mit dem Proporzverfahren, sondern bestand bereits
im Zeitalter des Majorzsystems und kann als eines der Hauptmomente bezeich-
net werden, die die Diskussion um den Proporz auslosten. Festzuhalten ist, dass
auch bei Proportionalwahlverfahren tradierte Territorialstrukturen oftmals stirker
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gewichtet wurden als eine rein arithmetische Festlegung von Wahlkreisen glei-
cher Grosse. PIERRE TscHANNEN sieht dies als einen der Griinde, warum das
Bundesrecht bis heute eine Losung stiitzt, die vom Ziel erfolgsneutraler Wahlen
abweicht.33 Auch ist darauf hinzuweisen, dass die administrativen Vorausset-
zungen zur Bewiltigung von Wahlen in grosseren Einheiten erst im letzten Drit-
tel des 19. Jahrhunderts entwickelt waren. Im Aargau ist dieser Umstand insofern
von Bedeutung, als seit der Verfassung von 1885 daran festgehalten wird, dass die
Bezirke, die 1803 mit Riicksicht auf die historischen Strukturen umrissen worden
waren, die Wahlkreise fiir Grossratswahlen bilden, obgleich sie sich hinsichtlich
der Bevolkerungsdichte stark auseinander entwickelt haben. Freilich war bereits
mit der Verfassung von 1841 der Wechsel vom System fester Mandatszahlen pro
Wahlkreis (damals noch die Kreise) zugunsten einer proportionalen Verteilung
gemiss Bevolkerungsstirke vorgenommen worden.34

In Bezug auf das Wahlverfahren — ein zweites Problemfeld im Zusammen-
hang mit dem Proportionalwahlrecht — entwickelten sich zwei Systeme, die fiir
die schweizerischen Verhiltnisse Bedeutung erlangten: das Kandidatenstimmen-
und das Listenstimmensystem. Ersteres sei anhand der Uberlegungen des eng-
lischen Staatsrechtlers THomas HARE aufgezeigt, der 1850 das folgende Wahl-
system vorschlug:35 Jeder Wabhler sollte einen Kandidaten bezeichnen konnen,
der dann gewihlt wire, wenn die Anzahl der Stimmen, die er erhalten hat, iiber
dem sogenannten Wahlquotienten ldge. Dieser sollte errechnet werden, indem
die Zahl der abgegebenen Stimmen durch die Zahl der zu vergebenden Mandate
dividiert wiirde. Da fiir die Praxis vorhersehbar war, dass manche Kandidaten
sehr viel mehr Stimmen erhalten wiirden, als sie zur Wahl benétigten, sah HARE
vor, dass die Wihler auf dem Wahlzettel weitere Kandidaten bezeichnen kdnnen,
denen die iiberschiissigen Stimmen des Gewihlten zufallen sollten. Im Zentrum
standen also die zu wihlenden Personen, die durch den Wihler auf einem Wahl-
zettel beliebig kombiniert werden konnten. In einer weiterentwickelten Variante
des Kandidatenstimmensystems verfiigte dann jeder Wibhler iiber so viele Stim-
men, wie Mandate zu vergeben waren. Das Listenstimmensystem lésst sich mit
den Uberlegungen von Victor Considérant darlegen, der in den 1840er-Jahren
dem Genfer Verfassungsrat ein Wahlverfahren vorschlug, das spitere Verhiltnisse
vorwegnahm und von KroT1 als «Urform des in der Schweiz geltenden Propor-
tionalwahlverfahrens» bezeichnet wurde.3® An die Stelle von Wahlkreisen sollten
im Kanton Genf Meinungsgruppen («colleges») treten, die dem Wahlbiiro poli-
tische Programme zur Registrierung einreichen sollten, die von einer bestimmten
Anzahl Biirger unterschrieben sein mussten. Die eigentlichen Wahlen sollten in
zwei Schritten erfolgen: Zunachst hitten sich die Wabhler fiir eines der Programme
zu entscheiden. Dieser Schritt definierte die Anzahl der Mandate, die einem
Programm zufielen. Acht Tage spiter sollten auf dieser Basis die eigentlichen
Mandatsinhaber gewéhlt werden. Die Grosse der Deputationen der einzelnen
Programme im Kantonsparlament sollte also nicht durch eine Personenwahl,
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sondern einzig und allein durch die Anzahl eingeworfener Listen bestimmt wer-
den. An diesem Prinzip @nderten auch die in der Schweiz gebriduchlich gewor-
denen Verfahren des Kumulierens?” und Panaschierens3® nichts: Auch diese
regeln nur die Reihenfolge, in der die Kandidaten Mandate iibernehmen kon-
nen, nicht aber die Zahl der Mandate, die einer Gruppierung oder spiter Partei
zugesprochen werden.

Als drittes Problemfeld des Proporzwahlrechts ist anzufiigen, dass es diffe-
renzierte mathematische Verfahren zur Vergabe der Restmandate erfordert, weil
sich aus der Umrechnung der Wihleranteile auf Sitze in aller Regel Bruchzahlen
ergeben.39 Da einfache Nachvollziehbarkeit der Vorgiange von jeher ein Ziel von
Wahlverfahren war, sind kompliziertere Verfahren nicht in die breitere politische
Diskussion eingeflossen.4> MARGRIT GAUGLHOFER weist dabei darauf hin, dass
auch eine Rezeption der US-amerikanischen Diskussion in européischen Staaten,
die mit dieser Fragestellung zugleich konfrontiert waren, kaum stattgefunden hat,
ja dass teilweise sogar dieselben Verfahren mit unterschiedlichen Namen be-
zeichnet werden.# Im vorliegenden Zusammenhang scheint es ausreichend, dar-
auf hinzuweisen, dass im Aargau wie in der deutlichen Mehrzahl der Schweizer
Kantone das System nach HacenBacH-BiscHOFF#* zur Anwendung gelangte. 3

Diskussion und Einfiihrung in der Schweiz
Wie angetont, finden sich erste Impulse zur Einfithrung des Proporzwahlrechts
bereits in den 1840er-Jahren in Genf. Dies hingt mit der bereits erwihnten star-
ken politischen Zerrissenheit dieses Kantons zusammen.# Auch im weiteren Ver-
lauf der Entwicklung sollte der Proporzgedanke in der Schweiz zuerst dort Fuss
fassen, wo beinahe gleich starke Gruppierungen um die politische Macht rangen
und das Majorzsystem aufgrund der Umschreibung der Wahlkreise eine davon
deutlich bevorzugte. Dies war nicht nur in Genf, sondern auch in Neuenburg und
im Tessin der Fall. Herrschende Gruppierungen schreckten dabei nicht vor einer
Verinderung der Wahlkreise zu ihren Gunsten zuriick. So entwickelte sich das
Proporzwahlrecht, urspriinglich zur Optimierung von (Honoratioren-)Wahlen
erdacht, zur politischen Forderung einer unterdriickten Minderheit. Die Ausdif-
ferenzierung des politischen Meinungsspektrums und die organisatorische Ver-
festigung dieser Stromungen in Parteien nach der Jahrhundertmitte verstirkte
den Ruf nach angemessener Vertretung aller Meinungen in den Parlamenten.
Auf eidgendssischer Ebene vertrat schliesslich vor allem die Sozialdemokratie
dieses Anliegen. Einen Uberblick iiber den Zeitpunkt der Einfiithrung des Pro-
porzwahlrechts in den Kantonen gibt Abbildung 9-B. Der Aargau findet sich im
hinteren Mittelfeld. Es passt dies ins Bild des eher zogerlichen Ausbaus der Volks-
rechte.45

Die eigentliche Diskussion um das Proporzwahlrecht setzte verstirkt im letz-
ten Drittel des 19.Jahrhunderts ein. Dabei ist auf die Schriften des Genfer Profes-
sors ERNEST NaviLLE hinzuweisen, der 1865 die «Association réformiste» zur
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Neuen urg

Tessin

Genf

Zug

Solothurn

Schwyz

Basel-Stadt

Luzern

St.Gallen

Ziirich 1916

(1919: Einfiihrung des Proporzwahlrechts auf eidg. Ebene fiir den Nationalrat)
Basel-Landschaft 1919

Thurgau 1919

Glarus 1920

Wallis 1920

Aargau 1921

Bern 1921

Freiburg 1921

Waadt 1948 teilweise /1961 ganz

Schaffhausen 1952

Jura (1921) 1979 mit der Kantonsgriindung
Nidwalden 1981

Obwalden 1984

Uri 1992

Appenzell Ausserrhoden = Majorzwahlen
Appenzell Innerrhoden - Majorzwahlen
Graubiinden - Majorzwahlen

9-B. Zeitpunkt des Systemswechsels vom Majorz- zum Proporzsystem fiir die Bestellung des kanto-
nalen Parlaments (Stand 1998). Wenn mehrere Kantone im selben Jahr diesen Schritt vollzogen haben,
so werden die Kantone in alphabetischer Reihenfolge erwéhnt. (Quelle: LUTZ/STROHMANN, Wahl- und
Abstimmungsrecht, 84.)

A) Abweichend davon geben LUTZ/STROHMANN das Jahr 1897 an. Wir folgen SCHALCHLIN und auch SEILER/STEIGMEIER.
LUTZ/STROHMANN, Wahi- und Abstimmungsrecht, 84; SCHALCHLIN, Proportionalwahiverfahren, 3; SEILER/STEIGMEIER,
Aargau, 157.

B) Abweichend davon geben LUTZ/STROHMANN das Jahr 1830 an. Dies erscheint unmdglich, da der Putsch im
September 1890 Ausloser eines Verfassungsrevisionsprozesses war, zu dem das Tessiner Volk erst 1891 befragt wurde.
Wir folgen deshalb SCHALCHLIN und auch SEILER/STEIGMEIER. LUTZ/STROHMANN, Wah/- und Abstimmungsrecht, 84;
SCHALCHLIN, Proportionalwahlverfahren, 3; SEILER/STEIGMEIER, Aargau, 157.

C) Die Kompetenz fiir die Einfiihrung des Proporzwahlrechts wurde den Gemeinden delegiert. Bis 1998 hat davon nur die
Gemeinde Herisau Gebrauch gemacht. LUTZ/STROHMANN, Wah/- und Abstimmungsrecht, 83.
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Férderung des Proporzgedankens griindete,*® weiter auf die Arbeiten des bereits
erwdhnten Basler Mathematikers EDuaRD HAGENBACH-BiscHOFF und die des
Ziircher Juristen und Politikers EmiL KL6T1.47 1876 wurde zur Férderung des
Proporzgedankens der «Schweizerische Verein fiir proportionale Stellvertretung»
gegriindet.#®

Auf Bundesebene wurde das Proporzwahlrecht 1918 im dritten Anlauf ange-
nommen.4 Die Abstimmungsresultate fiir die einzelnen Kantone zeigen, dass
dieses Anliegen im Aargau vergleichsweise wenig Resonanz fand: Zwar war die
Vorlage angenommen worden, aber mit nur 53 Prozent Ja-Stimmen.5° Dabei
diirfte fiir das zustimmende Resultat der Umstand entscheidend gewesen sein,
dass die katholisch geprigten Teile des Ostaargaus dieser Idee zugeneigt waren.
Schon in der eidgendssischen Abstimmung von 1910 hatten sich die Bezirke
Baden, Zurzach, Bremgarten und Muri fiir die Proporzwahl ausgesprochen. Dies
hiangt mit der Geometrie der Wahlkreise fiir die Nationalratswahlen zusammen,
durch die nicht nur die sozialdemokratische, sondern auch die katholisch-konser-
vative Opposition bei den Nationalratswahlen immer wieder benachteiligt wor-
den war.>!

Diskussion und Einfiihrung im Aargau
Die Forderung nach dem Proporzprinzip wurde vor allem in denjenigen Kanto-
nen besonders laut erhoben, in denen die freisinnige Staatspartei ausgesprochen
wenig Bereitschaft zeigte, die Regierungsmacht zu teilen. Dazu gehorte auch der
Aargau,5* wo der Ausbau der Volksrechte insgesamt nur zogerlich vonstatten
ging. So fiihrte der Aargau erst 1905 als einer der letzten Kantone die Volkswahl
der Regierungsrite ein.53 In diesem Zusammenhang wurde mit Blick auf die ka-
tholisch-konservative Minderheit eine Schutzklausel in der Verfassung verankert:
«Bei Bestellung dieser Behorde [Regierungsrat] ist die Minderheit zu beriicksich-
tigen.»5 Fiir die politische Linke schien dies nicht zu gelten, zog doch erst 1932
mit Rudolf Siegrist,,,,
diese Partei bereits 1921 zur wihlerstidrksten geworden war.55

Die Frage der Proporzwahl des Grossen Rats wurde erstmals von sozialde-
mokratischer Seite im Herbst 1908 mit einer Volksinitiative lanciert. GauTscH1
hat aufgrund einer Analyse der Unterschriftenbogen aufgezeigt, dass das Anlie-
gen in Arbeiterkreisen besonders populir war.5® Wie bei der Abstimmung zur
gleichen Frage auf der eidgenéssischen Ebene fanden sich auch auf der kantonalen
sozialdemokratische und katholisch-konservative Opposition gemeinsam im
Lager der Befiirworter, die dominierende freisinnige Partei als Gegner des Anlie-
gens, das im Grossen Rat haushoch durchfiel, dagegen in der Volksabstimmung
vom g. Mai 19og immerhin 37 Prozent Ja-Stimmen erzielte.57 In der Beratung der
Vorlage im Grossen Rat, die im Zusammenhang mit der Analyse der Gruppe der
1921 neu gewihlten Grossrite weiter unten aufgegriffen wird, war es den Freisin-
nigen gelungen, durch ihre staatspolitische Argumentation, die schwirzeste Sze-

der erste Sozialdemokrat in die Regierung ein, nachdem
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narien von der Zersplitterung der Parteien und der Degradierung der Parlamen-
tarier von Volks- zu reinen Parteivertretern heraufbeschwor, auch weite Teile der
Opposition zu gewinnen. Langfristig betrachtet kann man sich ohne weiteres
GautscHis Beurteilung anschliessen, dass diese Befiirchtungen letztlich unbe-
griindet waren, indem das Proporzprinzip politisch eher ausgleichend wirkte.5
Extrempositionen liessen sich durch den Proporz parlamentarisch einbinden,
was ihre politische Sprengkraft verminderte. Im Tessin war die positive Wirkung
des Proporzes bereits um die Jahrhundertwende deutlich geworden. Mit seiner
Einfithrung im Jahr 1891 hatte die bestehende tiefe politische Zerrissenheit iiber-
wunden werden konnen, die den Kanton iiber weite Strecken des 19. Jahrhun-
derts gelahmt und mehrfach an den Rand des Biirgerkriegs gebracht hatte.59 In-
sofern erscheint die Argumentation im aargauischen Grossen Rat des Jahres 19og
befremdend, der Proporz fordere die Parteienzersplitterung. Zu diesem Zeit-
punkt hatten bereits sieben Kantone das Proporzprinzip fiir die Bestellung des
Kantonsparlaments eingefiihrt. In den Nachbarkantonen Solothurn und Zug war
dieser Schritt in den 18goer-Jahren erfolgt, Luzern zog im Jahr 1gog nach. Die
endgiiltige Einfithrung des Proporzes im Aargau erfolgte schliesslich zehn Jahre
nach dem ersten Anlauf. Bis dahin war in sieben weiteren Kantonen und, wie er-
wihnt, auf Bundesebene der Systemwechsel vollzogen worden.®

Der zweite Anlauf erfolgte im Aargau unter dem unmittelbaren Eindruck der
oben geschilderten Annahme des Proporzwahlrechts fiir den Nationalrat und des
Landesstreiks vom November 1918, was beschleunigend auf die politischen Ab-
lidufe wirkte.®* Der Regierungsrat legte dem Grossen Rat im April 1919 zusammen
mit der Volksinitiative, die von der sozialdemokratischen Partei lanciert worden
war, bereits einen Entwurf fiir ein Wahlgesetz vor. Der politische Druck wurde
durch sozialdemokratische Volksversammlungen und eine Eingabe der Griitli-
vereine® verstirkt. Letztere hatten sogar die Proporzwahl fiir die Behérden aller
Stufen gefordert, das heisst fiir Gemeinderite, Bezirksgerichte, Grossen Rat und
Regierungsrat. Die freisinnige Ratsmehrheit beschloss, auf eine Behandlung der
Volksinitiative zu verzichten und diese direkt der Abstimmung zuzufiihren. Diese
fand am 5. September 1920 statt und ergab eine Annahme mit 55 Prozent Ja-Stim-
men.® Damit war der Grundsatzentscheid gefillt, aber die Art und Weise der
Umsetzung noch offen. Im Rahmen der Behandlung des aargauischen Wahlge-
setzes standen zwei Methoden zur Ausgestaltung des Proporzes zur Diskussion.
Die Verteilung der Mandate auf die Parteien konnte entweder mit dem Kandidaten-
stimmen- oder dem Listenstimmensystem vorgenommen werden. Auf Bundes-
ebene galt fiir den Nationalrat das Kandidatenstimmensystem, und dies wurde
vom Regierungsrat 1921 auch fiir den Aargau vorgeschlagen. Der Grosse Rat
schloss sich dieser Haltung jedoch nicht an und beschloss, das Listenstimmensys-
tem einzufiihren. Kommissionssprecher Hunziker, s hatte argumentiert, dieses
sei einfacher und entspreche dem Wihlerwillen besser, der vielleicht einem Kan-
didaten einer anderen Partei die Stimme geben wolle, nicht aber dessen Partei.
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Am 13. Mirz 1921 wurde das aargauische Proporzgesetz in der vom Grossen
Rat veridnderten Form wiederum mit 55 Prozent Ja-Stimmen angenommen.%
Das 1921 eingefiihrte Listensystem bildet noch heute die Grundlage der Gross-
ratswahlen.® Dabei sind die Kantone Aargau und Zug die einzigen, die die Man-
date des Kantonsparlaments nach diesem Prinzip vergeben. Alle anderen Kan-
tone folgen dem Kandidatenstimmensystem. Gleichzeitig wurde im Aargau die
Gesamtzahl der Mandate wieder auf 200 festgesetzt, indem die Zahl der Einwoh-
ner, auf die ein Sitz fiel, auf 1200 erhéht wurde.5

Mehrere Versuche, den Proporz auf die Wahlen fiir den Regierungsrat auszu-
dehnen, fanden in der Folge im Aargau keine Unterstiitzung. Dies entsprach
durchaus der gesamtschweizerischen Entwicklung. Wihrend sich das Proporz-
wabhlrecht, wie aus Abbildung g-B deutlich sichtbar, fiir die Parlamente weitestge-
hend durchsetzte, dehnten nur die Kantone Tessin und Zug dieses Prinzip auf die
Regierungswahlen aus.®” Das hiingt nicht zuletzt damit zusammen, dass die Mei-
nungen dazu auch unter den Vorkdmpfern des Proporz auseinander gingen. So
lehnte der Ziircher Em1L Kr6T1, Autor einer Dissertation und mehrerer Schriften
zum Thema, die Proporzwahl der Regierung ab.%

Das Parlament

Zum aktiven Wahlrecht

Auch 1921 waren die Frauen noch vom Wahlrecht ausgeschlossen, nachdem ein
erster Vorstoss, ihnen das Stimmrecht auf kantonaler Ebene zu gewihren, 1919
vom Grossen Rat abgelehnt worden war. Der ménnlichen jiidischen Bevolkerung
war demgegeniiber nach langem Ringen in der zweiten Hilfte des 19.Jahrhun-
derts die politische Gleichberechtigung zugestanden worden.% Das fiir die Aus-
ibung des Aktivbiirgerrechts erforderliche Mindestalter betrug 1921 im Aargau
20 Jahre. Dies war 1876 so festgesetzt worden. Andere Kantone kannten damals
allerdings bereits die Altersgrenze 18 Jahre.”

In Bezug auf die Zulassung der Biirger anderer Kantone zum Aktivbiirger-
recht wurde 1921 zwischen «schweizerischen Aufenthaltern» und «niedergelas-
senen Schweizern» unterschieden, also zwischen voriibergehend und dauernd in
einer aargauischen Gemeinde wohnhaften Personen.” Beiden Kategorien stand
seit 1852 das aktive Wahlrecht zu, der Aargau hielt jedoch an einem System abge-
stufter Karenzfristen fest: In kantonalen Angelegenheiten waren die «Aufent-
halter» erst nach sechs Monaten zur Urne zugelassen, die «niedergelassenen
Schweizer» demgegeniiber schon nach drei Monaten. Letzteres war in der Bun-
desverfassung als Maximalfrist definiert.””

Die Griinde, weshalb jemandem das Aktivbiirgerrecht verwehrt wurde, wa-
ren seit der Griindungszeit des Kantons weitgehend unverindert: Bevormun-
dung, Einstellung im Aktivbiirgerrecht, Verurteilung zu einer «peinlichen Strafe»,
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Bezug von Armenunterstiitzung und «Geltstag» zogen einen Verlust der «biirger-
lichen Ehrenfihigkeit» mit sich und damit des Rechts, zu wihlen und gewihlt zu
werden. Ausgeschlossen waren seit 1831 auch diejenigen Biirger, die mit einem
richterlichen Wirtshausverbot belegt waren.?

In der Anwendung dieser Ausschlussgriinde stellte der Grosse Rat in einem
Fall aus dem Jahr 1924 allerdings in Bezug auf ein Ratsmitglied die inhaltliche
Dimension iiber die formale. Ein Ziircher Rechtsanwalt hatte beim Grossen Rat
deponiert, dass Albert Tischler,,, sein Mandat zu Unrecht wahrnehme, da ihm
aufgrund seiner « Konkursverlustscheine » das Aktivbiirgerrecht gar nicht zustehe.
Die Wahlpriifungskommission stellte sich indessen auf den Standpunkt, dass
Téschlers Wahl 1921 als ordnungsgemiss befunden worden sei und dass die Be-
vilkerung von Laufenburg diesen dariiber hinaus zum Stadtrat gewihlt habe, wo
diese doch bestens Bescheid wissen miisse iiber Téschlers Verhiltnisse. Infolge-
dessen erachtete sie einen Ausschluss als unnétig: «Es miisste sich sonderbar ma-
chen, wenn der Grosse Rat nach so langer Zeit erklaren wiirde, Herr Tdschler ist
zu unrecht hier gewesen und seine Handlungen sind null und nichtig.» Drei Mo-
nate vor Ende der Legislaturperiode sah sich der Rat nicht veranlasst, den Buch-
staben der Verfassung durchzusetzen, und wies die Beschwerde ab.7

Insgesamt ergab sich 1920 im Aargau ein Elektorat von 56 g12 Médnnern,’
was 84 Prozent der Miénner iiber 20 Jahren entsprach, aber nur gerade 24 Prozent
der Wohnbevélkerung.”® Es hingt dies einmal mehr mit dem Ausschluss der
Frauen und der Bevilkerungspyramide, konkret dem grossen Anteil Minderjéh-
riger zusammen.”’

Zum passiven Wahlrecht
In Bezug auf die Wahlbarkeit bestanden weder fiir den Grossen Rat noch fiir die
iibrigen offentlichen Gremien weitergehende Erfordernisse, als sie fiir die Aus-
iibung des aktiven Wahlrechts festgesetzt worden waren.”® Schon mit der Verfas-
sung von 1841 waren die letzten Zensusvorschriften gefallen.” Neu eingebiirger-
ten Personen wurde das passive Wahlrecht allerdings grundsitzlich erst nach
einer Karenzfrist von fiinf Jahren zugestanden.® Biirger anderer Kantone waren
unter Beachtung der dargelegten Karenzfristen seit 1852 wihlbar.®

Die Verfassungen des 19.Jahrhunderts hatten verschiedentlich bestimmten
Personengruppen die Wahl in den Grossen Rat verwehrt. Fiir Geistliche galt dies
ab 1921 nicht mehr,%? wohl aber fiir Staatsbeamte. Die Verfassung von 1852 hatte
ihnen das passive Wahlrecht grundsitzlich verwehrt, wihrend 1885 prazisiert
wurde: «Nicht wéhlbar in den Grossen Rat sind diejenigen aus dem Staatsgute
besoldeten Beamten, deren Wahl nicht dem Volke zusteht.»® Damit wurde der
Gedanke der Gewaltentrennung in einer eigentiimlichen Art und Weise umge-
setzt, weil so beispielsweise Mandatstriger in exekutiver oder judikativer Funk-
tion der regionalen Ebene, also Bezirksamtminner und Bezirksgerichtsprisiden-
ten, Bezirksrichter und Friedensrichter, wihlbar waren, Beamte der kantonalen
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Verwaltung demgegeniiber nicht. Insbesondere die Lehrerschaft, der durch die
Verfassung von 1885 die Wahlbarkeit in den Grossen Rat explizit wieder gewéhrt
worden war,* befand sich dabei in einer eigentiimlichen Zwischenposition, die
durch eine Beschwerde aus dem Jahr 1921 illustriert wird.

Im Nachgang zu den Grossratswahlen reichte Fiirsprecher Eugen Meier,,,5
eine Beschwerde gegen die Wahl von Rudolf Siegrist,,,, und Walter Kohler,,,.
ein, die als Bezirkslehrer aus dem Staatsgut besoldet wiirden und so verfassungs-
gemiss nicht dem Grossen Rat angehéren konnten. Da die Behandlung von
Wahlbeschwerden in die Kompetenz des Parlaments fiel, wurde die Angelegen-
heit am 27 Mai 1921 im Ratsplenum debattiert.®> Die vorberatende Kommission
war sich nicht einig geworden. Die Mehrheit wollte sich an den Buchstaben der
Verfassung halten, obgleich Rechtsgutachten fiir und gegen den Ausschluss der
Bezirkslehrer aus dem Grossen Rat vorlagen. Die Minderheit, fiir die Pfarrer
Traugott Haller, g, referierte, bezeichnete die Beschwerde als parteipolitisches
Manéver (Meier gehorte der KVP an, Siegrist und Kohler der SP) und warnte
davor, dass der Rat mit einem Ausschluss «das Odium» auf sich laden wiirde,
«politische Erwigungen hitten unseren Entscheid beeinflusst». In der folgenden
Debatte wurde betont, dass die Verfassungsviter des Jahres 1885 den Lehrern
explizit die Wahlbarkeit wieder zugestanden hitten. Es sei zwar tatsichlich so,
dass der Kanton die Besoldung der Lehrpersonen im Jahr 1919 an sich gezogen
habe,%6 zwei Jahre spiter nun aber einem gewihlten Grossrat die Einsitznahme
zu verwehren, gehe nicht an, wenn weder im Jahr 1919 noch spiter explizit gefor-
dert worden sei, dass die bereits im Parlament einsitzenden Lehrer infolge der
neuen Besoldungsregelung aus dem Grossen Rat ausscheiden miissten oder nicht
mehr wihlbar seien.%” In der Abstimmung wurde die Beschwerde mit g5 zu 75
Stimmen abgelehnt.®

Auf die staatsrechtliche Bedeutung dieses Vorgangs ist nicht weiter einzu-
gehen, da der schweizerischen Rechtstradition eine im internationalen Vergleich
rudimentire Verfassungsgerichtsbarkeit eigen ist.39 Vielmehr ist anzufiigen,
dass der Grosse Rat den Kern des Problems, nimlich die zeitgemisse Auslegung
der Frage der Gewaltentrennung, mit der Beschwerde gleichfalls vom Tisch
wischte.9

Zur Ausgestaltung des Grossen Rats

Es scheint angezeigt, zur Verdeutlichung dieser Thematik auf die wesentlichen
Unterschiede zwischen dem Status des Grossen Rats, wie er fiir das Jahr 1831
dargelegt wurde,? und demjenigen des Jahres 1921 hinzuweisen, fiir dessen
Grundziige immer noch die Verfassung von 1885 massgeblich war (Abbildung
9-C).9 Im Gegensatz zur aargauischen Friihzeit waren die Mitglieder der Regie-
rung nicht mehr auch Mitglieder des Grossen Rats. Diese Entflechtung hatte
bereits die Kantonsverfassung von 1852 vorgenommen.9 Seit 1885 waren die
Regierungsrite hauptberuflich in Pflicht genommen.9 Es wurde bereits erwihnt,
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dass die Volkswahl der Regierungs- und Stinderite im Aargau erst 1904 und
damit im Vergleich mit anderen Kantonen spit eingefithrt worden war. Der
Grosse Rat hatte dadurch zwei weitere seiner traditionellen Befugnisse dem
Elektorat abtreten miissen.9 Seit 1876 stand Letzterem auch die Wahl der Be-
zirksamtminner sowie der Mitglieder und Prisidenten der Bezirksgerichte zu.%
Zum Status des Grossen Rats im Verfassungsgefiige ist schliesslich noch anzumer-
ken, dass seit 1852 dem Stimmvolk die Moglichkeit zukam, das Parlament abzu-
berufen.97

Die Binnenstruktur des Grossen Rats folgte aber noch immer den schon 1831
in den Grundziigen vorgezeichneten Bahnen,% wobei die Kommissionen nun
mit Riicksicht auf die Fraktionen besetzt werden sollten.99 Die Bindung an eine
Fraktion war fiir die Grossrite erst mit der Organisation der Parteien in der
zweiten Hilfte des 19. Jahrhunderts enger geworden.”*® Insgesamt kann das aar-
gauische Kantonsparlament des Jahres 1921 dem Typus des Arbeitsparlaments
zugeordnet werden.'” Zur Abgeltung der parlamentarischen Arbeit war auf
Verfassungsstufe die Regelung getroffen worden, dass die Ratsmitglieder ein Tag-
geld und eine Reiseentschidigung bezogen,'”* was die Ausiibung eines Gross-
ratsmandats im Vergleich zum friithen 19.Jahrhundert von den 6konomischen
Voraussetzungen des Einzelnen etwas loste und dadurch grundsitzlich breiteren
Schichten den Einsitz ins Kantonsparlament erméglichte. Im Grossratsreglement

Vizeprésident

Grosser Rat

Volk

Vol Legende im Anhang S.355
9-C. Schema der aargauischen Verfassung des Jahres 1885 (Stand 1904).
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des Jahres 1908 wurde das Taggeld indessen auf immer noch bescheidene drei
Franken festgelegt.® Wie sich das Kantonsparlament 1921 konkret zusammen-
setzte, wird weiter unten untersucht.

Zusammenfassung und Wertung

Der Aargau legte 1921 der Wahl seines Kantonsparlaments das Proportionalver-
fahren zu Grunde, kurz nachdem dieses System auf eidgenéssischer Ebene fiir
die Nationalratswahlen eingefiihrt worden war. Insgesamt waren die Grundlinien
dieselben wie auf Bundesebene: Fiir die (grosse) Parlamentskammer wurde das
Proporzprinzip als Grundlage der Wahl eingefiihrt, nicht aber fiir die Exekutive.
Der Schutz politischer Minderheiten wurde fiir diesen Bereich durch eine «Zau-
berformel» fiir die Besetzung der Regierungsratssitze geregelt, im Kanton Aargau
im Grundsatz sogar in der Verfassung statuiert, wobei dies nichts daran dnderte,
dass die Einbindung der Konservativen rascher geschah als diejenige der Sozial-
demokratie. In der Ausgestaltung entschied sich der Aargau demgegeniiber fiir
das Listenstimmensystem, das heute nur noch in zwei Kantonen (Aargau und
Zug) in Gebrauch ist.

Das Proporzverfahren definierte die Aufgabe der Parteien im politischen
System neu. Waren sie seit dem ausgehenden 19.Jahrhundert Vereinigungen poli-
tisch Gleichgesinnter gewesen, die versuchten, ihre Ziele einer breiten Bevélke-
rung verstidndlich zu machen, so kam ihnen nun eine staatsrechtlich definierte
Rolle zu.”t Die Verteilung der Mandate erfolgte nicht mehr aufgrund der Wahl
von Einzelpersonen, sondern aufgrund der Stimmenanteile, die auf Listen zusam-
mengefasste Kandidatengruppen erreichten.

Von der Schweiz gingen mit den Ideen Victor CoONSIDERANTS, EDUARD
HacenBacH-BiscHorrs und EMiL KroT1s wichtige Impulse fiir die praktische
Umsetzung des Proporzgedankens aus. Obgleich beidseits des Atlantiks poli-
tische Denker nach Losungen fiir die Probleme suchten, die sich im Zusammen-
hang mit dem Proporzwahlrecht ergaben, und verschiedene Konzepte entwickelt
wurden, fand zwischen den USA und Europa aber keine gegenseitige Rezeption
der verschiedenen Ansiitze statt.

Der Status des aargauischen Grossen Rats prisentierte sich 1921 in Bezug auf
seine Binnenstruktur im Wesentlichen nur wenig abweichend von den Verhiltnis-
sen am Ende des 20.Jahrhunderts und kann dem Typus des Arbeitsparlaments
zugeordnet werden. In Bezug auf das passive Wahlrecht ist anzufiigen, dass die
Frage, ob denn die Wahl von Bezirkslehrern in den Grossen Rat verfassungskon-
form sei, da diese zwar nicht Staatsangestellte im eigentlichen Sinn seien, gleich-
wohl aber aus der Staatskasse besoldet wiirden, den Blick auf die zeitgendssische
Regelung der Gewaltentrennung lenkt. Dieses Element wird im folgenden Kapi-
tel im Licht der Entwicklung in den 1970er-Jahren vertieft.
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Die institutionellen Hiirden, die 1831 im Bereich des passiven Wahlrechts auf-
gestellt worden waren, um die politischen Amter einer bestimmten, wirtschaftlich
unabhingigen Schicht vorzubehalten, waren im Verlauf des 19.Jahrhunderts
Schritt fiir Schritt gefallen: die Zensusvorschriften bereits mit der Verfassung von
1841, die gegeniiber den Bestimmungen des aktiven Wahlrechts h6heren Altersvor-
schriften schliesslich endgiiltig mit der Verfassung von 1885. Damit war staatsrecht-
lich breiten Bevélkerungsschichten die Ubernahme von Amtern erméglicht wor-
den - allerdings blieben die Frauen wie bis anhin generell davon ausgeschlossen.

Die Parlamentarier

Fiir die Grossratswahlen des Jahres 1921 wurde einzig das Verfahren vom bisher
geltenden Majorz zum Proporz gedndert. Des Weiteren blieben die Rahmenbe-
dingungen fiir den Grossen Rat unverindert. Die Konsequenzen fiir die poli-
tischen Verhiltnisse waren tief greifend. Fast die Hélfte der Mandate wurde neu
vergeben: g7 Grossrite zogen erstmals ins Kantonsparlament ein. Die Diffe-
renzen zwischen der personellen Zusammensetzung des Grossen Rats in den
Jahren 1920 und 1921 wird eingehender im Teil «Langsschnitte» analysiert. Im
Folgenden seien nur zwei Elemente aufgegriffen, die in der Diskussion um die
Einfiihrung des Proporzwahlrechts ins Feld gefiihrt worden waren. Dariiber hin-
aus sollen wiederum Altersstruktur und weiterer Werdegang der neu Gewihlten
eingehender betrachtet werden.

Elemente der Altersstruktur, der Bildung und der beruflichen Titigkeit
der neu Gewdhlten
Vergleicht man die Altersstruktur dieser 1921 frisch Gewihlten mit derjenigen
des gesamten Grossen Rats, so zeigt sich — wie schon 1831 — dass die neu Eintre-
tenden deutlich jiinger waren (Abbildung g-D). Wiederum waren rund 40 Pro-
zent jiinger als 40, sogar knapp 10 Prozent jiinger als 30 Jahre. Die Mehrheit
dieser jiingsten Gruppe gehorte der Sozialdemokratischen Partei an, die die meis-
ten Mandate dazugewonnen hatte. Auf diesen Zusammenhang zwischen Man-
datsgewinn einer Partei und Altersstruktur ihrer Fraktion wird im Rahmen der
Analyse der Altersstruktur im Teil «Léngsschnitte» eingegangen.'5

Im Rahmen der ersten Diskussionsrunde um das Proporzwahlrecht in den
Jahren 1908/190g hatte Regierungsrat Peter Conrad die Befiirchtung gedussert,
das neue System werde das geistige Niveau des Grossen Rats sinken lassen.*® Ge-
wiss ldsst sich feststellen, dass unter den neu Gewihlten 1921 der Anteil der Aka-
demiker im Gesamtrat gegeniiber 1920 geringfiigig gesunken war. Der Riickgang
betrug jedoch lediglich drei Prozent, und bereits fiir die Gruppe der Absolventen
einer hoheren beruflichen Ausbildung ist keine Verinderung mehr festzustellen.
Auch langfristig hat sich die Prognose Conrads keineswegs bewahrheitet.*7
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W 20-24J. @& 25-29J. M 30-39J. 40-49 J.
® 50-59J. M 60-69J. M 70J.und mehr

alle Grossriite neu gewihlte Grossrite
>=170 6 -
60-69 53 2
50-59 72 16
40-49 56 35
30-39 21 35
25-29 2 7
24-24 - 2
n=200 n=97

9-D. Verteilung der Ratsmitglieder auf die verschiedenen Altersgruppen fiir den Grossen Rat im Jahr
1920 und fiir die 1921 neu gewéhlten Grossréte (in Prozent). Das Diagramm visualisiert die Prozentwerte,
wihrend die Tabelle die absoluten Zahlen wiedergibt.

Der freisinnige Kommissionsreferent und spitere Bundesrat Julius Edmund
Schulthess**® verband in derselben Debatte das Proporzprinzip mit Parteibildung
und damit Zersplitterung sowie mit einer Schwichung der bestehenden Parteien
als Trdger der «grossen politischen Ideen». Er warnte davor, dass das neue Wahl-
system die Ratsmitglieder zu Parteivertretern machen werde, wo sie doch wie
bisher Volksvertreter bleiben sollten.’®® Die Rolle der Parteien, insbesondere
jener vier, die aus den Wahlen von 1921 mit grossen Mandatsanteilen hervor-
gegangen waren, wurde verglichen mit der lockeren Bindung der Grossrite an
eine Gruppierung im 19. Jahrhundert. Tatsdchlich traten auch Parteivertreter in
einem konkreten Sinn 1921 neu in den Grossen Rat ein: Es handelt sich um die
Partei-, Verbands- und Gewerkschaftsfunktionire, die bisher nur mit zwei und
neu nun mit sieben Grossriten vertreten waren, von denen sechs erstmals ins
Kantonsparlament einzogen. Dieser Typus sollte langfristig noch grosseres Ge-
wicht erlangen. Es lassen sich drei weitere Berufsfelder identifizieren, fiir die sich
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9-E. Jahre, in denen die 1921 neu gewihliten Grossrate zuriicktraten (in absoluten Zahlen). In den mit
vier Ziffern angegebenen Jahren fanden Gesamterneuerungswahlen statt. Vier Grossréte blieben sogar
liber das Jahr 1949 hinaus im Amt. Als Letzter der 1921 neu Gewihliten schied Adolf Aeschbachggg im
Jahr 1961 aus.

unter den 1921 neu Gewihlten ein deutlich anderes Bild ergibt als fiir den Grossen
Rat von 1920: Die Freien Berufe waren deutlich schlechter vertreten, Bauern und
Lehrer deutlich besser.

Zum weiteren Werdegang der neu Gewdhlten

Betrachtet man jene neun Grossrite niher, die 1921 erstmals gewihlt wurden und
noch vor Ende des Folgejahres wieder zuriicktraten, so bestitigt sich die Ver-
mutung, dass eine Mehrzahl davon (fiinf von neun) zu derjenigen Partei ge-
horten, die 1921 am meisten Sitze dazugewonnen hatte: die Sozialdemokratische
Partei. Im Zusammenhang mit der Altersstruktur wurde dargelegt, dass im
Proporzsystem markante Verschiebungen der Wihleranteile der Parteien dazu
fiihren, dass auch jiingere Nachwuchspolitiker ins Kantonsparlament gelangen.
Die fiinf erwidhnten sozialdemokratischen Grossrite waren tatsichlich alle unter
40, drei davon sogar unter 30 Jahre alt. In Bezug auf die berufliche Position ent-
stammten wiederum drei der Arbeiterschaft, die iibrigen zwei waren Lehrer. In
einem Fall lassen sich konkrete 6konomische Griinde fassen, die zum sehr frithen
Ausscheiden aus dem Grossen Rat fiihrten: Der 29-jahrige Schlosser Samuel
Hartmann,,,, trat im Dezember 1922 zuriick, «da er infolge Arbeitslosigkeit
gezwungen sei, seinen Wohnsitz ins Ausland zu verlegen»." Dies heisst nun
nicht, dass sich mit der Kombination von jugendlichem Alter, SP-Mitgliedschaft
und beruflicher Tatigkeit als Arbeiter alle rasch erfolgten Riicktritte erkliren
liessen. Insgesamt weisen nur 4 von 18 Grossriiten, die 1921 gewahlt wurden und
vor 1925 zuriicktraten, das skizzierte Profil in all seinen Elementen auf. Der Fall
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von Samuel Hartmann wirft dabei die Frage nach der Notwendigkeit 6kono-
mischer Unabhingigkeit fiir die Ausiibung eines Grossratsmandats auf."* Fiir die
Jahre nach 1921 fillt dennoch auf, dass von neun Personen, die unter 3o Jahren
gewéhlt worden, nur zwei mehr als eine Legislaturperiode absolvierten. Uber die

Verbleibsdauer der 1921 neu Gewihlten gibt Abbildung 9-E Auskunft.
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10 Der Grosse Rat in den Jahren 1972/73

Einleitung

Die Rahmenbedingungen fiir den Grossen Rat, wie sie die Verfassung von 1885
gesetzt hatte, wurden im vorangegangen Hauptkapitel bereits beschrieben.! Sie
galten in den Grundziigen auch noch im Jahr 1973. Die substanziellste Anderung,
die Einfithrung des Frauenstimmrechts, wird im vorliegenden Kapitel in einem
eigenen Abschnitt dargelegt. Dann werden in der iiblichen Gliederung die gering-
fiigigen Anpassungen des aktiven und passiven Wahlrechts sowie des Wahlver-
fahrens fiir den Grossen Rat referiert.

Am selben 18. Mirz 1973, an dem im Aargau erstmals unter Beteiligung der
Frauen ein Kantonsparlament bestellt wurde, galt es, auch einen 200-kopfigen
Verfassungsrat zu wihlen. Die Frage der Totalrevision der Kantonsverfassung
war im Jahr 1965 durch zwei Motionen wieder in Gang gekommen.? Wie seit 1831
iiblich, sollte diese Arbeit nicht dem Grossen Rat, sondern einem eigens dafiir
gewihlten Gremium iiberantwortet werden.3 Das Resultat der Arbeit dieses Ver-
fassungsrats wurde 1979 in der ersten Version abgelehnt, fand aber ein Jahr spa-
ter, allerdings in einer abgeschwichten Form, am 28. September 1980 die Zustim-
mung des Volkes.t Die relevanten Abschnitte aus der Kantonsverfassung 1980
werden erst im folgenden Kapitel « Grundlinien der Entwicklung und Stand im
Jahr 2003» dargelegt.

Die Untersuchung der Diskussion um das Frauenstimmrecht in der Schweiz
ist fiir die eidgendssische Ebene durch verschiedene geschichtswissenschaftliche
Hochschulschriften in den historischen Zusammenhang gestellt und erértert wor-
den.5 Eine Arbeit zur Situation im Aargau beziiglich des konkreten Prozesses zur
Einfithrung des Frauenstimmrechts fehlt aber ebenso wie Untersuchungen zu
den Frauenorganisationen und deren Exponentinnen.® Die politische Ebene der
Kantone ist bisher in diesem Zusammenhang kaum bearbeitet worden.” Die ju-
ristischen Arbeiten zu Stimm- und Wahlrecht widmen der Frage kurze Abschnitte,
die meist ohne Wiirdigung der historischen Umstinde die Entwicklung der
Rechtsprechung darstellen.® Die politologischen Beitriige halten in der Regel
nur fest, wann das Frauenstimmrecht in welchen Kantonen definitiv eingefiihrt
wurde, ohne auf die Vorgeschichte dieser Entscheide einzugehen.?
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Zum Kampf um das Frauenstimmrecht

Entwicklungslinien

In den vorangegangenen Kapiteln wurde jeweils kurz gestreift, dass den Frauen
die eigentliche Partizipation am politischen Prozess nicht nur im Aargau, sondern
in der ganzen Schweiz wie auch in Europa (um diesem Umstand hier aus Griin-
den der Forschungsperspektive eine geografische Grenze zuzuordnen) iiber weite
Strecken des Untersuchungszeitraums verwehrt geblieben war. Dies, obwohl die
Frage seit dem 18.Jahrhundert immer wieder im Zusammenhang mit dem Prinzip
der Rechtsgleichheit diskutiert worden war, wie es eine Ausserung von CONDOR-
cET aus einem Artikel vom 3. Juli 1790 treffend illustriert: «N’ont-ils [die Philoso-
phen und Gesetzgeber] pas violé le principe de I'égalité des droits, en privant
tranquillement la moitié du genre humain du droit de concourir a la formation
des lois, en excluant les femmes du droit de cité?»*

SyBiLLE HARDMEIER zeigt, dass sich im Christentum ebenso wie im Gedan-
kengut der Aufklirung, der Franzésischen Revolution und des Liberalismus
gleichzeitig sowohl Wurzeln des Gleichheitsprinzips als auch Argumentations-
strange finden, mit denen die Giiltigkeit dieser Vorstellung in Bezug auf das Ver-
hiltnis zwischen den Geschlechtern in Abrede gestellt wird." Als erste Belege fiir
eine Rezeption in der Schweiz fiihrt BEaATrRix MESMER eine Eingabe von Bear
voN LErRBER vom Dezember 1830 an den Bernischen Verfassungsrat an, die dort
allerdings gar nicht diskutiert wurde, und weist darauf hin, dass wohl nur die be-
lesensten unter den Schweizer Liberalen die internationale Diskussion iiber die
Gleichberechtigung der Frauen verfolgten.” Fiir den vorliegenden Zusammen-
hang lisst sich auch darauf hinweisen, dass in dem von Heinrich Zschokke,,,q
redigierten «Aufrichtigen und wohlerfahrenen Schweizer-Boten» im Juni 1831
ein von einer unbekannten Frau verfasster «Vorschlag zu einem schweizerischen
Frauenverein» erschien, es wire indessen nach MEsMER iiberzogen, aus diesem
Aufruf bereits die Forderung nach politischer Gleichberechtigung ableiten zu
wollen.”3

Die neuere geschichtswissenschaftliche Forschung hat die Frage der staats-
rechtlichen Gleichstellung der Frau in einen allgemeinen Zusammenhang gestellt,
indem dieser Aspekt als Teil eines Konzepts von Staatsbiirgerlichkeit verstan-
den wird, das auch die Teilhabe an anderen Sozialgiitern wie Ausbildung oder
Gleichheit im zivilrechtlichen Sinn umfasst. Fiir den vorliegenden Zusammen-
hang vermag dies den Umstand zu erkldren, dass die Frage des Frauenstimm-
rechts'* von den Exponentinnen der Frauenbewegung im Lauf der Zeit keines-
wegs immer prioritir gesetzt wurde.’ Dieser Zugang lenkt den Blick auch auf die
geistesgeschichtlichen Vorstellungen iiber die Rolle der Frau in Gesellschaft und
Staat. BRIGITTE STUDER skizziert diesen Entwicklungsstrang fiir die letzten 200
Jahre mit den Stichworten Reprisentationsmodell und Delegationsmodell. Erste-
res will die komplementir gedachte, aber hierarchisch gelebte republikanische
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Vorstellung der Arbeitsteilung zwischen Mann und Frau erfassen, die im 18. und
19. Jahrhundert der Frau den privaten, dem Mann den 6ffentlichen Raum zuwies,
wo die Frauen wiederum durch ménnliche Familienvorstinde — die republika-
nischen Hausviter'® - reprisentiert wurden.” Der soziodkonomische Wandel des
ausgehenden 19.Jahrhunderts verschirfte die Situation, erstens indem sich in den
Bereichen Politik, Militar und Universitit ein eigentlicher Virilismus verbreitete,
der die Geschlechtscharaktere noch stirker betonte, und zweitens indem die zu-
nehmende Titigkeit der Frauen im Erwerbsleben® mit deren Festschreibung auf
bestimmte biirgerliche Rollenbilder diskursiv ausgeblendet wurde.'

Das zweite Stichwort will jene Entwicklung bezeichnen, die im Verlauf des
19. Jahrhunderts die wachsenden sozialen Aufgaben zunehmend an die Frauen
delegierte, was die Frauen der gut situierten Schichten aus dem hiuslichen zuneh-
mend in den halbd6ffentlichen Raum der sozialen Institutionen treten liess.?°

Das erwihnte Reprisentationsprinzip, das den gesellschaftlichen Verhaltnis-
sen, gerade auch was die Prisenz der Frauen in der Arbeitswelt betrifft, immer
weniger zu entsprechen vermochte, verhinderte in der Politik lange eine Verénde-
rung der Rollenverteilung zwischen den Geschlechtern. Die neuere Forschung
hat die guten von den wahren Griinden der spiten Einfiihrung des Frauenstimm-
rechts in der Schweiz zu trennen unternommen. Die teilweise grotesk unlogischen
Argumentationen lassen auch eine Furcht der etablierten politischen Kreise auf-
scheinen, die mit der Einfiihrung des Frauenstimmrechts eine so starke Verédnde-
rung des Elektorats befiirchteten, aus der sich eine Umwilzung der politischen
Verhiltnisse hitte ergeben konnen.” Es wire noch néher zu priifen, ob dabei
auch die Erfahrung der grossen und nachhaltigen Veridnderungen aufgrund der
Einfiihrung des Proporzwahlrechts mitschwang. Die Konsequenzen der Einfiih-
rung des Frauenstimmrechts fiir die aargauische Politik werden weiter unten dar-
gestellt.>

Anfénge in der Schweiz und erste Schritte im Aargau

Fiir die Verhiltnisse in der Schweiz ist zunidchst darauf hinzuweisen, dass das
Berner Gemeindegesetz des Jahres 1833 den Frauen eigentlich auf kommunaler
Ebene ein Stimmrecht einrdumte, sofern sie aufgrund eigenen Besitzes steuerpflich-
tig waren.?3 Eine Teilnahme an Gemeindeversammlungen war ihnen indessen
verwehrt, sie mussten sich durch einen Mann vertreten lassen. Dies zeigt eine
eigentiimliche Mischung republikanischer Ideen, indem geschlechtsunabhingig
Besitz als Grundlage fiir politische Mitbestimmung statuiert, Frauen aber eine
Artikulation ihrer Rechte im o6ffentlichen Raum grundsitzlich nur durch einen
Mann erlaubt wurde. 1852 wurde die erwidhnte Regelung auf ledige und ver-
witwete Frauen beschrinkt und 1887 mit der Begriindung génzlich abgeschafft, es
wiirde gegen die in der Bundesverfassung statuierte Gleichheit verstossen [sic!],
wenn man den Bernerinnen weiter gewdhren wollte, was den iibrigen Schwei-
zerinnen verwehrt sei.?* Dieser Vorgang spiegelt den Entwicklungsbogen des
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Frauenbildes im 18. und 19. Jahrhundert: Vom defizitir gedachten Geschlechter-
verhiltnis (die Frau ist in den Ansitzen dem Mann zwar gleich, erreicht aber
nicht dessen Qualitiit — sie ist «<weniger» als der Mann) hin zu komplementir
konstituierten geschlechtsspezifischen Charakteren, denen zwar tatsichlich be-
stimmte Lebensbereiche zugewiesen waren (Haus-Offentlichkeit), die aber in
nuce auch die Denkfigur der gegenseitigen Ergidnzung dieser Komplementari-
tit und in diesem Sinn Gleichwertigkeit enthielten. Diese Argumentation setzte
sich aber nicht durch, das konstatierte Anderssein der Frauen fiihrte in der wei-
teren Entwicklung zu einer drastischen Unterordnung unter das ménnliche Ge-
schlecht.?

Die Frage des Frauenstimmrechts gewann im letzten Viertel des 19.Jahrhun-
derts an politischer Aktualitiit.?® Es waren vor allem die sich formierenden Frauen-
rechtsorganisationen und sozialdemokratische Kreise, die sich dafiir einsetzten.”
Eine Resonanz im Kanton Aargau ist fiir diese friihe Zeit noch nicht fassbar.?® Ein
aargauischer «Verband fiir Frauenbildung und Frauenfragen» wurde erst 1919
gegriindet und eine Koordinationsplattform der verschiedenen Frauenvereine
wurde zwei Jahre spiter geschaffen.29

In derselben Epoche setzte in der Schweiz die im vorangegangenen Kapitel
skizzierte Diskussion um eine Demokratiereform ein, die 1919 in der Einfithrung
des Proporzprinzips fiir die Wahl des Nationalrats gipfelte.3° Allerdings setzten
sich nur wenige Exponenten in diesem Zusammenhang 6ffentlich fiir das Frauen-
stimmrecht ein.3 Dessen Realisierung, durch die Griindung von eigentlichen
Frauenstimmrechtsvereinen zwischen 1907 und 1909 neu angestossen, erfolgte
schliesslich schrittweise, wobei das erwahnte Delegationsprinzip den Weg vor-
zeichnete. Der Aargau gehorte dabei zum eidgendssischen Durchschnitt, der -
wie zu zeigen sein wird - in einzelnen Schritten anderen Kantonen voraus war,
in anderen wiederum erst als einer der letzten nachzog.

Im Aargau scheiterte 1919 ein erster Versuch, den Frauen «das aktive und
passive Wahlrecht und Stimmrecht in Kirchen-, Schul-, Armen- und Krankensa-
chen» zukommen zu lassen.3* Der Vorstoss dazu im Grossen Rat war nicht etwa
von sozialdemokratischer Seite, sondern vom freisinnigen Arthur Widmer.g,,. im
Nachgang zum Landesstreik 1918 eingereicht worden.33 Die Ratsmehrheit folgte
ihm nicht.3¢+ Anders verhielt es sich in Neuenburg, Ziirich und Basel-Stadt, wo
1919 die kantonalen Parlamente Vorlagen zur Einfithrung des Frauenstimmrechts
verabschiedeten. Die miannliche Stimmbevélkerung verweigerte ihnen aber
iiberall die Zustimmung.35 Die Frage des Frauenstimmrechts hatte mit dem Ende
des Ersten Weltkriegs insofern Auftrieb erhalten, als 1918/19 zahlreiche europi-
ische Linder den Frauen dieses Recht gewihrten.3°

1927 wurden im Aargau in einem ersten Schritt die Landeskirchen erméch-
tigt, Frauen in kirchlichen Angelegenheiten das Stimm- und Wahlrecht zu ge-
wihren.37 Es sollten allerdings noch Jahrzehnte vergehen, bis dies in den Kirchen
tatsichlich umgesetzt wurde.3® Im Vergleich zu den anderen Kantonen als fort-
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schrittlich erwiesen sich die Regelungen des kantonalen Armengesetzes von 1936
und das Schulgesetz von 1940, wonach Frauen in Armenpflegen und Schulpfle-
gen wihlbar wurden.3? Im Mittelfeld der Kantone hatte sich der Aargau indessen
dadurch positioniert, dass im Jahr 1929 nur 4,7 Prozent seiner Wohnbevélkerung
die schweizweite Petition zur Einfilhrung des Frauenstimmrechts unterzeichnet
hatten.#® Der aargauische «Verband fiir Frauenbildung und Frauenfragen» 16ste
sich 1938 auf. Im selben Jahr wurde die Sektion Aarau des «Schweizerischen Ver-
bandes fiir Frauenstimmrecht» gegriindet, die 1942 eine Unterschriftensammlung
lancierte, um die Zulassung der Frauen zu den Gremien der evangelisch-refor-
mierten Landeskirche auch Realitdt werden zu lassen.#

Nach dem Ende des Zweiten Weltkriegs fithrten Frankreich und Italien als
letzte der Nachbarlidnder der Schweiz das Frauenstimmrecht ein.#* Auch im Aar-
gau wurde die Frage wiederum Gegenstand parlamentarischer Debatten. Der
Lenzburger Walter Widmer hatte im Herbst 1945 mit einer Motion angeregt, den
Frauen das aktive Stimm- und Wahlrecht in den Bereichen Schul-, Kirchen- und
Fiirsorgeorganisation und gleichzeitig das passive Wahlrecht auf allen politischen
Ebenen des Kantons zu gewihren.#3 Die Regierung schlug dem Grossen Rat ab-
weichend davon vor, das Frauenstimmrecht nur auf kommunaler Ebene, dafiir
aber integral zu verwirklichen. Die Ratsmehrheit beschloss im Januar 1947 aller-
dings, gar nicht auf die Vorlage einzutreten.#* Es hingt mit den eingangs skiz-
zierten Vorstellungen von Staatsbiirgerlichkeit zusammen, dass zuvor in der Ver-
nehmlassung die kantonale Frauenzentrale kein Interesse an dem regierungs-
ritlichen Vorschlag gezeigt hatte. Dies weist exemplarisch auf den Umstand hin,
dass es verschiedene Frauenbewegungen gab, die beziiglich der Ziele und Priori-
titen deutlich voneinander abwichen.#5 Ahnliche Vorstdsse in anderen Kantonen
scheiterten ebenfalls.45

Tagespolitische Niitzlichkeiten auf Bundesebene

Auf eidgendssischer Ebene wurde das Frauenstimmrecht schliesslich in einem
zweiten Anlauf eingefiihrt. Beide Abstimmungskdmpfe zeichneten sich dadurch
aus, dass die Angelegenheit jeweils erst im Zusammenhang mit einer Sachfrage
virulent wurde,# dabei war ein erstes Postulat bereits im Juni 1944 im Nationalrat
eingereicht worden.#® 1959 war dies die Frage der Zivilschutzpflicht der Frauen,
1971 die Behandlung der europiischen Menschenrechtskonvention im Bundes-
parlament.

Aus der Verkniipfung der Frage, ob Frauen im Rahmen der Zivilschutzkon-
zeption zu einer Dienstpflicht herangezogen werden sollten, mit der Thematik
des Frauenstimmrechts ergaben sich in den 1950er-Jahren verschiedene Argu-
mentationsstrange.4® Als eines der Kernelemente trat dabei die Verbindung von
ménnlicher Wehrpflicht und mannlichem Stimmrecht in den Vordergrund, wie
dies seit dem 19.Jahrhundert entsprechend der Vorstellungswelt des liberal ge-
prigten Staats gegen das Frauenstimmrecht ins Feld gefiihrt worden war, obwohl
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10-A. Einfithrung des Frauenstimmrechts in den Kantonen. (Quelle: LUTZ/STROHMANN, Wahl- und Ab-
stimmungsrecht, 21)

dieser behauptete Zusammenhang im Bundesstaat weder staatsrechtlich festge-
setzt war noch den militdrorganisatorischen Realititen entsprach.5° JAun unter-
streicht, dass dabei nicht Wehrpflicht und Stimmrecht korreliert wurden, sondern
eigentlich ménnliches Geschlecht als Bedingung fiir die Heranziehung zum
Militardienst und ménnliches Geschlecht als Bedingung fiir die Zulassung zum
Aktivbiirgerrecht.>* Das mannliche Stimmvolk verwarfsowohl 1957 die Zivilschutz-
pflicht fiir Frauen als auch zwei Jahre spiter das Frauenstimmrecht auf Bundes-
ebene.5? Der im Aargau ebenfalls mit einer Sektion engagierte « Bund der Gegne-
rinnen» illustriert dabei, dass durchaus nicht alle Frauen das Stimm- und Wahl-
recht zu erhalten wiinschten.53 Auf kantonaler Stufe wurde dieses Recht 1959 in
der gleichen Abstimmungin den Kantonen Waadtund Neuenburgangenommen.5¢
Daraus ergab sich die Rechtsungleichheit, dass Frauen in kantonalen Angelegen-
heiten also je nach Wohnsitz wihlen konnten oder nicht.55 Anfang der 1g970er-Jahre
wurde dieser Zustand deutlich entschirft, erst 19go aber endgiiltig beseitigt.5°

In den 1960er-Jahren blieb das Frauenstimmrecht Thema parlamentarischer
Vorstosse und entsprechender Diskussionen im Bund und in den Kantonen.5
Wie bereits erwihnt, beschleunigte schliesslich die Debatte iiber die Annahme
der Europidischen Menschenrechtskonvention den politischen Prozess.’® Im Ur-
nengang vom 7. Februar 1971 sprachen sich 65,7 Prozent der abstimmenden
Minner fiir die politische Gleichberechtigung der Geschlechter aus.59 Der Abstim-
mungstermin war so gelegt worden, dass die Frauen bei Annahme der Verfassungs-
dnderung an den National- und Stinderatswahlen im Herbst 1971 teilnehmen
konnten. Zwischenzeitlich hatten bereits neun Kantone ein Frauenstimmrecht in
Kantons- und Gemeindeangelegenheiten eingefiihrt (vergleiche Abbildung 10-A).
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In fiinf weiteren wurde der Termin des eidgendssischen Urnengangs dazu be-
nutzt, gleichzeitig eine entsprechende kantonale Vorlage zur Abstimmung zu
bringen.® Dazu gehorte auch der Aargau.

Einfiihrung im Aargau

Der parlamentarische Prozess, der schliesslich 1971 zur Einfithrung des Frauen-
stimmrechts fiihrte, nahm im Aargau rund zehn Jahre in Anspruch. Dies mag auf
den ersten Blick erstaunen, ist aber hinsichtlich des politischen Systems dieses
Kantons als iibliche Frist fiir einen Gesetzgebungsprozess zu werten.®* Im vorlie-
genden Fall musste zudem zunichst die Verfassung angepasst und dann ein Aus-
fiihrungsgesetz geschaffen werden. Ausgangspunkt war eine Motion, die der Ba-
dener Jakob Hohlggs. am 4. Mai 1961 einreichte, wobei er nur die kantonale Ebene
im Auge hatte.%? Er kniipfte in seiner Begriindung, die er ein halbes Jahr spiter
im Ratsplenum vortragen konnte, am erwihnten eidgenossischen Abstimmungs-
kampf des Jahres 1959 an. Wenn von den Gegnern ins Feld gefiihrt worden sei,
das Frauenstimmrecht miisse im foderalistischen Gemeinwesen zuerst auf den
unteren Ebenen eingefiihrt werden, so sollten im Aargau diesen Worten auch
Taten folgen, meinte Hohl.®¢ Weiter verwies er auf die Situation in Europa, wo
nur noch das Fiirstentum Liechtenstein und die Schweiz den Frauen das Stimm-
recht verwehrten, und argumentierte mit der Rechtsgleichheit, die es herzustel-
len gelte. Aus seinem vierten Argument wird sein Frauenbild deutlich: «Wir sind
der Staat der Technokratie geworden, die als Korrelat die Armut an seelischen
Werten mit sich bringt. Alles ist von diesem mannlichen Eroberungs- und Be-
herrschungstrieb geprégt. Wir sollten danach trachten, auch der anderen Seite
ihr Gewicht zu geben. Die Anteilnahme der Frau bringt andere Krifte, bringt
seelische Krifte in die Gesellschaft. Es geht um ein Stiick Beseelung und Berei-
cherung der Demokratie und der ganzen Polis.»% Er ging also keineswegs von
einer Gleichheit der Geschlechter aus, sondern von komplementiren Geschlechts-
charakteren, die sich aber ergidnzen sollten, und zwar ausdriicklich auch im 6f-
fentlichen Leben. Der Grosse Rat folgte dem Vorstoss, auch wenn in einzelnen
Voten die Verwunderung dariiber zum Ausdruck gebracht wurde, dass die Frage
so rasch nach der eidgendssischen Abstimmung mit negativem Ausgang wieder
aufgegriffen werden sollte. Peter Merkig,g,, Grossrat der katholischen Volkspartei,
meinte: « Aber das Frauenstimmrecht ist im Anriicken» — wobei aus dem Gross-
ratsprotokoll nicht ganz klar wird, ob er dies nun als Bedrohung, begriissenswerte
Neuerung oder Element des schicksalhaften Laufs der Welt sah. Er trat jeden-
falls fiir das Anliegen ein. Dagegen stemmte sich die BGB-Fraktion, fiir die Jakob
Hiissyyg,,, sprach und dabei ein ebenfalls traditionelles Rollenverstindnis artiku-
lierte: «Meines Erachtens betreiben die Frauen die beste Politik, wenn sie in der
Familie fiir sorgfiltige Erziehung der Kinder im Sinn guter Schweizerbiirger sor-
gen.»% Wie denn Frauen gute Biirger erziehen sollten, wenn sie selbst vom poli-
tischen Prozess ausgeschlossen waren, fithrte Hiissy nicht aus.
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Der Regierungsrat war also beauftragt worden, eine Vorlage zur Einfiihrung
des Frauenstimmrechts auszuarbeiten. Der Entwurf fiir die notige Verfassungs-
dnderung kam erst im November 1968, also sechseinhalb Jahre nach der dar-
gelegten Debatte, in den Grossen Rat. Zwischenzeitlich waren diesem zwei Er-
klirungen von Stimmrechtsverbinden zugegangen.%’ Eine der Ideen aus dem
regierungsritlichen Entwurf, ndmlich eine Abstimmung unter den aargauischen
Frauen durchzufiihren, ging auf eine Motion des spéteren Regierungsrats Kurt
Lareida,,s, vom Dezember 1966 zuriick.%® Wihrend Lareida vorgeschlagen hatte,
dieser Befragung konsultativen Charakter beizumessen, sah der Regierungsrat
nun vor, diese Abstimmung in verbindlicher Form als dritten Schritt durch-
zufithren, wenn zuvor als nétige Voraussetzungen in einem ersten Schritt die
Miénner dem Frauenstimmrecht zustimmten und in einem zweiten Schritt 5000
Frauen mit ihren Unterschriften das Frauenstimmrecht auch tatsédchlich ein-
forderten.% Dieser Vorgehensweise schloss sich der Grosse Rat in der ersten Le-
sung7 an.”!

In der vorangegangenen Eintretensdebatte erkldrte der bereits erwidhnte
Grossrat Jakob Hiissys,,, das iiberraschende Einschwenken vieler Ratskollegen
auf die Linie des Frauenstimmrechts wie folgt: «Die Parteien miissen heute aus
utilitaristischen Griinden eine etwas andere Haltung einnehmen, als dies vor ein
paar Jahren der Fall war.»” Damit sprach er aus, was in der Forschung spater
auch fiir die Haltung einiger Bundesparlamentarier vermutet wurde.” Die Mehr-
heit des Grossen Rats wollte die Vorlage dennoch behandeln, wobei vor allem
die Tragweite der Einfilhrung des Frauenstimmrechts zu reden gab. Der Regie-
rungsrat hatte vorgeschlagen, den Frauen das Stimmrecht in kantonalen Ange-
legenheiten durch die zur Debatte stehende Verfassungsinderung zu iibertragen,
die kommunale Ebene indessen auf dem Weg der Gesetzesrevision zu regeln.
Der Rat folgte dabei letztlich der Regierung. Ein Antrag, der verlangte, dass
mit der Verfassungsinderung den Frauen auf beiden Ebenen zugleich das
Stimm- und Wahlrecht gewihrt werden sollte, wurde zwar gestellt, unterlag
aber.”# Die Delegiertenversammlung der aargauischen Frauenzentrale schloss
sich ebenfalls dem von der Regierung eingeschlagenen Kurs an, wihrend sich
die Sektion Aargau des Stimmrechtsvereins gegen die erwidhnte Frauenabstim-
mung wehrte.?

Der Regierungsrat verzichtete schliesslich darauf, die Einfithrung des Frauen-
stimmrechts von der expliziten Zustimmung der Frauen abhingig zu machen,
und sah auch die integrale Einfithrung des Frauenstimmrechts auf kantonaler
und kommunaler Ebene gleichzeitig vor. Wahrend die oben dargelegte Vorlage
des Bundes, die im gleichen Jahr im National- und Stinderat behandelt wurde,
sich auf die eidgendssische Ebene beschrinkte, wollte man im Aargau also nun
doch eine Regelung fiir die beiden verbleibenden Ebenen zugleich treffen. Der
Grosse Rat folgte dem regierungsriitlichen Vorschlag am 18. August 1970. Einmal
mehr hatte Jakob Hiissyg,,, Nichteintreten beantragt, wofiir aber nur sieben Gross-
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rite zu gewinnen waren.’”® Mit der raschen Beratung und Verabschiedung der
iiberarbeiteten Fassung war der Weg zur Abstimmung frei. Diese wurde, wie
oben erwihnt, zusammen mit der Abstimmung iiber die Einfithrung des Frauen-
stimmrechts auf eidgendssischer Ebene am 7. Februar 1971 durchgefiihrt. Das Re-
sultat fiel recht knapp aus: Fiir die kantonale Vorlage sprachen sich 51,7 Prozent,
fir die eidgendssische sogar nur 50,2 Prozent der abstimmenden aargauischen
Minner aus.”

In Bezug auf die Termine hatte man im Aargau bedeutend mehr Spielraum
fiir die weiteren Umsetzungsmassnahmen. Wiahrend auf eidgendssischer Ebene
Gesamterneuerungswahlen fiir das Bundesparlament bereits im Herbst 1971 an-
standen, sollte ein neuer Grosser Rat erst 1973 gewihlt werden. Dies verschaffte
den Parteien bedeutend mehr Zeit zur Vorbereitung von Frauenkandidaturen.”
Doch zunichst mussten noch die notigen Anpassungen auf der Ebene der Gesetze
vorgenommen werden. Waren seit der ersten Anregung durch die Motion Hohl
bis zur Abstimmung iiber einen entsprechenden Verfassungsartikel zehn Jahre
ins Land gegangen, beschleunigte sich der Prozess nun ganz betrichtlich. Bereits
Ende Februar 1971 legte der Regierungsrat das Einfithrungsgesetz vor. Es wurde
am 9. Mirz 1971 in erster Lesung im Grossen Rat beraten und bereits am 23. Marz
in zweiter Lesung, nachdem das Parlament die Dringlichkeit des Vorhabens
beschlossen hatte.” Damit folgte die Legislative dem Kurs der Exekutive, die der
raschen Umsetzung gegeniiber dem grossen staatspolitischen Wurf den Vorzug
gab.?° Bereits am 6. Juni 1971 kam das Einfithrungsgesetz zur Abstimmung, die
nun ein klares Resultat erbrachte: 69,4 Prozent stimmten zu.

Das Frauenstimmrecht hatte tief greifende Konsequenzen sowohl fiir das
Elektorat wie fiir das politische System iiberhaupt. Es iiberrascht insofern nicht,
dass im aargauischen Grossen Rat im Rahmen der erwdhnten Verhandlungen
einige Fragen von nicht geringer staatsrechtlicher Tragweite aufgeworfen wurden.
Sie finden sich gleichsam zusammengefasst in einer Interpellation von Beda
Humbelg,,,, der zusammen mit 20 Ratskollegen am 16. Februar 1971, also kurz
nachdem die Verfassungsianderung an der Urne angenommen worden war, vom
Regierungsrat unter anderem Auskunft iiber die folgenden Bereiche verlangt
hatte: Inkraftsetzung des Frauenstimmrechts, Stimmzwang fiir Aktivbiirger,
Stellvertretung der Ehegatten an der Urne, Unterschriftenzahlen fiir die kanto-
nalen Verfassungs- und Gesetzesinitiativen sowie Anpassungsbedarf bei weiteren
Gesetzen.® Der Regierungsrat versprach, das Gesetz méglichst rasch in Kraft zu
setzen, und erfiillte dieses Versprechen rechtzeitig vor den im Jahr 1973 anstehen-
den Grossratswahlen. Der im Aargau geltende Stimmzwang wurde im Rahmen
der Einfithrungsgesetzgebung zum Frauenstimmrecht abgeschafft, die Stellver-
tretung der Ehegatten aber nicht erméglicht. Eine Verdoppelung oder Herauf-
setzung der Anzahl fiir eine Volksinitiative nétigen Unterschriften erachtete die
Regierung als nicht dringend und sah auch keinen Bedarf, weitere Gesetze anzu-
passen.
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Das Parlament

Zum aktiven Wahlrecht
Die Anderung mit der grossten Tragweite gegeniiber dem Stichjahr 1921 stellt die
im vorangegangenen Kapitel dargelegte Annahme des Frauenstimmrechts dar.
Damit gab es, abgesehen von den Kindern, keine Gruppe von Schweizer Biirge-
rinnen und Biirgern mehr, die ganz grundsitzlich vom aktiven Wahlrecht ausge-
schlossen war. Nimmt man allerdings die Wohnbevoélkerung ins Blickfeld, so
stellt sich die Frage nach der Gewidhrung des Stimmrechts fiir Auslénderinnen
und Auslinder. Da dies in der Schweiz erst in den 19goer-Jahren thematisiert
wurde, soll diese Frage im folgenden Kapitel aufgegriffen werden, das die Grund-
linien der Entwicklung nachzeichnet und die Grundlagen des Grossen Rats nach
der Jahrtausendwende darlegt.®

Da die Kantonsverfassung aus dem Jahr 1885 zwischen den beiden Stich-
jahren 1921 und 1972 nur partiell revidiert wurde, ergaben sich in Bezug auf die
weiteren Rahmenbedingungen des Aktivbiirgerrechts keine substanziellen Ver-
inderungen.® Das Mindestalter fiir das aktive und passive Wahlrecht betrug fiir
die Grossratswahlen der Jahre 1969 und 1973 (wie seit 1876) 20 Jahre.®* Auch die
Karenzfristen waren gegeniiber dem Stichjahr 1921 unveridndert geblieben. «Nie-
dergelassenen Schweizern» wurde das Stimm- und Wahlrecht nach drei Monaten
gewihrt, den «Aufenthaltern» nach sechs Monaten.® Beziiglich der Griinde, die
zu einem Ausschluss vom Aktivbiirgerrecht fiihrten, 6ffnete eine Abstimmung
im Jahr 1936 den Weg zu einer grossziigigeren Zulassung der Fiirsorgeempfianger
zur Urne ?® Des Weiteren sind keine Umgestaltungen zu verzeichnen, sodass der
Aargau an einer im Vergleich zu anderen Kantonen umfangreichen Liste von
Ausschlussgriinden festhielt, auf der sich auch nach wie vor das Wirtshausverbot
fand, das auf die Verfassung des Jahres 1831 zuriickgeht.?” Diese Einschrinkungen
wirkten sich dennoch recht bescheiden aus, wenn man sich die Werte der aargau-
ischen Friihzeit vergegenwirtigt. Das Elektorat umfasste fiir die Grossratswahlen
1973 nun 238 682 Mianner und Frauen. Dies entsprach 54 Prozent der aargauischen
Wohnbevélkerung respektive 65 Prozent der im Aargau wohnhaften Schwei-
zerinnen und Schweizer,*® oder nochmals anders ausgedriickt: 83 Prozent des
Bevolkerungsanteils des Aargaus, der 1970 ilter als 20 Jahre war.®9

Zum passiven Wahlrecht
Durch die Einfilhrung des Frauenstimmrechts waren in den Grossratswahlen
1973 nun beide Geschlechter in den Rat wihlbar. Ausgeschlossen blieben weiter-
hin Staatsbeamte, die nicht durch das Volk gewihlt wurden.9° Diese Regelung
filhrte um 1970 in mindestens vier Fillen dazu, dass Personen aus dem Grossen
Rat ausschieden, nachdem sie in eine Beamtenstelle gewihlt worden waren.9
Wenn beispielsweise 1978 Rosi Staffelbachg, nicht infolge eines Berufswech-
sels aus dem Grossen Rat ausscheiden musste, sondern weil ihr Arbeitsort, das
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unter 10 Laufenburg 9

Muri 9

11-20 Rheinfelden 11
Zurzach . - . 11
Kum 14(-2)
Bhigg = s
Lenzburg  17(-1)

Bremgarten  19(+2)

Die erste Spalte zeigt die Gruppen, die gebildet wurden, die zweite die Namen der elf Bezirke und die dritte
enthélt die exakte Anzahl Mandate, die dem entsprechenden Bezirk 1973 zustanden.

Als Hilfe zur geografischen Einordnung der Bezirke sei angefiigt, dass diese bei gleicher Mandatszahl von
Norden nach Siiden resp. von Westen nach Osten in die Tabelle aufgenommen wurden.

Aarau 28 27 24 23
Baden 40 43 44 43
Bremgarten 17 19 22 22
Brugg 15 16 16 16
Kulm 16 14 13 13
Laufenburg 9 9 9 10
Lenzburg 18 17 17 17
Muri 9 9 9 10
Rheinfelden " 1" 13 14
Zofingen 26 24 22 21
Zurzach n 1 " 1"

10-B. Verteilung der 200 Grossratssitze auf die Bezirke fiir die Wahlen der Jahre 1969, 1973, 1989 und
2001. Die Karte visualisiert den Stand im Jahr 1973, wahrend die Tabelle die Verteilung in allen erwéhnten
Jahren auffiihrt. (Quelle: Bezirkswahlprotokolle der Grossratswahl vom 18. Mérz 1973: Pressemitteilung
Nr. 2/1988 vom 26. August 1988 des Statistischen Amtes des Kantons Aargau; Kreisschreiben des Depar-
tements des Innern vom 12. Oktober 2000 an die Bezirksédmter und Gemeinderéte)

Spital Baden, zu einer kantonalen Anstalt wurde, so erscheint der Gedanke der
Gewaltentrennung in einem Bereich iiberdehnt.9* Dieser soll im Kern verhin-
dern, dass die Wirksamkeit von Kontroll- und Aufsichtsfunktionen durch perso-
nelle Vermischungen gefihrdet wird. Der Fall von Rosi Staffelbach, von Beruf
Krankenschwester, gewinnt an Brisanz, wenn bedacht wird, dass Bezirksgerichts-
prasidenten und Bezirksamtminner, die beide vom Kanton besoldet werden,
durchaus in den Grossen Rat wiahlbar waren, ganz zu schweigen von den Lehr-
personen. Dieser Umstand fiihrt {ibrigens auch deutlich vor Augen, dass die Ge-
waltentrennung nicht iiber die einzelnen politischen Ebenen hinaus Anwendung
fand, so bestehen bis heute auch keine Einschriankungen beziiglich der Wahlbar-
keit ins kantonale Parlament beispielsweise fiir Gemeindeschreiber oder Ge-
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meindeamménner. Der Frage des passiven Wahlrechts wurde im Zuge des Aus-
baus der kantonalen Verwaltung allgemein und im Rahmen der zunehmenden
Vermischung von kantonalen und kommunalen Kompetenzen offenbar keine
Beachtung geschenkt.

Die Verfassung von 1980 kehrte im Kern zuriick zur Regelung der Verfassung
von 1852, dass ndmlich Beamte — im Sprachgebrauch der Verfassung von 1980
Personen, die «in einem offentlich-rechtlichen Dienstverhiltnis des kantonalen
Rechts stehen» — von der Wahlbarkeit in den Grossen Rat ausgeschlossen waren,
sodass wohl das gesamte Verwaltungspersonal in dieser Hinsicht gleichgestellt
wurde, Lehrpersonen aber weiterhin einen Sonderstatus geniessen und auch die
verschiedenen Ebenen des politischen Systems ungleich behandelt werden.%
Dieselbe ambivalente Regelung gilt auch auf Bundesebene — und zu Recht wird
sie dort von Aro1s RikLIN und S1iLvano MockLr als « Pervertierung des Gewalten-
teilungsprinzips» bezeichnet.94

Zum Wahlverfahren

Die Einfilhrung des Proporzwahlrechts 1921 war die zentrale Verinderung des
Wahlverfahrens im 20.Jahrhundert. Sie wurde im vorangegangenen Kapitel be-
schrieben.% Die Anzahl der Mandate im Kantonsparlament hatte sich immer
wieder verdndert, weil diese, wie oben ebenfalls dargelegt, 1841 an die Bevilke-
rungsentwicklung gekoppelt worden war. 1952 kehrte man zum System einer
fixen Mandatszahl zuriick. Diese wurde auf 200 Grossrite festgelegt,%° was zur
Folge hatte, dass einzelne Bezirke Sitze an andere abtreten mussten, je nach Ent-
wicklung der Bevolkerungsdichte in den verschiedenen Gegenden des Kantons.
Die Bevolkerungszahlen werden regelmassig iiberpriift und die Sitze entsprechend
unter den Bezirken aufgeteilt. Bei der Grossratswahl von 1973 waren die Bezirke
Aarau, Lenzburg, Kulm und Zofingen betroffen, die zwischen einem und zwei
Sitzen abtreten mussten (Abbildung 10-B).

Zur Ausgestaltung des Grossen Rats

Auf die Funktionsweise des Grossen Rats als Arbeitsparlament sei im Folgenden
nicht weiter eingegangen, da diese im Kern aus den Darlegungen deutlich wurde,
wie das Proporzsystem und das Frauenstimmrecht im Kantonsparlament behan-
delt worden waren. Einzig die Frage der Entschidigung der Arbeit der Gross-
ritinnen und Grossrite sei aufgegriffen, hatte sich dieser Bereich doch seit den
1920er-Jahren substanziell verdndert. Gemiss Geschiftsreglement bezogen die
Ratsmitglieder neben einem Sitzungsgeld in der Héhe von 40 Franken pro Tag
weitere zehn Franken pro Tag als Verpflegungsentschidigung sowie eine Reise-
entschidigung.9”
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Zusammenfassung und Wertung

Die Frage der politischen Gleichberechtigung lasst sich bereits im 18. Jahrhundert
verorten, deren Rezeption in der Schweiz begann aber erst in der Regenerations-
zeit und beschrinkte sich auf kleine Teile der Gesellschaft. Politische Aktualitit
gewann die Frage des Frauenstimmrechts erst an der Schwelle zum 20. Jahrhun-
dert, und es sollten nochmals 70 Jahre vergehen, bis die Schweizer Frauen 1971
schliesslich zu den Urnen zugelassen wurden. Das Selbstbild der Gesellschaft
war iiber weite Strecken von Vorstellungen der Ungleichheit der Geschlechter
geprigt, die hierarchisch akzentuiert waren und aus welchen fiir die Frauen die
verschiedensten Einschrinkungen abgeleitet wurden. Immer wieder wurden
Versuche unternommen, die Situation fiir die Frauen zu verbessern, dabei klaff-
ten die Haltungen der Frauenorganisationen punkto Zielen und Strategien weit
auseinander.

Als Charakteristikum kann fiir die Schweiz festgehalten werden, dass die
Frage des Frauenstimmrechts dann Aktualitit gewann, wenn sie im Schlepptau
anderer tagespolitischer Fragen virulent wurde. Zwei Parallelen zum Kampf um
das Proporzwahlrecht scheinen dabei auf: Beide Forderungen, Proporz wie
Frauenstimmrecht, scheiterten zunichst, und bei beiden erwies sich das fode-
ralistische System des Bundesstaats letztlich als trage, weil kein Konsens iiber
Tempo und Verfahren politischer Innovation bestand: Sollten Neuerungen aus
den Kantonen von unten nach oben wachsen oder auf Bundesebene von oben
nach unten vorgegeben werden? Die Einfiihrung des Frauenstimmrechts wurde
auch mit Verfahrensfragen verzogert. Ob dabei vor dem Hintergrund der Er-
fahrung der politischen Konsequenzen des Proporzwahlrechts eine Angst vor
politischen Umwilzungen mitschwang, miisste eingehender herausgearbeitet
werden, ebenso die gesellschaftliche Diskussion des Frauenstimmrechts in den
Kantonen.

Fiir das Jahr 1973 muss es als antiquiert bezeichnet werden, dass im Aargau
immer noch dieselben Griinde fiir den Ausschluss vom aktiven Biirgerrecht gal-
ten, wie sie bereits die Verfassungen des 19. Jahrhunderts statuiert hatten. Die aus
dieser Sicht lingst fillige Revision der Kantonsverfassung wurde ebenfalls im
Jahr 1973 angepackt. Auch erscheint die Vorstellung von Gewaltentrennung frag-
wiirdig, die Mitgliedern kommunaler Legislativen und Exekutiven die Wihlbar-
keit ins Kantonsparlament zugesteht, sie den Staatsangestellten verwehrt, den
ebenfalls aus der Staatskasse entlohnten Lehrpersonen gleichwohl gestattet.
Diese Verhiiltnisse erfuhren im Rahmen der Verfassungsrevision der Jahre 1973-
1980 keine Anderung.

Mit der Einfiihrung des Frauenstimmrechts waren die letzten restriktiven
staatsrechtlichen Regulierungen, welche Bevoélkerungsschichten sich im poli-
tischen System durch die Teilnahme an Wahlen und Abstimmungen ebenso wie
durch die Ubernahme von Mandaten betitigen durften, aufgegeben worden.

156



Die Parlamentarierinnen

Im Vergleich zu den bisher untersuchten Zisuren erweist sich die Verinderung
der personellen Zusammensetzung des Grossen Rats durch die Wahlen des Jah-
res 1973 als vergleichsweise moderat: 62 Ratsmitglieder oder rund ein Drittel
traten neu ein. Im Folgenden sei diejenige Gruppe niher untersucht, die im
Zuge der Einfiihrung des Frauenstimmrechts erstmals gewiahlt werden konnte:
die Frauen. Die weiteren Unterschiede in Bezug auf die Zusammensetzung des
Grossen Rats in den Jahren 1972 und 1973 werden im Teil «Liangsschnitte» refe-
riert, so weit sie iiberhaupt erwdhnenswert sind.

Die ersten Frauen im Grossen Rat

Oftmals verwischen sich bei niherem Hinsehen die vermeintlich grossen histo-
rischen Zisuren. Das trifft ansatzweise auch fiir die Einfithrung des Frauenstimm-
rechts zu: Die erste Frau zog nicht im Zuge der Gesamterneuerungswahlen des
Grossen Rats vom 18. Mirz 1973 ins Kantonsparlament ein, Marlene Baenzigerg,,
nahm aufgrund einer Vakanz bereits im Februar 1973 Einsitz in den Rat. Dies
hatte nicht zu Irritationen gefiihrt, weil sie eine Frau war, schliesslich war das ak-
tive und passive Wahlrecht fiir Frauen seit fast zwei Jahren unter Dach und Fach,
sondern weil die erste Grossritin in der Geschichte des Aargaus durch die Wahl-
miénner der Liste 7, auf der nach dem Riicktritt von Ernst Wyss kein Ersatzmann
mehr aufgefiihrt war, gleichsam in einer Nacht- und Nebelaktion nominiert wor-
den war.9® Grossrat Edwin Schmidsy,,, der ebenfalls der Fraktion der Freien
Stimmberechtigten und parteilosen Wihler angehorte, fiihlte sich jedenfalls be-
rufen, im Ratsplenum festzuhalten, dass die Nomination von Marlene Baenziger
ohne Wissen der Fraktion erfolgt sei. Diese hitte diesbeziiglich ndmlich bereits
den Beschluss gefasst gehabt, den Sitz von Ernst Wyss angesichts der kurz bevor-
stehenden Grossratswahlen unbesetzt zu lassen.9 Noch bevor diese Vorginge
zum Thema einer Ratsdebatte wurden, hatte das Departement des Innern eine
erste Nominierung von Baenziger kassiert, da diese zwei gefilschte Unterschriften
enthalten hatte.® Hierauf war ein zweiter, giiltiger Vorschlag eingegangen, der
an Baenziger festhielt. Drei Wochen spiter wurde die erste Frau, die in den Gros-
sen Rat einzog, in den Gesamterneuerungswahlen auch noch zur ersten Frau, die
nicht wiedergewihlt wurde."

Bei diesen Wahlen, an denen erstmals Frauen mit aktivem und passivem
Wahlrecht teilnehmen konnten, wurden 1973 gerade einmal 13 Frauen gewihlt.
Die Bezirke Bremgarten, Kulm, Lenzburg und Zurzach entsandten reine Madnner-
deputationen nach Aarau. SP und CVP stellten mit 6 respektive 4 Grossritinnen
das Gros der Frauen. Die verbleibenden drei Frauen gehorten kleinen Parteien
an: 2 der EVP und 1 der Nationalen Aktion gegen die Uberfremdung. Weder aus
den Reihen der beiden grossen Parteien FDP und SVP noch beim kleineren Lan-
desring oder dem Team 67 wurden Frauen gewihlt, obwohl alle Parteien auch
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Mandatszahl davon Frauen Mandatszahl davon Frauen

4 - X 40 11

54 4 1% 32 9 28%

45 6 13% 36 20 56 %

30 - X 12 11 15%

8 2 25% 8 4 50 %
1

Team 67
Griine

SD 4 0 0%

200 13 65% 200 58 29%

10-C. Frauenanteil im Grossen Rat 1973 und 2002 nach Parteien (in Prozent der Mandatszahl der ent-
sprechenden Partei). Die Séulen zeigen den prozentualen Anteil der Frauen in den einzelnen Parteien.
Da es sich beim Frauenanteil um eine in der politischen Diskussion géngige Grdsse handelt, wurden
Prozentanteile dargestellt, obwohl die kleinen Zahlen eine solche Darstellung nicht rechtfertigen.?
Es wurden im Diagramm nur diejenigen Parteien visualisiert, die 1973 und 2002 zugleich im Grossen Rat
prasent waren.

A) Wiren beispielsweise in der achtkdpfigen Fraktion der Evangelischen Volkspartei (Stand 2002) im Sommer 2002 die beiden
zuriickgetretenen Grossratinnen Margrit Wahrstétter-Blatter und Elsbeth Zimmermann-Vogt durch Ménner ersetzt worden,
hétte dies den Frauenanteil in der EVP-Fraktion von 50 auf 25% sinken lassen und im Grossen Rat insgesamt von 29 auf 28%.
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Kandidatinnen prisentiert hatten. Eine eingehendere Erkldrung fiir diese Um-
stinde miisste den Wahlkampf ebenso untersuchen wie die Platzierung der Frauen
auf den einzelnen Listen, beide Untersuchungsfelder sind jedoch ausserhalb der
Fragestellung der vorliegenden Arbeit angesiedelt. Fiir die SVP lasst sich min-
destens festhalten, dass aus ihren Reihen im Grossen Rat bis zuletzt gegen das
Frauenstimmrecht gekampft worden war.

Vergleicht man die Tatigkeitsfelder aller neu gewihlten Frauen mit denjeni-
gen ihrer ménnlichen Kollegen im Gesamtrahmen, so zeigt sich ein deutlicher
Unterschied zwischen den Geschlechtern: 8 der 13 Frauen waren im sozialen Be-
reich oder im Lehrfach titig — bei den Ménnern waren es gerade einmal 16 von
187. Folglich wurde dieses Titigkeitsfeld durch den Einzug der Frauen in den
Grossen Rat verstirkt.'3

Dieser ersten Frauengeneration gehorte auch Elisabeth Schmid-Bruggissers,,
an, die 1985/86 als erste Frau den Grossen Rat prisidieren sollte.

Zum Frauenanteil im Grossen Rat 1973 und 2002

30 Jahre nach der ersten Grossratswahl, an der Frauen hatten teilnehmen kénnen,
sind die Frauen immer noch deutlich untervertreten, machen sie doch im Jahr
2002 gerade einmal 29 Prozent der Ratsmitglieder aus. Der Frauenanteil pro Par-
tei, der in Abbildung 10-C dargestellt ist, differiert allerdings sehr stark. Nur noch
die Schweizer Demokraten und die Freiheitspartei stellen eine reine Ménner-
deputation. Bei der EVP-Fraktion ist das Verhiltnis zwischen den Geschlechtern
ausgewogen, bei der SP-Fraktion sind die Frauen sogar in der Mehrzahl. Die
biirgerlichen Parteien dagegen weisen deutlich tiefere Anteile auf, wobei sich bei
der SVP die tiefste Quote findet.

SusanNE WooprtLl hat die Vertretung der Frauen in allen kantonalen Legisla-
tiven fiir 1975 und 1982 erhoben,°4 sodass die vorliegenden Ergebnisse eingebettet
werden konnen. Lediglich fiinf Kantonsparlamente wiesen 1975 einen héheren
Frauenanteil auf als der aargauische Grosse Rat. Sieben Jahre spiter waren die
Quoten fast iiberall gestiegen, und der Aargau rangierte mit 13,5 Prozent oder
konkret 27 Frauen im Parlament auf Platz vier. Festzuhalten ist, dass in beiden
untersuchten Jahren der maximale Frauenanteil der Parlamente weit davon ent-
fernt war, der Vertretung der Frauen in der Bevélkerung zu entsprechen — 1975
lag er zwischen o (die beiden Appenzell) und 16,9 Prozent (Basel-Stadt) und 1982
zwischen o (die beiden Appenzell) und 24 Prozent (Genf)."5

Eine Erhebung bei den Nachbarkantonen fiir die im Jahr 2003 laufende
Legislaturperiode zeigt, dass die Kantone Bern und Ziirich einen geringfiigig
hoheren Frauenanteil aufweisen, Luzern demgegeniiber mit 17,6 Prozent einen
deutlich tieferen.®® Letztlich muss man festhalten, dass der Aargau wie die
Schweiz auch 30 Jahre nach Einfithrung des Frauenstimmrechts von einer tat-
sachlichen Gleichberechtigung von Mann und Frau im politischen Prozess weit
entfernt ist.
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® Grossrite [ Grossritinnen

10-D. Jahre, in denen die 1973 neu gewibhlten Grossritinnen und Grossrite zuriicktraten (in absoluten
Zahlen). In den mit vier Ziffern angegebenen Jahren fanden Gesamterneuerungswahlen statt.

Zum weiteren Werdegang der neu Gewdihiten

Betrachtet man die Verweildauer der 1973 neu ins Kantonsparlament eingetre-
tenen Mitglieder (Abbildung 10-D), so bestehen frappante Unterschiede zu den
bisher untersuchten Gruppen neu Gewihlter: Niemand trat vor Ablauf der ersten
Legislaturperiode zuriick. Es zeigt sich auch in diesem Element die wesentlich
geringere Umwilzung, die die Einfiihrung des Frauenstimmrechts fiir den Gros-
sen Rat in seiner personellen Zusammensetzung bedeutete.
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11 Grundlinien der Entwicklung und
Stand im Jahr 2003

Einleitung

Zur Abrundung des Teils «Lingsschnitte: Sozialgeschichtliche Entwicklung» wer-
den nun die wesentlichen Aspekte, die den Zugang zum Grossen Rat regelten, ta-
bellarisch dargestellt und in ihren Grundlinien kurz erortert. Dabei wird die Dar-
stellung iiber das Stichjahr 2002 hinaus bis ins Jahr 2003 fortgefiihrt. Wie einleitend
dargelegt, musste aus redaktionellen Griinden fiir die personelle Zusammenset-
zung ein Stichdatum im Jahr 2002 gewihlt werden. Fiir die zwischen den Jahren
1991 und 2003 unverinderten Rahmenbedingungen fiir den Grossen Rat wird der
Stand im Jubildumsjahr referiert. Dies erméglicht auch die Einordnung der Ergeb-
nisse des Stichjahres 2002. Im Kapitel «Der grosse Rat in den Jahren 1920/21» wur-
de der Zeitraum zwischen den Stichjahren 1831 und 1920 nur dann behandelt,
wenn Elemente aus dem 19. Jahrhundert auch noch 1920 giiltig waren. Diejenigen
Entwicklungsschritte, die so im Dunkeln geblieben sind, werden nun ebenfalls
aufgegriffen. Fiir den vorliegenden Zusammenhang erscheint es dabei ausreichend,
die Regelungen der Verfassungen der Jahre 1841, 1852 und 1885 zu referieren, ohne
auf deren Ausgestaltung auf Gesetzes- oder Verordnungsstufe einzutreten.'

In einem ersten Schritt werden die inhaltlichen Elemente der Veranderungspro-
zesse in ihren Grundziigen nachgezeichnet. Danach wird die Art und Weise ver-
glichen, wie institutionelle Verinderungen in den Stichjahren eintraten. In einem
dritten Schritt wird der in den einzelnen Kapiteln dargelegte Umfang der perso-
nellen Erneuerung des Grossen Rats zusammengefasst. Fiir die Ausgestaltung des
Grossen Rats durch die Verfassung von 1980 sei auf den Kommentar von Kurt
EicHENBERGER und die Untersuchung der Volksrechte von WU THRICH verwiesen,
die den egalitiren Charakter der giiltigen Staatsverfassung deutlich machen.?

Zum Inhalt der Verdnderungsprozesse

Zum aktiven Wahlrecht

ALLGEMEINE ENTWICKLUNG Abbildung 11-A hilt die Elemente des aktiven
Wahlrechts in geraffter Form fest. Betrachtet man die Entwicklungen in groben
Ziigen, so ldsst sich sagen, dass in Bezug auf das Mindestalter die Schlechterstel-
lung lediger Personen bereits 18143 aufgegeben wurde und die Altersgrenze dann
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KV 1803 20 Jahre fiir Verheiratete 200 Franken Gﬁnd-
30 Jahre fiir Ledige eigentum oder
300 Franken Grundpfandtitel

Auslénder,
Landsassen,
Heimatlose

KV 1814 25 Jahre 1000 Franken
Grundeigentum

KV 1831 24 Jahre -

KV 1841 24 Jahre . . Auslénder
KV 1852 22 Jahre :

Stand 1876 20 Jahre

KV 1885 20 Jahre

Stand 1921 20 Jahre
Stand 1973 20 Jahre
KV 1980 20 Jahre
Stand 2002 18 Jahre

11-A. Uberblick iiber die Regelung des aktiven Wahlrechts. Vgl. zu den Grenzen der Aussagekraft ein-
zelner Elemente den Text.

A) Die blaue Farbe bedeutet, dass eine Gruppe ausgeschlossen, die schwarze, dass sie zugelassen war.
B) In der Kantonsverfassung wurden die Grundlagen zur Zulassung der Biirger anderer Kantone zum Aktivbiirgerrecht
geschaffen, dies wurde in der Folge aber nicht umgesetzt.

zwischen 1814 und 2002 langsam, aber stetig weiter gesenkt wurde. Der Zensus
fir Aktivbiirger — 1814 drastisch erh6ht - fiel 1831 weg. Dennoch blieben ganze
Bevolkerungsgruppen vom aktiven Wahlrecht sehr lange ausgeschlossen: Nicht-
Aargauer bis 1852, Juden bis 1866 und als grosste Gruppe die Frauen bis 1973.
Die Landsassen und Heimatlosen beschiftigten die Gesetzgeber bis in die 1830er-
Jahre, zahlenmissig fielen sie wohl aber 1831 nicht mehr ins Gewicht. Der Aus-
schluss von Personen, die «in eines anderen Kost und Lohn» standen, fiel bereits
1831 weg, die damals statuierten Ausschlussgriinde hielten sich indessen bis 198o.
Freilich diirften sie kaum mehr grossere Gruppen vom Wahlrecht ausgeschlossen
haben.

Betrachtet man den Anteil des Elektorats an der aargauischen Wohnbevélke-
rung,’ so kann man bei aller Vorsicht — exakte Zahlen fiir die aargauische Friih-
zeit fehlen - sagen, dass die Verfassung von 1831 eine substanzielle Verbreiterung
des Elektorats zur Folge hatte, wie sie erst durch die Einfithrung des Frauen-
stimmrechts iibertroffen wurde. Zwischen 1831 und 1973 blieb der Anteil der
Wahlberechtigten an der Wohnbevélkerung mit 20 bis 25 Prozent auf tiefem Ni-
veau stabil, was erstens mit dem Ausschluss der Frauen zusammenhingt, zwei-
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- u"nselbstandlger Stand (z.B. Hand-
werksgeselle, Dienstbote)
- Empfang von Armenunterstiitzung

1803: 9233 oder 20100 Méinner 7 7oder15% KV 1803

- Bevormundung

—Verlust der biirgerlichen Ehren-  ? ? KV 1814
fahigkeit durch Gerichtsurteil

—Konkurs

— Empfang von Armenunterstiitzung 1831: 31283 Méanner ca.17% KV 1831

- Bevormundung 1840: 34590 Ménner ca. 19% KV 1841

—Verlust der biirgerlichen Ehren- 1862: 41151 Ménner ca.21% KV 1852
fahigkeit durch Gerichtsurteil 1870: 41382 Manner 21% Stand 1876

- Konkurs 1888: 39027 Méanner 20% KV 1885

— Wirtshausverbot durch Gerichts-  1920: 56912 Méanner 24% Stand 1921
urteil 1973: 238682 Manner und Frauen  54% Stand 1973

KV 1980
- Entmiindigung 2001: 350647 Manner und Frauen  64% Stand 2002

tens bis weit ins 20.Jahrhundert hinein auch mit der Alterspyramide der Bevol-
kerung, die einen sehr hohen Kinderanteil aufwies, und drittens gegen Ende des
20.Jahrhunderts auch mit dem gewachsenen Auslinderanteil, der bei der aar-
gauischen Wohnbevélkerung von jeher mitgezdhlt wird. Da keine weiteren
Grundlagen vorliegen, die in allen Epochen zur Berechnung von weiteren Kenn-
zahlen herangezogen werden koénnen, muss fiir weitere Einordnungen auf die
einzelnen Kapitel verwiesen werden.’

STAND 1M JAHR 2003 Die Verfassung von 1980 hatte an der Altersgrenze von 20
Jahren zur Erlangung der politischen Miindigkeit festgehalten.” Das Mindestalter
wurde erst 1991 auf 18 Jahre gesenkt. Ein Blick auf die Abbildung 11-B zeigt, dass
es vor allem zwei Gruppen von Kantonen waren, die diesen Schritt rascher voll-
zogen hatten: die Kantone der Westschweiz und die Landsgemeindekantone, die
doch ansonsten als konservativ apostrophiert werden und beispielsweise das
Frauenstimmrecht erst sehr spit gewihrt hatten. Der Aargau gehort mit zu den
letzten, die das Stimmrechtsalter 18 einfiihrten. Auf Bundesebene war ein erster
Versuch 1979 knapp gescheitert.

Grundlinien der Entwicklung und Stand im Jahr 2003 163



Schwyi | 1833 o o "I'ess'in“‘ 1990

Jura 1978 Ziirich 1990
Neuenburg 1979 Schweiz 1991
Basel-Landschaft 1980 Aargau 1991
Genf 1980 Appenzell Ausserrhoden 1991
Glarus 1980 Fribourg 1991
Waadt 1980 Graubiinden 1991
Zug 1980 Luzern 1991
Nidwalden 1982 Solothurn 1991
Obwalden 1983 Thurgau 1991
Basel-Stadt 1988 Wallis 1991
Bern 1989 Appenzell Innerrhoden 1992
Uri 1989 St.Gallen 1992
Schaffhausen 1990

11-B. Einfiihrung des Stimmrechtsalters 18 in den Kantonen. (Quelle: LUTZ/STROHMANN, Wahl- und Ab-
stimmungsrecht, 21)

Die Karenzfristen fiir neu niedergelassene Schweizer fielen mit der Verfassung
von 1980 weg.® Ebenso wurden die Griinde, aufgrund deren jemand an der Wahr-
nehmung des Aktivbiirgerrechts gehindert werden konnte, deutlich reduziert.
Nur noch «Geisteskrankheit» oder «Geistesschwiche» galten als Ausschluss-
griinde.? So fiel endlich auch das Wirtshausverbot weg.

Zu den Grossratswahlen des Jahres 2001 waren insgesamt 350647 Personen
als Stimmberechtigte zugelassen."! Dies entspricht 64 Prozent der aargauischen
Wohnbevoélkerung respektive 79 Prozent der Schweizerinnen und Schweizer, die
im Aargau wohnen. Dass letztlich trotz allem der Anteil der Stimmberechtigten
gemessen an der stindigen Wohnbevolkerung nicht hoher gestiegen ist, hingt
mit dem Auslinderanteil zusammen. Es iiberrascht insofern nicht, dass in der
Schweiz Ende des 20.Jahrhunderts die Frage aufgeworfen wurde, ob nicht den
auslindischen Mitbewohnerinnen und Mitbewohnern ein Mitspracherecht ein-
gerdaumt werden sollte. Auch im aargauischen Verfassungsrat war dies in den
1g70er-Jahren diskutiert worden. Dieser Gedanke fand aber keinen Eingang in
die Verfassungsentwiirfe.? Eine Volksinitiative mit demselben Ziel scheiterte
1996 an der Urne.3 Ein Blick auf die anderen Kantone zeigt, dass das Auslidnder-
stimmrecht in den 19goer-Jahren in acht weiteren Kantonen ebenfalls auf dem
Weg der Volksinitiative gefordert worden war, dass die iiberwiegende Zahl dieser
Vorstosse aber scheiterte.# Nur zwei Kantone haben Regelungen getroffen, die
der auslandischen Wohnbevélkerung eine Beteiligung am politischen Prozess er-
moglichen, und auch da wurde nicht das volle Aktivbiirgerrecht gewéhrt: Im
Jura konnen Ausldnderinnen und Auslinder auf kantonaler und kommunaler
Ebene wihlen und abstimmen, wenn sie seit mindestens zehn Jahren im Kanton
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wohnen.’> Das passive Wahlrecht steht ihnen nicht zu. In Neuenburg liegt die Ka-
renzfrist mit nur einem Jahr wesentlich tiefer, gewédhrt wird dafiir nur ein aktives
Wabhlrecht auf kommunaler Ebene.® Weitere Kantone gestatten die Mitwirkung
von Auslinderinnen und Ausldndern in Angelegenheiten der Landeskirchen.”

TscHANNEN erklirt den weitgehenden Ausschluss der auslandischen Wohn-
bevolkerung in der Schweiz vom Aktivbiirgerrecht damit, dass gemeinhin die
politische Mitbestimmung wesensmassig mit der Staatsbiirgerschaft verkniipft
werde und dass dem die Vorstellung des Staats als Schicksalsgemeinschaft zu
Grunde liege, der sich Auslinderinnen und Ausldnder gleichsam in der Stunde
der Not durch Riickwanderung entziehen wiirden.”® Blosse Anwesenheit — auch
wenn sie Jahrzehnte dauert - reicht gemiss dieser kollektiven Vorstellung nicht
aus, um Teil des Staatsvolkes zu werden: Dies kann nur durch Abstammung oder
aber gleichsam 6ffentliches Bekenntnis in Form einer Einbiirgerung geschehen.
Die Inpflichtnahme des Einzelnen durch das staatliche Gemeinwesen fand ihren
sichtbaren Ausdruck im Aargau des 19.Jahrhunderts im Eid, den alle Biirger auf
die Verfassung abzulegen hatten. Vielerorts wird bis heute der Eintritt der Jugend-
lichen in die politische Miindigkeit mit einer Feier verbunden, deren ritueller
Kern die Aufnahme in die Gemeinschaft der Biirgerinnen und Biirger, ins Staats-
volk, ist.

Zum passiven Wahlrecht

ALLGEMEINE ENTWICKLUNG Abbildung 11-C zeigt auf den ersten Blick, dass
sich die Regelungen des passiven Wahlrechts im Verlauf der Zeit deutlich verein-
facht haben. Die kumulativen Vorschriften beziiglich Alter und Zensus wurden
in den vorangegangenen Kapiteln referiert, sodass sie nun nicht mehr erldutert
werden miissen. Der Ausschluss bestimmter Gruppen erfolgte nicht in der Griin-
dungszeit, sondern erst im Verlauf des 19. Jahrhunderts, wobei in Betracht gezo-
gen werden muss, dass angesichts des massiv eingeschriankten Aktivbiirgerrechts
der aargauischen Friihzeit weitere Restriktionen beziiglich Wihlbarkeit nicht als
notwendig erachtet wurden.

So ist das Verbot der Wihlbarkeit von Geistlichen, das 1819 auf dem Dekrets-
weg statuiert und 1831 in die Verfassung aufgenommen wurde, als erstes Zeichen
fiir einen Systemwechsel zu verstehen: Breitere Schichten waren zur Urne zugelas-
sen, im Gegenzug wurden einzelne Gruppen explizit von der Wahlbarkeit ausge-
schlossen. Wiahrend Geistlichen und Lehrern der Zugang zum Grossen Rat durch
die Verfassung von 1885 wieder gewihrt wurde, blieben die Staatsbeamten davon
ausgeschlossen, wenn sie in ihrer beruflichen Tatigkeit nicht einer Volkswahl unter-
lagen, was in der Folge zu den in den Kapiteln «Der Grosse Rat in den Jahren
1920/21» und «Der Grosse Rat in den Jahren 1972/73» referierten Verzerrungen
des Prinzips der Gewaltentrennung fiihrte, indem Lehrpersonen das passive Wahl-
recht ebenso gewéhrt wurde wie Bezirksamtménnern oder Bezirksgerichtsprisiden-
ten, demgegeniiber das iibrige Verwaltungspersonal davon ausgeschlossen blieb.
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— Fiir 48 Grossrite gilt: mindestens 30-jahrig, keine Zensus-Vorschriften (dieses Drittel wird
direkt gewdhlt)
— Fiir 51 Grossrate gilt: mindestens 25-jahrig und ein Vermégen von mindestens
20000 Franken (aus diesem Drittel wird ausgelost)
— Fiir 51 Grossréte gilt: mindestens 50-jahrig und ein Vermdgen von mindestens 4000
Franken (aus diesem Drittel wird ausgelost)
KV 1814 — Fiir 48 Grossréte gilt: mindestens 30-jahrig und ein Vermdgen von mindestens
5000 Franken (dieses Drittel wird direkt gewahlt)
— Fiir 52 Grossrate gilt: mindestens 25-jahrig, zwei Drittel von ihnen musste iiber ein
Vermdgen von mindestens 15000 Franken verfiigen (dieses Drittel wurde durch den
Grossen Rat gewdhit)
— Fiir 52 Grossréte gilt: mindestens 30-jahrig, zwei Drittel von ihnen musste iiber ein
Vermdgen von mindestens 15000 Franken verfiigen (dieses Drittel wurde durch ein
Wabhlkollegium gewiéhilt)
KV 1831 Fiir 96 Grossrate gilt: mindestens 24-jahrig
Fiir 96 Grossrate gilt: mindestens 30-jahrig
Dabei gilt fiir 49 Grossrate: Vermdgen von mindestens 2000 Franken
Dabei gilt fiir 49 Grossrate: Vermbgen von mindestens 4000 Franken
Dabei gilt fiir 49 Grossrate: Vermdgen von mindestens 6000 Franken
KV 1841 Die Hélfte des Grossen Rats muss mindestens 30-jahrig sein
KV 1852 Mindestens 24-jahrig
Stand 1876 Mindestens 24-jahrig
KV 1885 gegeniiber dem aktiven Wahlrecht keine weitergehenderen Anforderungen mehr
Stand 1921
Stand 1953
Stand 1973
KV 1980
Stand 2002

11-C. Uberblick iiber die Regelung des passiven Wahlrechts. Vigl. zu den Grenzen der Aussagekraft ein-
zelner Elemente den Text.

A) Zwischen 1841 und 1953 war die Mandatszahl nicht fix, sondern an die Entwicklung des Elektorats resp. der Bevdlkerung
(ab 1863) gebunden. Vgl. dazu Abb.11-D
B) Die exakte Definition, wer im Einzelnen ausgeschlossen wurde und wer nicht, @nderte verschiedentlich.
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62 oder 134 ?

Paritat ? ? KV 1814
Paritét ca. 156 ca. 914 KV 1831
Karenzfrist fiir Neubiirger
Karenzfrist fiir Neubiirger ca. 162 KV 1841
Karenzfrist fiir Neubiirger 1862: 249 KV 1852
Karenzfrist fiir Neubiirger 1870: 239 Stand 1876
Karenzfrist fiir Neubiirger 1888: 220 KV 1885
Karenzfrist fiir Neubiirger 1920: 267 14 _ Stand 1921
Karenzfrist fiir Neubiirger 449 1950: 1558 Stand 1953
mindestens 24-jéhrig 1193 ca. 2166 Stand 1973
keine weiteren mehr KV 1980
2001: 1753 2002: 2799 Stand 2002
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KV 1333 - Vs der Grossréte wird direkt gewahlt 5 - ;ile 5 Jahre Gesamt-

- % der Grossrdte wird aus einer Liste gewahlter erneuerungswahlen
Kandidaten ausgelost
KV 1814 -Vader Grossréate wird direkt gewdhlt 12  alle 4 Jahre wird ein Drittel
-Vader Grossréate wird durch den Grossen Rat des Grossen Rats erneuert,
aus einer Liste gewdhlter Kandidaten gewahlt so dass Volkswahlen nur
- Ya der Grossréte wird durch ein Wahlkollegium alle 12 Jahre stattfinden
gewidhlt, indem wiederum auch Grossrate Einsitz
nehmen
KV 1831 196 Grossrite werden direkt gewihlt 6 alle 3 Jahre wird die Halfte
8 Grossrate werden vom Grossen Rat gewahlt des Grossen Rats erneuert
KV 1841 Direktwahl aller Ratsmitglieder
KV 1852 4 alle 4 Jahre Gesamt-
. erneuerungswahlen
Stand 1876 =
KV 1885 .
Stand1921 P
Stand 1953
Stand 1973
KV 1980
Stand 2002

11-D. Uberblick iiber die Regelung des Wahlverfahrens.

A) M = Majorzwahlen, P = Proporzwahlen, L = Losverfahren

Betrachtet man die Zahl, auf wie viele Aktivbiirger denn ein Grossratssitz zu
vergeben war, so zeigt sich die Uberschaubarkeit der politischen Verhiltnisse bis
ins frithe 20.Jahrhundert. Der Komplex von steigender Bevélkerung, breiterer
Gewidhrung politischer Rechte und limitierter Zahl von Parlamentsmandaten
fiihrte dazu, dass Grossritinnen und Grossrite immer grossere Gruppen der Be-
volkerung zu vertreten hatten.

STAND IM JAHR 2003 In Bezug auf das passive Wahlrecht entfielen die Karenz-
fristen mit der Verfassung des Jahres 1980. Neu eingebiirgerte Personen konnten
also sofort und nicht mehr erst nach Ablauf von fiinf Jahren in Amter gewihlt
werden. Auch die iibrigen Regelungen dieser Verfassung wurden bis zum Jahr
2003 nicht gedndert: Den Staatsbeamten blieb die Wiahlbarkeit in den Grossen
Rat verwehrt." Erstmals wurde die Regelung aufgenommen, dass die Mitglieder
des Obergerichts nicht gleichzeitig ein Grossratsmandat ausiiben durften.?°
Weitere Unvereinbarkeitsregelungen wurden ebenso wenig statuiert wie Vorschrif-
ten, die Verwandtschaften zwischen gleichzeitig amtierenden Ratsmitgliedern
verbieten wiirden.*
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* fixe Mandatszahl pro Wahlkreis 150 Kreise (48) KV 1803

Kv 1814
200 KV 1831
~ 1 Mandat 214 Kreise (50) KV 1841
~ pro 180 Aktivbiirger bzw. Bruchteil von iiber 90
- pro 260 Aktivbiirger bzw. Bruchteil von iiber 130 163 KV 1852
ab 1863: pro 1100 Einwohner bzw. Bruchteil von iiber 550 180 Stand 1876
- 178 Bezirke (11) KV 1885
_ pro 1200 Einwohner bzw. Bruchteil von iiber 600 200 Stand 1921
936: pro 1400 Einwohner bzw. Bruchteil von {iber 700
erteilung der Mandate auf die Wahlkreise nach Massgabe 200 Stand 1953
. der Wohnbevélkerung Stand 1973
| KV 1980
Stand 2002

Zum Wahlverfahren
ALLGEMEINE ENTWICKLUNG Abbildung 11-D zeigt die vielfiltigen Formen, die
fiir die Bestellung des aargauischen Grossen Rats im Wandel der Zeit galten. Fiir
die Griindungszeit erweist sich gerade das Wahlverfahren als ein Instrument zur
weiteren Beschrinkung des Volkswillens, wobei, wie oben dargelegt, 1802 ein
Losverfahren und 1814 Kooptationsmechanismen zur Anwendung gelangten.
Die langen Amtszeiten trugen das ihrige zur Abschottung des Parlaments bei.
Zwischen 1814 und 1852 wurde der Grosse Rat zudem jeweils nur partiell erneu-
ert, was als Versuch zur Wahrung bestehender Machtverhiiltnisse zu werten ist.
Im Kapitel «Zum Umfang der personellen Erneuerung des Grossen Rats in allen
Stichjahren» wird demgegeniiber aufgezeigt werden, dass auch Gesamterneue-
rungswahlen, die seit 1852 alle vier Jahre stattfinden, nicht zur vollstindigen Aus-
wechslung der Parlamentsmannschaft fithrten, sondern dass jeweils ein betracht-
licher Teil der Ratsmitglieder wiedergewéhlt wurde.

Der 1841 erfolgte Wechsel von einer fixen Mandatszahl hin zu einer variab-
len, an die Zahl der Aktivbiirger gekoppelten Quantitit von Grossriten hatte zur
Folge, dass die Gesamtzahl der Sitze im Kantonsparlament parallel zur Bevolke-
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rungsvermehrung wuchs. Der Hochststand wurde 1846 erreicht, als 222 Gross-
ratsmandate zu vergeben waren.?> Wurde 1841 den Wahlkreisen pro 180 Aktiv-
biirgern und einem Bruchteil iiber go ein Grossratssitz zugesprochen, musste
diese Verteilungszahl in der Folge mehrfach nach oben korrigiert werden. 1863
wurde die Mandatszahl neu an die Zahl der Einwohnerinnen und Einwohner ge-
koppelt, was durchaus als Ausdruck des Reprisentationsprinzips gesehen werden
kann, infolgedessen in der Politik die Frauen durch die Minner vertreten werden
sollten.?3 Der Ausldnderanteil fiel damals noch nicht ins Gewicht, hat sich gegen
Ende des 20.Jahrhunderts aber betrichtlich verstirkt. Auch nach dem erneuten
Wechsel zu einer fixen Zahl von 200 Grossriten im Jahr 1953 behielt die Wohn-
bevélkerung — und damit auch der Auslinderanteil - eine Bedeutung, indem sie
als Berechnungsgrundlage fiir die Verteilung der Mandate auf die Bezirke verwen-
det wurde.?* Daraus entwickelte sich mit steigendem Auslinderanteil ein Parado-
xon: Personen ohne Schweizer Biirgerrecht wird jede politische Mitbestimmung
verwehrt, ihre Zahl beeinflusst jedoch die Verteilung der Grossratssitze auf die
Bezirke. EIcHENBERGER sieht dies wiederum als Reprisentationsauftrag des ge-
samten Kantonsvolkes, Auslinderinnen und Auslinder eingeschlossen, an den
Grossen Rat.*5

Vgl. Legende im Anhang S.355

11-E. Schema der aargauischen Verfassung des Jahres 1980 (Stand 2003).
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STAND 1M JAaHR 2003 Die allgemeine Grundlage, die den Zugang zum Grossen
Rat regelte, war die aargauische Kantonsverfassung von 1980 (Abbildung 11-E).
Ein einziges Mal wurde im 20.Jahrhundert die Verfassung einer Totalrevision
unterzogen.® Dies ist nicht als Folge einer politischen Umwilzung, sondern viel-
mehr als Ausdruck einer allgemeinen Aufbruchstimmung zu Beginn der 1g970er-
Jahre zu sehen, die auch zum Versuch der Revision der Bundesverfassung fiihrte.
Verfassungsgemiss wurde die Revisionsarbeit einem eigentlichen Verfassungsrat
iibertragen, dessen 200 Mitglieder gleichzeitig mit dem neuen Grossen Rat am
18. Mirz 1973 gewahlt wurden.?” Die Beratungen zogen sich iiber Jahre hin, und
der anfingliche Reformwille verlor sich nach und nach. Schliesslich fand die aus-
gearbeitete neue Verfassung beim Souveridn keine Gnade: 57 Prozent stimmten
am 29. April 1979 Nein.?® Gleichzeitig wurde der Verfassungsrat aber beauftragt,
seine Arbeit weiterzufithren. Der zweite Entwurf wurde dann in der Abstim-
mung vom 28. September 1980 mit einer deutlichen Zweidrittelsmehrheit ange-
nommen und trat 1982 in Kraft.29

Fiir den Status des Grossen Rats hatte die neue Verfassung kaum Verianderun-
gen zur Folge. Der Grosse Rat umfasste unverdndert 200 Mitglieder.3° Damit ver-
figte der Aargau zusammen mit dem Kanton Bern iiber das grosste Kantons-
parlament.3' Eine Volksinitiative, die die Herabsetzung auf 140 Sitze verlangte,
wurde in der Abstimmung vom 18.Mai 2003 angenommen. Eine Kontroverse
entbrannte im Nachgang zu dieser Verfassungsinderung um die Ausgestaltung
der Wahlkreise. Die ersten Wahlen in den verkleinerten Grossen Rat wurden
schliesslich im Friihling 2005 wie bisher auf der Basis der Bezirke vorgenommen,
ohne dass diese, wie vorgesehen, in Wahlkreisverbinden zusammengefasst wor-
den waren. Die Wahlen im Jahr 2009 werden indessen aufgrund eines Bundes-
gerichtsentscheids nach einem anderen Modus stattfinden miissen.3

Zur Art der Verdnderungsprozesse

Allen untersuchten Zisuren ist gemeinsam, dass der Zugang zum Grossen Rat
auf Verfassungsebene verandert wurde. Wohl wurde im Zusammenhang mit der
Frage des Frauenstimmrechts in einer ersten Phase auch erwogen, ob man dieses
nicht einfach durch eine neue Auslegung der bestehenden Verfassung einfiihren
konnte, kam aber bald davon ab. Fiir die Einfiihrung des Proporzwahlrechts war
dieser Weg dadurch vorgegeben, dass der Anstoss dazu in Form einer Volksiniti-
ative erfolgt war.33 Der Umstand, dass alle untersuchten Neuregelungen nicht
einfach auf Gesetzes-, sondern auf Verfassungsstufe verankert wurden, zeigt, dass
deren Wichtigkeit auch den Zeitgenossen durchaus bewusst war. Dies muss frei-
lich fiir die Mediationsverfassung von 1803 deutlich relativiert werden, da sie
nicht der Ausdruck eines allgemeinen Willens der Bevolkerung, sondern weitest-
gehend von aussen diktiert worden war, hatten doch die Vertreter des Aargaus
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nur beschriankt Einfluss auf den Gang der Regelungen nehmen kénnen, immer-
hin aber die Selbstindigkeit des Kantons gerettet.

Die Jahre 1803 und 1831 unterscheiden sich von den iibrigen untersuchten
Epochen dadurch, dass der Status des Grossen Rats im Rahmen einer Neufassung
des gesamten Verfassungsgebidudes geregelt wurde. Demgegeniiber betrafen die
Jahre 1921 und 1973 nur konkrete einzelne Elemente, wie dies in Abbildung 11-F
visualisiert ist: Mit dem Proporzprinzip wurde das Wahlverfahren geindert, mit
dem Frauenstimmrecht der Kreis der Personen neu gefasst, denen das Aktivbiirger-
recht zukam.

Was die Griinde fiir die einzelnen Verfassungsrevisionen betrifft, so lasst sich
zunéchst zusammenfassend festhalten, dass allen gemeinsam die enge Verkniipfung
von aargauischer, schweizerischer und internationaler Ebene ist, auch wenn
sich diese in ihrer Bedeutung und Beziehung zueinander immer wieder neu
einpendelten. Es handelt sich also bei den untersuchten staatsrechtlichen Verin-
derungsprozessen keineswegs um genuin aargauische Vorgéange, auch wenn 1831
der Anstoss durch den Freidmtersturm ebenso von der Basis kam wie 1921 die
von den Sozialdemokraten lancierte Volksinitiative zum Proporz. Diese Vernet-
zungen waren den Zeitgenossen durchaus bewusst, wie die oft fassbaren Beziige
zur Entwicklung in der Schweiz oder in Europa zeigen. Dabei hat die Darstellung
der Entstehung der Verfassungsrevisionen aufzeigen konnen, dass den Jahren
1831, 1921 und 1973 Jahrzehnte des politischen Kampfs um die zentralen zu ver-
dndernden Elemente vorausgingen. Es handelt sich bei den einzelnen Revisions-

Wahlverfahren

11-F. Tragweite der staatsrechtlichen Neuregelungen der einzelnen Schliisseljahre. Die Verdnderung
der Kantonsverfassung, die im entsprechenden Schliisseljahr wirksam wurde, betraf unterschiedliche
Bereiche. 1803 und 1831 wurde jeweils die ganze Verfassung revidiert, damit war der gesamte Rahmen
betroffen. 1921 wurde das Wahlverfahren verdndert und 1973 durch das Frauenstimmrecht die Definition
des aktiven Wahlrechts.

172



1803 B 150 100%

1831 200 132 66%
1921 200 98 49%
1973 200 62 31%
2001 200 58 29%

11-G. Anteil der neu gewihiten Ratsmitglieder in den Stichjahren 1803, 1831, 1921, 1973 und 2002. Fiir das
Stichjahr 2002 werden die Zahlen der Gesamterneuerungswahlen des Jahres 2001 beigezogen.

vorgiangen also nicht um punktuelle Ereignisse oder gar Situationen, in denen
gleichsam einzelne wenige geschichtsmichtig in den Gang der Dinge eingriffen.
Vielmehr ldsst sich jeweils aufzeigen, wie neue Konzepte fiir die Gestaltung der
Res publica aufkamen, sich in konkreten Forderungen verdichteten, immer mehr
Anhinger fanden, oft zunichst scheiterten, um dann letztlich Eingang in die Ver-
fassung zu finden.

Zum Umfang der personellen Erneuerung des Grossen Rats
in allen Stichjahren

Aus Abbildung 11-G wird ersichtlich, wie viele Ratsmitglieder in den Stichjahren
1831, 1921 und 1973 neu gewihlt wurden. So wird der jeweilige Grad der perso-
nellen Erneuerung sichtbar, den die Grossratswahlen nach den in den vorange-
gangenen Kapiteln referierten Verdnderungen jeweils zur Folge hatten. Dabei
miissen allerdings, wie verschiedentlich dargelegt, die Verdinderungen der Man-
datszahlen beriicksichtigt werden. Die grosste Umwilzung erbrachte freilich das
Jahr 1803, in dem iiberhaupt erstmals ein 150-kopfiges aargauisches Parlament
gewihlt wurde.3¢ Sodann folgt das Jahr 1831, in dem 50 zusitzliche Grossratssitze
zu besetzen waren und, wie im Kapitel «Der Grosse Rat in den Jahren 1830/31»
dargelegt, ein eigentlicher Generationenwechsel stattfand: 132 neue Ratsmitglie-
der, die zwei Drittel des Parlaments ausmachten, versammelten sich im Mai 1831
in Aarau. Die Wahlen des Jahres 1921 fiihrten ebenfalls zu einer tief greifenden
personellen Verinderung. Wiederum wurden fast die Hilfte der Mandate neu
vergeben. Demgegeniiber gestalteten sich die Fluktuationen in den Jahren 1973
und 2001 moderat: Jeweils knapp ein Drittel des Rats wurde erneuert. Hierbei ist
anzufiigen, dass diese Angaben keine Aussagen iiber die Natur der vorangegan-
genen Abginge von Ratsmitgliedern machen kénnen: Wie viele freiwillig oder
unfreiwillig auf eine erneute Kandidatur verzichteten und wie viele nicht wieder-
gewihlt wurden, liesse sich nur mit einer detaillierten Untersuchung der Wahl-
vorginge herausfinden.35
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Mandatszahl im 150 150 200 213 200 200 200 200
Stichjahr

zwischen zwei Stich-
jahren bereinigte
effektive Anzahl der
Ratsmitglieder
zwischen 1803, 1830
und 1831 bereinigte
effektive Anzahl

der Ratsmitglieder
Insgesamt: 415 + 3n + 262 + | 200

223 3N — 262

283

415

1188

B neuGewdhite M Ausscheidende ® wiedergewihite Ratsmitglieder

11-H. Uberlappungen der Stichjahre. Fiir das Stichjahr 2002 beziehen sich die Angaben iiber die Anzahl
neuer bzw. wiedergewihlter Ratsmitglieder auf die Gesamterneuerungswahlen des Jahres 2001.

Abbildung 11-H visualisiert, wie sich die Zusammensetzungen des Grossen
Rats in den einzelnen Stichjahren personell iiberlappen. Wihrend sich also zwi-
schen 1803, 1830 und 1831 noch vielfiltige Uberschneidungen ergeben, war dies
zwischen 1973 und 2002 nicht der Fall. Zu beriicksichtigen ist, dass sich durchaus
weitere Personen verschiedener Stichjahre aus gemeinsamer Ratstitigkeit ge-
kannt hatten. So gab es beispielsweise niemanden, der 1921 bereits und 1972 im-
mer noch Grossrat war, die éltesten Parlamentarier des Jahres 1972 hatten aber,
als sie selbst jung gewihlt worden waren, noch Vertreter jener Generation kennen
gelernt, die schon 1921 im Rat gesessen hatte: 1961 schieden mit Xaver Stocklig,,,
und Adolf Aeschbach.ss die letzten Politiker aus, die 1919 und 1921 gewihlt
worden waren, wihrend 1941 mit Karl Kyburzg,,, bereits der erste Grossrat ge-
withlt worden war, der sein Mandat 1972/73 noch ausiibte, um es erst 1981 nieder-
zulegen.

174



	Querschnitte : Kontinuitäten und Brüche
	Der Grosse Rat im Jahr 1803
	Der Grosse Rat in den Jahren 1830/31
	Der Grosse Rat in den Jahren 1920/21
	Der Grosse Rat in den Jahren 1972/73
	Grundlinien der Entwicklung und Stand im Jahr 2003


